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Saudi-Arabien nach der Kuweitkrise 

Die politische Lage 

Spätestens seit dem Siegeszug des Erdöls als eines der strategisch wichtigsten 
Rohstoffe nach dem zweiten Weltkrieg bildete die Stabilität Saudi-Arabiens als 
des bedeutendsten arabischen Erdölexporteurs eine Konstante in den progno­
stischen Überlegungen der Verbraucherländer. Überwog in den Hauptstädten 
des Westens in den fünfziger und sechziger Jahren noch die Sorge vor einem 
Triumph linker, nationalistischer Kräfte, so wich diese nach der forcierten 
Modernisie~tmg des Landes unter König Fai~al der Befürchtung, die Herr­
schaft der Al Sa"üd werde die Zerreißprobe zwischen konservativem, purita­
nisch-sunnitischem Wertebewußtsein der Bevölkenmgsmehrheit und den zwin­
genden Erfordernissen sozialökonomischer Umgestaltungen nicht standhalten. 

In der Tat agieren die staatstragenden Kräfte Saudi-Arabiens seit Anfang 
der siebziger Jahre beständig in einem Spektrum, dessen Pole einerseits von 
wahhabitischen Eiferern, denen jegliche Neuerung ein Sakrileg bedeutet, und 
andererseits von liberalen Erneuerern, die der entstandenen modernen ökono­
mischen Infrastruktur auch adäquate politische Strukturen zuordnen wollen, 
gebildet werden. Beide Pole beließen es nicht bei verbalen Attacken . 

. Die Besetzung der Großen Moschee von Mekka 1979 kann als bisheriger 
Höhepunkt des Wirkens der erstgenannten Komponente gelten, aber auch 
Kräfte der letztgenannten machten verschiedentlich mit Putschversuchen auf 
sich aufmerksam. Insgesamt überwog jedoch die Kraft der Mitte. 

Von vielen Analytikern im Westen häufig des Obskurantismus verdächtigt 
und schon mehrfach dem "Kehrichthaufen" der Geschichte überantwortet, straf­
te die fortbestehende Herrschaft der Äl Sa"üd diese Analysen hingegen fort­
gesetzt Lügen. Die Fakten vermitteln ein weitaus differenzierteres Bild. Das 
Herrschaftsmodell des Staatsgründers Ibn Sa"üd erwies sich als überraschend 
lebensfähig, da es auf weitsichtige Weise den sozialen, politischen und ökono­
mischen Gegebenheiten Saudi-Arabiens Rechnung trug. Seit 1932, dem Grün­
dungsjahr des saudiarabischen Staates, fußt das System auf vier tragenden 
Säulen: 

Die erste und wichtigste wird vom König und seiner Familie gebildet. Der 
Monarch verkörpert die höchste Autorität des Landes und auch der Äl Sa"üd. 
Staatsgründer Ibn Sa"üd kreierte ein Modell der Thronfolge, das bis in die 
Gegenwart ernsthafte Erschütterungen des Systems vermied. Mehrere tausend 
Prinzen gewährleisten eine Präsenz der Herrscherfamilie in allen staatstragen­
den Institutionen. 

Die zweite Säule wird von der Geistlichkeit verkörpert. Seit der Allianz zwi­
schen Dynastiegründer Mu~ammad ibn Sa"üd und dem hanbalitischen Refor­
mator Mu~ammad ibn c~bd al-Wahhäb 1744 stützen die Spitzen der Geistlich­
keit die Herrschaft der Al Sa<üd zum gegenseitigen Nutzen. Sie sind zwar kaum 
in die tagtägliche Regierungspolitik involviert, bestimmen aber wichtige 
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Inhalte der Gesetzgebung und wachen aufmerksam über die Einhaltung der 
wahhabitischen Normen. 

Die dritte Säule fußt auf den wichtigsten Stämmen des Landes. Obwohl im 
Saudi-Arabien unserer Tage alle Accessoirs des High-Tech-Zeitalters zu finden 
sind, folgt das alltägliche Leben der Bevölkerung doch noch mehrheitlich -
wenn auch abgewandelten - jahrhundertealten Stammestraditionen. Es zählt zu 
den Glanzlichtern im Lebenswerk von Ibn Sa'üd, sich der Unterstützung der 
bedeutendsten Stämme des Landes versichert zu haben. 

Die vierte und modernste Säule bildet der Ministerrat. Ibn Sa'üd kam noch 
ohne bzw. mit wenigen Ministern aus, Sa'üd, Fai~al, Jj:älid und Fahd formten 
nach und nach eine Regierung, die dem ungleich größeren Aufkommen an ad­
ministrativen Erfordernissen eines sich rasch modernisierenden Staatswesens 
besser entsprach. Gleichzeitig wurden durch die Mitarbeit in den Ministerien, 
den Regierungskanzleien und in den Subaltembehörden auch soziale Kräfte 
inkorporiert, die ursprünglich nicht zum herrschenden Establishment gehörten, 
deren Wohlverhalten und Kooperation aber in dem Maße vitaler wurde, wie 
das Land auf dem Weg der Modernisierung vorankam. 

Natürlich löste auch die Inkorporierung weiterer Teile des politischen Spek­
trums des Landes in die herrschende Elite das Grundproblem der Legitimität 
nicht. Die Äl Sa'üd propagieren sich als verläßliche Hüter der Heiligsten 
Stätten des Islam, sie vervollkommnen außerdem stetig das traditionelle Prinzip 
des Konsenses.1 Das eigentliche Dilemma besteht allerdings darin, daß nur ein 
verschwindend geringer Teil der erwachsenen Bevölkerung Saudi-Arabiens in 
den Prozeß der Konsensbildung einbezogen wird und dieses Prinzip daher die 
legitimatorische Wirkung freier Wahlen und gewählter Repräsentanten auf 
Dauer kaum ersetzen kann. 

Je komplexer und differenzierter die saudiarabische Gesellschaftsstruktur im 
Zuge der Modernisierung ~.erät, je beschwerlicher wird di!! stetige Suche nach 
Konsens, denn wenn die Ubereinstimmung nicht zustande kommt, wird die 
Entscheidung vertagt und Handlungen unterbleiben. Mag das seit 1952 ver­
briefte Recht jedes Untertanen, seine Vorstellungen dem Monarchen direkt zu 
Gehör zu bringen, in den Regierungsjahren Ibn Sa°üds noch einigen Druck von 
den Regierenden genommen haben, so erweist es sich in der Gegenwart - trotz 
formalen Fortbestehens - als unpraktikabel. 

Die Legitimitätskrise der Äl Sa'üd-Herrschaft vertiefte sich deshalb mit 
jedem Jahr, das verstrich, ohne daß die Könige Änderungen am Gewohnten 
zuließen. Es darf als sicher gelten, daß die seit 1973 vervielfachten Einnahmen 
aus dem Erdölexport ein entscheidendes Instrument darstellten, mit dem sich 
latent formierender Widerstand "aufgekauft" und pazifiert wurde. Möglicher­
weise verführte die wohlstandsbedingte innere Ruhe in Saudi-Arabien einige 
ausländische Beobachter dazu, der einheimischen Opposition im Verlauf der 
Jahre immer geringere Erfolgsaussichten zuzubilligen. 



"„. there has never been the large grant smell of public opposition that, 
for example, marked the downfall of the Shah. Barring a major extemally 
caused crisis, therefore, it is difficult to imagine an internal threat to the 
regime in the 1990s with more than a remote chance of success."2 
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Spekulationen über das Beharrungsvermögen der Äl Sa'üd ohne äußere Be­
drohung wurden jedoch in dem Maße obsolet, wie die apostrophierte äußere 
Krise in Gestalt des zweiten Golfkrieges Realität annahm. 

Und tatsächlich, der irakische Einmarsch in den Nachbarstaat Kuweit und 
die existentielle Bedrohung Saudi-Arabiens bewirkten eine tiefergehende In­
fragestellung wesentlicher Elemente des saudiarabischen Selbstverständnisses. 

Am 2. August 1990 fühlten sich die Sicherheit gewohnten Staatsbürger 
Saudi-Arabiens von ihrer Regierung verlassen. Jahrelang hatten sie die wohl­
tuenden Aspekte des "goldenen Käfigs" genossen, jetzt wurden sie schlagartig 
mit der Kehrseite - der Entmündigung - konfrontiert. Angesichts der massiven 
äußeren Bedrohung, die in das Leben jedes einzelnen ebenso einzugreifen 
vermochte wie in das der Nachbarn jenseits der kuweitischen Grenze, versagte 
ihnen die Regierung jede seriöse Information und Stellungnahme. In den ersten 
vier Tagen nach der irakischen Invasion in Kuweit wurde diese Tatsache in den 
saudiarabischen Medien de facto verschwiegen, der (Landes)vater enthielt 
seinen unmündigen "Kindern" unangenehme Wahrheiten vor. Am fünften Tag 
erwähnten einige hauptstädtische Zeitungen "a disturbing episode in Kuwait"3

• 

Mangels verläßlicher Informationen fanden Gerüchte rasch Verbreitung, 
machten sich erste Anzeichen einer Panik bemerkbar. 

Jetzt erst lockerte König Fahd die Pressezensur. Auf eine wohlwollende 
Weltpresse bedacht, vergab seine Regierung Hunderte von Akkreditierungen 
für die Ostprovinz, die Hauptstadt ar-Riyäg und ?-ahrän am Roten Meer. Im 
Sog der internationalen Medien setzte auch die saudiarabische Presse einige 
Freiheiten durch. Ihre Übernahme internationaler Agenturmeldungen ver­
mochte die Diskussion grundlegender Probleme der weiteren Entwicklung 
Saudi-Arabiens unter der Bevölkerung aber nicht mehr zu stoppen. 

Warum mußten die USA umgehend um militärische Hilfe gebeten werden? 
Warum umfaßte die Armee eines so großen Landes Wie Saudi-Arabien nur 
50 000 bis 65 000 Soldaten und war offensichtlich unfähig, das Land allein zu 
verteidigen? Waren die Abermilliarden an Rüstungsimporten umsonst? Ist das 
saudische Schwert nutzlos ohne den amerikanischen Schild? Zeigt sich sogar 
die gesamte arabische Welt, die auch das Herz der islamischen Welt bildet, 
außerstande, ihre Souveränität ohne westliche Hilfe zu bewahren?4 Bei diesen 
bohrenden Fragen blieb es nicht. . 

Einmal ausgelöst, berührte der Prozeß der Infragestellung bald auch die 
gesellschaftliche Verfassung Saudi-Arabiens. Die Kritik ging selten so weit, das 
Recht der Äl Sa'üd auf Herrschaft generell in Frage zu stellen. Aber die Bür­
ger forderten im vertrauten Kreis einen König, der die ausufernde Korruption 
glaubhaft bekämpft, der die Sorgen und Befürchtungen seiner Untertanen ernst 
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nimmt. Das Fehlen von geeigneten Plattforinen und Strukturen - Parteien, 
gesellschaftliche Organisationen, Gewerkschaften - machte sich besonders 
deutlich bemerkbar. Daraus entstand rasch die einigende Forderung nach 
einem höheren Maß an Partizipation, an Entscheidungsbeteiligung und Bere­
. chenbarkeit der Herrschenden. Die Debatte um die Zukunft des Königreiches 
erfaßte die unterschiedlichsten Bevölkerungsschichten, Geistliche, Kaufleute, 
Industrielle, Handwerker und Militärs. Die Bürger begrüßten die ungewohnten 
Freiheiten. Für viele von ihnen bedeutete schon die Debatte an sich den ersten 
Schritt auf dem Weg der politischen Liberalisierung. 

Gleichzeitig rissen die leidenschaftlichen Diskussionen aber auch alte Grä­
ben auf,.die die Königsfamilie über Jahre und Jahrzehnte zu überdecken und 
auszugleichen versucht hatte. Partizipation, Reform, Wandel hießen zwar die 
obengenannten gemeinsamen Schlüsselbegriffe, aber religiöse Aktivisten und 
liberale Technokraten, Akademiker und Geschäftsleute verbanden damit dia­
metral entgegengesetzte Inhalte. 

Um ein Entgleiten der Debatte zu vermeiden, ging König Fahd Ende 1990 
in die Offensive. Im November trat er mit der überraschenden Nachricht an 
die Öffentlichkeit, in Saudi-Arabien in Kürze einen Konsultativrat (rnaglis a8-
Sürä) zu etablieren und ein Grundgesetz, ein "Grundsystem der Herrschaft" (an­
ni~äm al-asäs1 li'l-l]ukm) vorzustellen. Nur Monate zuvor hatte die saudiarabi­
sche Regierung noch ihr Mißfallen gegenüber einer Wiederbelebung des Par­
lamentarismus in Kuweit nach der angestrebten Befreiung kundgetan,' nach­
dem sie zuvor schon jahrelang die kuweitischen Behauptungen hinsichtlich der 
Überlegenheit ihrer parlamentarischen und demokratischen Erfahrungen intern 
kritisiert hatte.6 Aber im Oktober 1990 übernahm die saudiarabische Regie­
rung immerhin die Gastgeberrolle für 600 prominente kuweitische Delegierte, 
die in at-Tä'if mit ihrem exilierten Emir Gäbir Äl llij-~abäl] eben jene Revitali­
sierung des 1986 aufgelösten Parlaments in Kuweit beraten wollten. Trotzdem 
blieb die Ankündigung eine Überraschung. Sollte sich damit der "Königsweg" 
abzeichnen, um der überbordenden Debatte in Saudi-Arabien die Schärfe zu 
nehmen? 

Viele Bürger begrüßten den Fakt, daß der König auf ihre Vorhaltungen 
adäquat reagiert hatte. Andere zeigten sich skeptischer. Sie verwiesen darauf, 
daß das Königshaus schon in Krisensituationen der Vergangenheit Zuflucht zu 
der Ankündigung genommen hatte, einen Konsultativrat einzuführen und ein 
Grundgesetz zu verabschieden, ohne das Versprechen je einzulösen. Sie er­
innerten daran, daß schon König Ibn Sa'üd 1926 einen Konsultativrat einge­
richtet habe, der als Instanz formal fortbestand, aber stets zur Inaktivität ver­
dammt blieb.7 Außerdem erhielt Saudi-Arabien seit seiner Gründung nie eine 
schriftliche Verfassung. "Dustür" (Verfassung) ist als Kategorie heftig umstrit­
ten. Entsprechend der wahhabitischen Lesart des Islam ist der Koran die un­
umstößliche, ewige Verfassung, die keiner Ergänzung bedarf. Nur der J:Iigäz 
besaß aufgrund seiner Bedeutung für das· Königreich und der besonderen 
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Bedingungen seiner Eingliederung bis in die dreißiger Jahre schriftlich fixierte 
Sonderbedingungen, die auch das Bestehen eines Konsultativ- und eines Abge­
ordnetenrates einschlossen. 

Wieder andere riefen die Jahre 1958 und 1960 und die Auseinandersetzung 
zwischen Sa°üd und Fai~al in Erinnerung, in der letzterer ähnliche Zusagen 
gemacht hätte.8 1962 habe Fai~al das Versprechen erneuert. Immerhin befand 
sich Saudi-Arabien damals ebenfalls in einer akuten äußeren Bedrohungs­
situation. Mit. revolutionärer Verve drängten die jungen, nationalistischen, 
1?.anarabischen Regimes in umliegenden arabischen Staaten - allen voran 
Agypten unter seinem charismatischt?,n Präsidenten Nfu?ir - auf den Sturz der 
"reaktionären Monarchien am Golf'. Agyptische Truppen griffen in den jemeni­
tischen Bürgerkrieg ein und drohten mit einer Ausweitung der Kampfhandlun­
gen auf saudiarabisches Territorium. Allerdings, so erinnerten sich Zeitgenos­
sen, habe Fa.l~al schon 1963 während eines USA-Besuchs gegenüber Präsident 
Kennedy behauptet, Saudi-Arabien sei bereits eine konstitutionelle Monarchie, 
da die sari"a die unumstößliche Verfassung des Landes darstelle - ein Rückzug 
par excellence! 

Auch 1970 (nach dem Putschversuch und den Säuberungen von 1969), 1975 
(nach der Ermordung König Fai~als) und 1979 (nach der Besetzung der Gro­
ßen Moschee in Mekka) seien aus dem Königshaus jeweils Ankündigungen 
über die umgehende Gestaltung eines Grundgesetzes und die Einrichtung eines 
Konsultativrates ergangen. Am 18. März 1980 habe König JJälid sogar Innenmi­
nister Prinz Näyif aufgefordert, ein Komitee mit der Aufgabe zu bilden, "to 
complete the drafting of the Basic Rules and a blueprint for a Consultative 
Assembly"9

• 

Obwohl die saudiarabische Presse die Nachricht einige Tage lang intensiv 
diskutierte, verlief sie auf allerhöchstes Geheiß schließlich wie<ler im Sande, 
nur um 1982 (riach dem Tod König JJälids) kurzzeitig erneut auf die Tagesord­
nung gesetzt zu werden. "Bach time the immediate crisis passed, the promise 
was shelved, orily to be reiterated during the next crisis ... "10 

Die Kritiker erinnerten daran, daß das letzte Versprechen 1982 immerhin 
von König Fahd selbst abgegeben worden sei, ohne daß er sich daran gehalten 
habe. Noch im Dezember 1984 habe er gegenüber einer - ausländischen(!) -
Zeitung, der Sunday Times, die Zusage erneuert und gleichzeitig eine Frist von 
drei Monaten für ihre Realisierung angekündigt. "King Fahd seems prone to 
bouts of amnesia when it comes to promises of political reform, said one Saudi 
businessman."11 Verdiente der Monarch dieses Mal trotzdem Vertrauen? 

Die Frage übergeht den Umstand, daß Fahd - entgegen allem Anschein -
nicht alleiniger Herr seiner Entschlüsse ist, sondern auf Konsensbildung ange­
wiesen bleibt. Nach dem Tod Ibn Sa°üds nahmen kollektive Aspekte der 
Staatsführung zu, eine Abstimmung mit den engsten Familienmitgliedern und 
den höchsten geistlichen Würdenträgern wurde mehr denn je unabdingbar. 
Damit verstärkten sich zwar stabilisatorische Aspekte, aber selbst dringliche 



10 

Entscheidungen konnten häufig nicht getroffen werden. N. Safran bezeichnete 
diesen Tatbestand als ein für das Saudi-Arabien der Gegenwart typisches 
Syndrom.12 

Es darf außerdem unterstellt werden, daß Fahd in dieser Frage keine un­
überbrückbaren Meinungsunterschiede von seiner Familie trennten. Deshalb 
ließ er sich nach dem 28. Februar 1991, dem Tag des Waffenstillstandes im 
zweiten Golfkrieg, auch erwartungsgemäß wieder viel Zeit bei der Umsetzung 
dieser Ankündigung. Alles deutete darauf hin, daß die Äl SaCUd erneut ver­
suchten, den Status quo ante stillschweigend wiederherzustellen. 

Schon zuvor hatte Innenminister Näyif demonstrativ damit gedroht, daß die 
Regierung nicht länger gewillt sei, öffentliche Unruhe hinzunehmen. Am 
5. Februar 1991 lobte er eine Million Rial für Angaben über Personen aus, die 
die Staatssicherheit gefährdeten.13 

Es beweist den außergewöhnlichen Charakter der Bedrohung des saudiara­
bischen Regimes durch die Nachwehen des zweiten Golfkrieges, daß dem Kö­
nigshaus im Frühjahr 1991 der Erfolg bei dem Versuch, den Vorkriegszustand 
wiederherzustellen, versagt blieb. Die Reformideen hatten zu große Teile der 
Bevölkerung erfaßt und Tiefenwirkung hinterlassen. Selbst Repressionsdrohun­
gen fruchteten nur wenig, sondern waren im Gegenteil dazu angetan, die poli­
tische Situation weiter zuzuspitzen. 

Im März 1991 sah sich Fahd jedenfalls veranlaßt, sein im November des 
Vorjahres abgegebenes Versprechen zu bekräftigen. Innerhalb von sechs Mo­
naten sollte nun definitiv ein Konsultativrat gebildet werden. Nachdem zu­
nächst ein Personalumfang von zehn Mitgliedern vorgesehen war, kristallisierte 
sich bis zum Sommer 1991 eine Besetzung mit sechzig Personen heraus. Mitte 
September 1991 ernannte Fahd seinen Justizminister Mul)ammad ibn Gubair 
zum Vorsitzenden des immer noch nicht existierenden Rates. Damit war nur 
eine "kosmetische'' Aufwertung der ansonsten verstrichenen Sechsmonatsfrist 
erfolgt. Der Monarch entschuldigte sich mit dem Umstand, daß er an 2000 
hervorragende Persönlichkeiten Saudi-Arabiens Schreiben mit der Bitte ge­
sandt habe, ihm geeignete Personen für den Konsultativrat zu empfehlen. Auf 
diese Weise hatte er sich eine beträchtliche "Atempause" verschafft, denn 
erwartungsgemäß entzündeten sich an der Vorschlagsliste die unterschiedlich-

. sten politischen Zielvorstellungen und persönlichen Eitelkeiten. 
Trotzdem, der Weg zu einem maglis a.S-sürä und einem schriftlich fixierten 

Grundgesetz in Saudi-Arabien war diesmal irreversibel geworden. 

Grundzüge der wirtschaftlichen Situation 

Das Klischee vom "unermeßlich" reichen Saudi-Arabien entstand im wesentli­
chen in den siebziger Jahren. Als sich der Weltmarktpreis für Erdöl 1973 von 
1,86 $/Barrel auf über 11 $/Barrel vervielfachte, bedeutete das für die Förder-
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länder kaum faßbare Deviseneinnahmen innerhalb außerordentlich kurzer 
Zeiträume. Als größter arabischer Produzent des flüssigen Kohlenwasserstoffs 
stand Saudi-Arabien an der Spitze dieses finanziellen Booms. 

Trotz forcierter wirtschaftlicher Modernisierungsbestrebungen unter König 
Fai~al zeigte sich die saudiarabische Wirtschaft im ganzen zunächst außer­
stande, die Devisenströme zu absorbieren. Infolgedessen unternahm die saudi­
arabische Regierung umfangreiche Investitionen in den Industrieländern. 
Berichte und Kolportagen über Milliarden saudiarabischer Petrodollars auf den 
westlichen Finanzmärkten füllten die internationalen Medien. Meistens legte 
die Regierung in ar-Riyä4 vorrangigen Wert auf die Sicherheit der Anlage und 
weniger auf den Zinsertrag.14 Daraus enituchsen zwei Konsequenzen. 

Zum einen wurden große Teile des saudiarabischen Auslandbesitzes durch 
die langen Anlagezeiträume illiquid, zum anderen überstieg die Inflationsrate 
in den Depositenländern häufig den Zinsertrag, d. h. es wäre ökonomisch sinn­
voller gewesen, das Erdöl im Boden zu belassen. Dafür fehlten aufgrund der 
unterschiedlichen Interessen in der OPEC aber schon die Grundlagen. 

Es zählt zu den bleibenden innenpolitischen Verdiensten Fai~als, zwischen 
1973 und seiner Ermordung 1975 die Weichen für eine wirtschaftsstrukturelle 
Entwicklung - aufbauend auf den Vorleistungen seit seiner Amtsübernahme -
gestellt zu haben, die Saudi-Arabien zunehmend in die Lage versetzte, die 
Petrodollars sinnvoll im Inland einzusetzen. Die Fünfjahrpläne berücksichtigten 
die Finanzkraft effektiver, innerhalb weniger Jahre entstanden in Saudi-Arabien 
eine moderne Infrastruktur, ein Kommunikationsnetz auf neuestem techni­
schem Stand und, über die Erdölverarbeitung hinaus, moderne Betriebe weite­
rer Wirtschaftszweige, insbesondere in der Bauwirtschaft. Bildungseinrichtun­
gen, Krankenhäuser, andere soziale Institutionen öffneten allerorten ihre 
Pforten, vorhandene wurden saniert und ausgebaut. 

Der deviseni:i:J.duzierte Wirtschaftsboom beeinflußte die weitere Diversifizie­
rung der saudiarabischen Gesellschaft wie ein hochwirksames Ferment. Groß­
kaufleute, Industrielle und Kommissionäre . vervielfachten ihre Gewinne, der 
Staat übernahm die kostenintensiven Vorleistungen, die Spitzen der Privatwirt­
schaft teilten sich hingegen die Profite, natürlich stets bei entsprechender 
Beteiligung des Hofes. 

In dieser überhitzten Wirtschaftsatmosphäre entstanden die spezifischen Ab­
hängigkeitsverhältnisse des privaten Wirtschaftssektors vom Staat, erlebten 
Nepotismus und Korruption eine .vordem nie gekannte Blüte. Die Staatskasse 
war allerdings so reichlich gefüllt, daß auch lohnabhängig Beschäftigte, kleine­
re Unternehmer und Handwerker am Boom partizipierten und die extrem 
ungleiche Verteilung des Reichtums kaum hinterfragten. Selbst die- Unter­
schichten, einfache Beduinen, eine entwurzelte, urbanisierte Landbevölkerung 
und andere, erhielten einen zwar kleineren, aber hochwillkommenen Teil der 
staatlichen Wohlfahrtsleistungen. 
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Bis zum Ende der siebziger Jahre verzeichnete diese Entwicklung kaum 
ernsthafte Rückschläge. 1980 erzielte der saudiarabische Staat Einnahmen aus 
dem Erdölexport in Höhe von 102,2 Md. $15

, 1981 konnte das Ergebnis mit 
101,2 Md. $ de facto noch einmal wiederholt werden. Das bedeutete eine 
53fache Erhöhung der Erdöleinnahmen innerhalb eines Jahrzehnts.16 Im glei­
chen Jahr hatten die Auslandsreserven Saudi-Arabiens einen Umfang von ca. 
150 Md. $ angenommen.17 Damit war allerdings ein gewisser Höhepunkt er­
reicht. 

Der internationale Erdölmarkt unterliegt, wie alle Warenmärkte, bestimm­
ten Zyklen, d. h. nach dem langanhaltenden Boom der siebziger Jahre hätte 
kaum verwundern dürfen, daß in den achtziger Jahren eine Rezession eintrat, 
die fast ebenso lange dauerte wie die vorangegangene Konjunktur. 

Die Einnahmen Saudi-Arabiens sanken rapide. 1982 flossen noch 76 Md. $ 
in die Staatskassen, 1983 nur noch 37,1 Md. $.18 Jetzt offenbarten sich die 
Kehrseiten der spezifischen saudiarabischen Wirtschaftsentwicklung, d. h. die 
nahezu vollständige Abhängigkeit des Reproduktionsprozesses von der Erd­
ölrente, die ausgabenorientierte, wirtschaftlich unzureichend begründete, von 
politischen Beweggründen motivierte Strategie des Regimes unter Dominanz 
des Staates, die schwache Verwurzelung der Wirtschaftselite in der produktiven 
Sphäre (Übertragung wesentlicher produktiver Funktionen auf ausländisches 
Kapital und ausländische Arbeitskräfte) und die umentable Struktur des 
entstandenen Exportpotentials (insbesondere Produkte der ersten Erdölver­
arbeitungsstufe }.19 Selbst die bedeutendste Einnahmequelle Saudi-Arabiens 
vor dem Erdölzeitalter, die Gewinne aus den Pilgerfahrten nach Mekka und 
Medina, sprudelte nicht mehr. Zwar ließen durchschnittlich zwei Millionen 
Pilger pro Jahr bei einer Aufenthaltsdauer von zwei bis sieben Wochen erhebli­
che Mittel im Land, aber diese flossen vornehmlich in die Taschen der Ge­
schäftsleute des I:Iigäz, während der Staat durch umfangreiche Aufwendungen 
für die Infrastruktur des J:iagg und diverse Dienstleistungen per Saldo Verlust 
einfuhr. 

So blieben am Ende nur der Rückgriff auf die Reserven und die Inkaufnah­
me eines Budgetdefizits. Im April 1983 sah das Budget für 1983/84 Ausgaben 
in Höhe von 73,2 Md. $ vor, bei prognostizierten Einnahmen von 63,9 Md. $. 

· Für die Differenz sollten die Reserven aufkommen. Als sich iin Verlauf des 
Jahres abzeichnete, daß die Einnahmen 53,2 Md. $ nicht übersteigen würden, 
wurden einige Projekte gestoppt, andere Planvorhaben verlängert. Dadurch 
konnten auch die Ausgaben auf 63,1 Md. $ gesenkt werden. Im April 1984 
wiederholte sich die Prozedur. Für 1984/85 gingen die Planzahlen von 
60,9 Md. $ an Einnahmen und 73,8 Md. $ an Ausgaben aus, wobei damit auf 
die Staatsreserve eine Belastung von fast 13 Md. $ zukam.20 Damit war die 
Talsohle aber immer noch nicht erreicht. 1986 erwirtschaftete Saudi-Arabien 
aus dem Erdölexport nur noch 28,5 Md. $.21 Durch den ständigen Zugriff 
sanken die Finanzreserven bis zum Ende der Dekade auf ca. 50 Md. $. Der 
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Rückgang der Erdöleinnahmen zwang der saudiarabischen Regierung einen 
ungewohnten Sparkurs auf. Wirtschaftsprogramme wurden reduziert bzw. die 
Realisierungsperioden verlängert. Selbst die umfangreichen Rüstungsvorhaben 
wurden einer Revision unterzogen. 

Es fiel den Äl Sa<üd zunehmend schwerer, die in den siebziger Jahren ge­
setzten Standards der omnipräsenten staatlichen Fürsorge und Wohlfahrts­
leistungen aufrechtzuerhalten. 

Gleichzeitig waren sie sich dessen bewußt, daß die wachsenden Widersprü­
che innerhalb der komplexer gewordenen saudiarabischen Gesellschaft nur 
auszubalancieren seien, wenn es weiterhin gelang, mögliche Opposition "auf­
zukaufen". Bei aller Anerkennung des bis dahin Geleisteten durften die sozial 
beschwichtigenden Wirkungen des Wohlfahrtssystems aber auch nicht über­
schätzt werden. K. McLachlan ist durchaus zuzustimmen, wenn er einschätzt: 

"In real terms, the country made rapid improvements in areas of human 
welfare but stayed relatively in the lowest international rank. Oil income 
singularly failed to buy those improvements in human conditions that are 
not susceptible to instant eures. The dichotomy between material wealth 
and physical facilities vis a vis the low educational and health Status Of a 
large proportion of the Saudi Arabian people was a constant source of 
social friction both among the Saudi Arabians themselves and between 
Saudis and better-educated foreigners whom they employed."22 

Voller Hoffnung erwartete die saudiarabische Regierung deshalb in der zweiten 
Hälfte der achtziger Jahre das Ende der Rezession auf dem Welt-Erdölmarkt 
und einen Anstieg der Preise. Begierig griff sie alle Prognosen auf, die ab etwa 
1988 eine "deutliche Erholung der Weltnachfrage nach Öl bei steigenden 
Preisen erwartet(e)"23

• Tatsächlich stagnierten Markt und Preise aber bis zum 
Ausbruch des zweiten Golfkrieges. 

Panik, Ungewißheit und der Ausfall irakischen und kuweitischen Erdöls trie­
ben den Weltmarktpreis in der zweiten Hälfte des Jahres 1990 von 16 $/Barrel 
auf mehr als 30 $/Barrel. Spot-Markt-Preise erreichten Spitzen von 40 $/Bar­
rel.24 Schon wenige Wochen nach dem Waffenstillstand pegelte sich der Preis 
aber wieder auf ein durchschnittliches Niveau zwischen 15 und 18 $/Barrel ein, 
d. h. es wurde offensichtlich, daß die Ära ungezügelter Ausgaben in den siebzi­
ger Jahren wohl ein singuläres Ereignis bleiben würde. 

Die saudiarabische Regierung mußte ihre Politik dieser Tatsache anpassen. 
Die enormen finanziellen Aufwendungen während des zweiten Golfkrieges 
setzten quasi einen Schlußpunkt unter eine Dekade pekuniärer Talfahrt. Das 
Gross Domestic Product (GDP) Saudi-Arabiens betrug 1991, am Ende des 
Jahrzehnts, nur noch ein Drittel des GDP von 1981,25 seit 1983 hatte sich eine 
Staatsverschuldung von 55 Md. $ angehäuft.26 Über dieses Resümee konnte 
auch eine kurzzeitige Einnahmenverdreifachung im zweiten. Halbjahr 1990 
nicht hinwegtäuschen. 
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Natürlich mußte sich die Preisanhebung auf 30-40 $/Barrel und die gleich­
zeitige Steigerung der saudiarabischen Ölförderung von 5,4 Mill. Bai;reljTag 
auf ca. 8 Mill. Barrel/Tag positiv in den Bilanzen niederschlagen. Aber der 
Regierung entstanden zum gleichen Zeitpunkt - nach eigenen Angaben - auch 
Verbindlichkeiten von insgesamt 69 Md. $ im Zusammenhang mit dem zweiten 
Golfkrieg,27 davon allein 30 Md. $ aus Militärkontrakten mit den USA Erst 
im Januar 1994 einigten sich die Regierungen in ar-Riyäi;l und Washington auf 
die Verschiebung einer Rückzahlungsrate von 6 Md. $ auf das kommende 
Finanzjahr.28 Die kurzzeitigen Zusatzgewinne von 1990 waren jedenfalls nicht 
dazu angetan, die in den achtziger Jahren entstandenen und durch die Golf­
kriege (es sei auch an die erheblichen saudiarabischen Zahlungen an Irak im 
ersten Golfkrieg erinnert) verschärften Finanzprobleme Saudi-Arabiens auch 
nur annähernd zu lösen. 

Im -Gegenteil, die defizitäre Entwicklung setzte sich fort. Aufgrund des 
Krieges wurde für 1991 kein reguläres Staatsbudget verabschiedet. 1992/93 
kalkulierte die Regierung ein Defizit von 3,9 Md. $ ein, real betrug die Kluft 
zwischen Einnahmen und Ausgaben 10,5 Md. $. Realistischerweise ging man 
deshalb 1993/94 von einem Defizit in Höhe von 7,4 Md.$ aus und bilanzierte 
das Finanzjahr positiv, als tatsächlich nur 8 Md. $ erreicht wurden. Für das 
Finanzjahr 1994/95 ist erstmals seit Jahren ein ausbalanciertes Budget vor­
gesehen. Das bedeutet de facto eine weitere Einschränkung in der staatlichen 
Ausgabenpolitik. Selbst für Städte und Gemeinden sieht der aktuelle Etat eine 
Ausgabenreduzierung um 24,5 Prozent vor.29 Das vermittelt unzweideutig die 
Botschaft, daß die Regierung selbst in sehr sensiblen Bereichen Einsparungen 
als unumgänglich erachtet. 

Vor diesem Hintergrund erscheint die Reformbereitschaft der Äl Sacüd nach 
dem zweiten Golfkrieg in einem anperen Licht. In dem Maße, wie die Mittel 
für die Beeinflussung der Bevölkerungsmehrheit schwanden, mußte die Herr­
scherfamilie andere Ventile für latente Unzufriedenheit öffnen. Sie war sich 
jedenfalls der Gefährlichkeit der Situation vollauf bewußt. 

In einem breit angelegten Propagandafeldzug wehrte sie sich gegen "Unter­
stellungen" der internationalen Presse, daß die finanzielle Leistungskraft Saudi­
Arabiens erschöpft sei. Sie verwies auf die 260 Md. Barrel nachgewiesener Erd­
ölreserven auf ihrem Territorium, die 25 Prozent der Weltreserven ausmachten 
und Saudi-Arabien in dieser Hinsicht zum "reichsten Land der Welt" stempel­
ten. Ende 1992 hätten die Auslandsguthaben immer noch bei 79 Md. $ gelegen 
(wobei sie in ihrer Mehrheit nicht liquid sind).30 

"If these assets have declined over the years, this was because of a genui­
ne threat that has never been anticipated and by this we mean the Gulf 
War (der Schwund vor dem Krieg wird verschwiegen - H.F.). These assets 
have also been directed toward serving basic infrastructure projects which 
themselves are considered precious assets whose value increases by the 
passage of time."31 
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. Außerdem verwies die Propaganda auf die internationale "Normalität" defizitä­
rer Budgets. Immerhin habe das Defizit in den USA 1992 334 Md. $ erreicht, 
selbst auf die Einwohnerzahl umgerechnet erweise sich die Kluft zwischen 
Einnahmen und Ausgaben in Saudi-Arabien als vernachlässigbar.32 

Der Regierung kam zweifellos entgegen, daß die Geschäftswelt am zweiten 
Golfkrieg profitierte. Banken und die Privatwirtschaft profilierten sich als Lie­
feranten und Dienstleistungsanbieter für die alliierten Streitkräfte bzw. als 
Kreditgeber für exilierte kuweitische Staatsbürger. "Saudi Arabia" zitierte einen 
führenden Bankier aus ar-Riyä9 mit den Worten: "The Saudi economy is 
fundamentally strong, and borrowing simply makes good sense," und führt als 
weiteren "Kronzeugen" Prinz <Abdalläh ibn Faisal, den Vorsitzenden der Kö­
niglichen Kommission für Gubail und Yanbüc, ntlt der Bemerkung an: ''One of 
the reasons why the government is borrowing is to increase the confidence of 
the private sector."33 Der Enthusiasmus dürfte durch die Entschlossenheit der 
Regierung, 1994 /95 kein Defizit zuzulassen, gedämpft werden, aber es bleibt 
die Gewißheit, daß die Spitzen der Privatwirtschaft auch nach dem zweiten 
Golfkrieg nicht zu den eigentlichen "Unruhestiftern" zu zählen sind. 

Wie immer betreffen Einsparungsprogramme der Regierung in erster Linie 
Mittel- und Unterschichten, und diese stellen auch in Saudi-Arabien die Bevöl­
kerungsmehrheit. Unmittelbar nach Kriegsende verteilte die Regierung voraus­
sichtlich ein letztes Mal "Geschenke". Sie stundete für zwei Jahre Hypotheken­
rückzahlungen, senkte Verkehrstarife und erhöhte die Subventionen für Getrei­
de, ein Geschenk an die Beduinen. Die einschneidenden Abstriche am "Wohl­
fahrtsstaat" Saudi-Arabien konnten diese "kosmetischen Operationen" aber 
kaum noch überdecken. Saudi-Arabien bleibt zweifellos ein immens reiches 
Land mit erheblichen sozialen Leistungen. Diese reichen aber nicht mehr hin, 
um einer politischen Liberalisierung zu entgehen. 

Die Auseinandersetzung um den zukünftigen Entwicklungsweg 

Die Geistlichkeit 

Regimetreue <ulamä 

Die wahhabitischen Geistlichen Saudi-Arabiens wurden bereits als tragende 
Säule der Äl Sa<üd-Herrschaft charakterisiert. Bei genauer Betrachtung zeich­
net sich sogar ein eher symbiotisches Verhältnis zwischen beiden Komponenten 
ab als eine rationale, dem Augenblick verhaftete gegenseitige Unterstützung. 
Es gilt unterdessen als gesicherte wissenschaftliche Erkenntnis, daß erst das 
Mitte des 18. Jahrhunderts im Nagd geschlossene Bündnis zwischen _!vlul;iam­
mad ibn <Abd al-Wahhäb und dem damaligen Familienoberhaupt der Al Sa<üd, 
Mu\Jammad ibn Sa<üd, den Grundstein .(ür das letztliche Obsiegen der Äl Sa<üd 
in den wechselvollen Bestrebungen der staatlichen Vereinigung großer Teile 
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der Arabischen Halbinsel garantierte, weil es die Ziele der Nagd-Herrscher 
über die üblichen hegemonialen Stammes- und Familieninteressen heraushob 
und sie mit einem dringlichen religiösen Sendungsbewußtsein umgab. Erst die 
einigende Wirkt_!ng des Wahhabismus machte die eigentliche Ingredienz für 
den Erfolg der Al Sa'üd aus. 

Die erwähnte Symbiose übertrug beiden Parteien eine Reihe von Rechten 
und Pflichten, ohne die sie in dieser Form nicht lebensfähig gewesen wäre. Die 
eigentliche Durchschlagskraft des Wahhabismus, die die Äl Sa'üd politisch und 
militärisch umsetzten, ergab sich aus der kompro!_nißlosen Konsequenz des isla­
mischen Erneuerungswillens, an die auch die Al Sa<üd-Herrscher gebunden 
waren. 

Der Wahhabismus fußt bekanntlich auf der außerordentlich konservativen 
hanbalitischen Rechtsschule des Islam und dabei insbesondere auf den Schrif­
ten des hanbalitischen Gelehrten Ibn Tainüya. Zu Lebzeiten Ibn Tainüyas 
befand sich das Kalifat in einem beklagenswerten Zustand. Viele quasi autarke 
islamische Herrscher suchten Legitimität mittels der Unterstützung durch 
lokale religiöse Führer. Ibn Tainüya lehnte diese Praxis vehement ab und 
forderte eine Rückkehr zu den originären Aussagen von Koran und Sunna. 
Legitimität könne demnach nur von der strikten Befolgung des islamischen 
Rechts, der sarra, ausgehen. Jeder Herrscher, der die farra nicht befolge, 
handele ohne Legitimität, und seine Untertanen hätten demzufolge sogar die 
religiöse Pflicht, ihn aus seinem Amt zu entfernen. Ibn <Abd al-Wahhäb begriff 
sich als Sachwalter der Forderungen Ibn Tainüyas.34 Seine Unterstützung für 
die Expansionsbestrebungen der Al Sa<üd sah er als Mittel, um einem "geläu­
terten" Islam in der Wiege der islamischen Religion möglichst rasch zum 
Durchbruch zu verhelfen. Für die Äl Sa'üd bedeutete das andererseits, sich 
dem wahhabitischen Verhaltenskodex zu unterwerfen, d. h. die Gültigkeit des 
islamischen Rechts als über jeder weltlichen Handlung stehend anzuerkennen. 
Der Wahhabismus band de facto Herrscher und Beherrschte in einem bere­
chenbaren Kontext aneinander, die Verletzung des Verhaltensmusters durch 
die eine Seite entband faktisch die andere Seite von ihren Pflichten. In der 
Praxis bedeutete das natürlich primär eine wesentliche Einschränkung für 
Herrscherwillkür. Solange sich die Äl Sa'üd aber an die Pflichten der Überein­
kunft hielten, konnten sie auch Legitimität einfordern. 

Die Tatsache, daß diese Legitimitätspraxis westlich-europäischen Mustern 
der Gegenwart nicht genügt, bedeutet keinesfalls, daß sie in den sozialen und 
geistigen Strukturen auf der Arabischen Halbinsel nicht als existent und richtig 
betrachtet wird. A. Issa ist zuzustimmen, wenn er feststellt, daß das von Ibn 
<Abd al-Wahhäb weiterentwickelte Herrschaftsprinzip von Ibn Tainüya, das sich 
eben aus der strikten Befolgung des islamischen Rechts ableitet, durchaus 
Quelle legitimer Herrschaft sein kann. 

"Der hanbalitisch-taimiyyaische Wahhabismus ist ein struktureller Faktor 
in der sozialen und politischen Ordnung der saudischen Dynastie. Er ist 



dort wegen seiner ideologischen Durchdringungskraft, seiner Immunität 
gegen gesellschaftliche Veränderungen und vor allem wegen seiner gesell­
schaftlichen und politischen Steuerungsfähigkeit die Quelle sozialer 
'Legitimitätsgestaltung' und politischen 'Legitmitätsanspruchs'."35 
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Die Nachfahren Ibn <Abd al-Wahhäbs, die Äl a8-Saib, trugen zusammen mit 
anderen 'Ulamä, insbesondere aus dem Nagd, dafür Sorge, daß die Grundlagen 
dieses Herrschaftsmodells auch in den folgenden Jahrzehnten und Jahrhunder­
ten eingehalten wurden. Sie unterstützten die Äl SaCUd als die legitimen Sach­
walter der ursprünglichen Allianz zwischen Ibn <Abd al-Wahhäb und Mul;iam­
mad ibn SaCUd. Solange sich die herrschende Familie den vereinbarten religiö­
sen Prinzipien unterwarf und für ihre Einhaltung und Verbreitung stand, so­
lange durfte sie auch auf die Zustimmung durch die <ulamä hoffen. Die Geist­
lichkeit erreichte auf diese Weise eine ungleich bedeutendere Position als in 
vergleichbaren anderen arabischen Staaten. 

Sie kontrolliert das Bildungswesen, sie überwacht die jährlichen Pilgerfahr­
ten nach Mekka und Medina, sie zeichnet für die Einhaltung der öffentlichen 
Moral verantwortlich - die Einhaltung der Gebetszeiten, das Alkoholverbot, die 
Trennung der Geschlechter in der Offentlichkeit, die Einhaltung der Beklei­
dungsvorschriften etc., und sie verfügt über den religiösen Besitz (auqät). 

Selbstverständlich sind nicht alle Geistlichen Saudi-Arabiens gleichermaßen 
in diese Aufgaben involviert. Die Äl a8-Saib standen lange Zeit unangefochten 
an der Spitze einer sich erst allmählich heranbildenden geistlichen Hierarchie. 
Ihre Pamphlete und Texte galten als verläßliche Richtschnur für die Auslegung 
der wahhabitischen Doktrin. Mitglieder der Äl a8-Saib dienten als Richter und 
Administratoren in den von Ibn SaCUd eroberten Gebieten und trugen dafür 
Sorge, daß die Verbindung der Äl Sa<üd mit dem Wahhabismus generell ge­
wahrt blieb. Ihnen gegenüber befand sich die übrige Geistlichkeit des Nagd 
zunächst in ellier untergeordneten Rolle. Die 'Ulamä wirkten in den städti­
schen Zentren, in den Kleinstädten und Dörfern, aber auch in den zeitweiligen 
Siedlungen der Beduinen relativ autark und dezentralisiert. Nur die Geistlich­
keit ar-Riyä9s erhielt eine gewisse Sonderrolle durch ihren direkten Zugang 
zum Herrscherhaus. 

Nach der Eroberung des J:Iigäz kam es zu einer weiteren Differenzierung. 
Durch die Pilgerstätten im J:Iigäz und durch seine Handelstraditionenen be­
dingt, zeichnete die Geistlichkeit in diesem Gebiet ein höheres Maß an Tole­
ranz aus.36 Vor diesem Hintergrund darf auch nicht verwundern, daß die übri­
ge islamische Welt nach der Eroberung des J:Iigäz durch Ibn SaCUd die große 
Sorge erfaßte, ob der strikte Wahhabisnius nicht letztlich die Heiligen Stätten 
irreversibel verändern würde, vielleicht sogar das Grab des Propheten zerstör­
te. Diese seit 1926 immer wieder sporadisch geäußerten Befürchtungen ent­
wickelten sich in Phasen offener Auseinandersetzungen Saudi-Arabiens mit 
Nachbarstaaten bisweilen noch bis in die Gegenwart hinein zum Politikum. 
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Auf der Höhe des "Pilgerstreits" zwischen Iran und Saudi-Arabien während 
des ersten Golfkriegs erschien in Iran eine Fülle von Publikationen, die die 
alten Vorwürfe wieder aufgriff.37 Aber auch für viele Muslime außerhalb Irans 
waren und sind die Äl Sa<üd mit Sicherheit die "falschen" Hüter Mekkas und 
Medinas.38 Obwohl sich diese Befürchtungen insgesamt nicht bewahrheiteten, 
waren die <ulamä des Ijligäz gezwungen, sich den neuen Gegebenheiten anzu­
passen. Immerhin behielten sie den Zugang zu Donationen, Geschenken und 
Erträgen des waqf-Besitzes und konnten sich in den alltäglichen Angelegenhei­
ten eine gewisse Autonomie bewahren. 

Demgegenüber befanden sich die Geistlichen des Nagd in einem stetig 
wachsenden Abhängigkeitsverhältnis von staatlichen materiellen Zuwendungen. 
Diese Abhängigkeit trug entscheidend dazu bei, daß sich das Verhältnis zwi­
schen Geistlichkeit und Äl Sa<üd während der forcierten Modernisierung des 
Landes zugunsten letzterer verschob. Der wachsende Reichtum des Landes 
nach dem Tod Ibn Sa<üds bewirkte - wie schon ausgeführt - eine rasche Diver­
sifizierung der saudiarabischen Gesellschaft, eine erhöhte Mobilität der Bevöl­
kerung und ein stetig wachsendes Bildungsniveau. Mit jeder neuen Phase der 
Modernisierung wurde offensichtlicher, daß das Land neue politische Struktu­
ren benötigte, die in der Lage waren, den Modernisierungsprozeß zu gestalten 
und zu lenken, d. h. moderne Ministerien,· Regierungsbehörden, staatliche 
Institutionen mit fachlich gut ausgebildeten Angestellten und Technokraten. 
Traditionelle Betätigungs- und Einflußfelder wurden der Geistlichkeit mehr 
und mehr entzogen. 

Als besonders einschneidend mußte dieser Prozeß auf dem Gebiet der 
Rechtsprechung empfunden werden. 1962 verkündete Fai~al in seinem 
10-Punkte-Reformprogramm unter anderem auch die Etablierung eines-Justiz­
ministeriums. Als der Mufti Saudi-Arabiens, Saih Muhammad ibn Äl aS-Saih, 
1969 starb, bedeutete das 1970 die Gelegenheit yfüt dle Implementierung d;s 
Justizministeriums und eines Obersten Rates der Justiz. Die materiell abhän­
gige Geistlichkeit wurde in andere, teilweise neu geschaffene bürokratische In­
stitutionen eingebunden: die "Komitees für die Verbreitung des Guten und die 
Verhinderung des Bösen", das "Direktorat für religiöse Forschung", die Behör­
den für iftä, da<wa und islamische Führung, deren Mitglieder die Regierung 
ernennt. Das Maß der Beteiligung der <ulamä an der Tätigkeit der neu geschaf­
fenen Institutionen wurde durch die Notwendigkeiten und Orientierungen der 
Politik bestimmt. Die Geistlichen sahen sich hofiert, wenn eine Entscheidung 
unbedingt der religiösen Legitimierung bedurfte, ihre Einwände wurden hin­
gegen zunehmend vernachlässigt, wenn sie im Widerspruch zu den Auffassun­
gen des Königs standen oder wenn dieser andere Legitimierungsquellen hinzu­
ziehen konnte. 

Der Petrodollar-Reichtum enthob die Äl Sa<üd auf gewisse Weise von der 
Notwendigkeit, ihren Legitimitätsanspruch ausschließlich mit religiösen Argu­
menten zu untermauern. In gleichem Maße, wie sich die Herrscherfamilie die 
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Gefolgschaft der Einwohner Saudi-Arabieni> auch mit materiellem Wohlstand 
und mit hohen Sozialleistungen sichern konnte, sank auch die Bedeutung der 
Äl !15-Saiy. Im Grunde genommen verfuhren die Äl Sa'üd hierbei mit den Äl 
a5-Saib ähnlich wie mit anderen prominenten Familien des Landes. Niemand 
durfte eine der königlichen Familie vergleichbare oder nahekommende Macht 
repräsentieren. Die Bedeutung der Nachkommen Ibn <Abd al-Wahhäbs wird 
eher dadurch unterstrichen, daß sie erst relativ spät den Unterordnungsmaß­
nahmen des Königshauses zum Opfer fielen. Aber seit 1940 ging ihr Einfluß 
ständig zurück. Zwar stellten sie unter verschiedenen Königen die Minister für 
Justiz, Bildung und Landwirtschaft, aber die Mehrzahl der Positionen in den 
religiösen Gremien wird in der Gegenwart längst nicht mehr ausschließlich von 
den Äl a5-Saib dominiert. 1987 befand sich unter den 15 Mitgliedern der 
Behörden für ifta', da'wa und religiöse Führung, die dem König direkt für die 
Durchsetzung der wahhabitischen Doktrin verantwortlich zeichnen, nur noch 
ein Mitglied der Äl aS-Sai!J.39 Für James Piscatori bedeutete dieser Prozeß 
letztlich nur ein weiteres Merkmal für den patrimonialen Charakter der 
Äl Sa'üd-Herrschaft, die eine signifikante Teilung der Macht nicht zulassen 
kann. "lt is a pattern seen many times before in Islamic history: the fusion of 
temporal and spiritual authorities ends with the subjection of the spiritual."4ll 

Die Mehrzahl der mit Saudi-Arabien befaßten Wissenschaftler ist sich ge­
genwärtig über den relativen Niedergang des unmittelbaren Einflusses der 
saudiarabischen Geistlichkeit auf den Kurs des Herrscherhauses weitgehend 
einig. Trotz der Bedeutung der <ulamä sei ein wachsendes Ungleichgewicht 
zwischen der politischen Macht des Regimes und dem ideologischen Einfluß 
der <ulamä dngetreten.41 Mittlerweile stehen die <ulamä unter wesentlich 
direkterer Kontrolle durch den Staat, als daß ihr Mittel verblieben wären, die 
Äl Sa'üd ähnlich lückenlos zu überwachen. Yassini faßt diese Auffassung wie 
folgt zusammen: 

"lndeed, the ulama in the current Saudi state are dependent on the state 
for survival „. ulama leaders are appointed by the king, and ulama activi­
ties are regulated by state laws. Following the introduction of secular laws 
to regulate many state activities, the role of the ulama became confined 
to the interpretation of the civil and criminal aspects of the shari'ah, 
whereas commercial, labor, and international laws, to name only three, 
are formulated and interpreted by secular-educated individuals."42 

Trotz des unbestreitbaren Wahrheitsgehalts dieser Einschätzungen bleiben 
allerdings einige Fragen offen. Der Wandel des Verhältnisses zwischen Äl 
Sa<üd und wahhabitischer Geistlichkeit wird häufig genug nur mit den Folgen 
der saudiarabischen Modernisierung erklärt. Immer wieder erscheinen Kolpor­
tagen über "Kniffe und .Tricks" die die Äl Sa'üd-Herrscher von Ibn Sa'üd bis 
Fai~al anwenden mußten, um den "engstirnigen" Geistlichen die Zulassung 
solcher technischer Neuerungen wie Rundfunk, Fernsehen, Telephon und -fax 
etc. abzuringen, denn "„. it is important to note that the articulation of 
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Wahhäbi principles has not changed significantly since the writings of Ibn <Abd 
al-Wahhäb"43

• Dabei wird allerdings unterschlagen, daß der Wahhabismus 
selbst die Möglichkeit der Adaption enthält. 

Natürlich waren und sind die <ulamä nur ungern bereit, Einbußen in ihrem 
Einfluß hinzunehmen, selbstverständlich betrachten sie Neuerungen und Mo­
dernisierungen mit großem Mißtrauen. Ihr letztendliches Einlenken hat aber 
nicht nur mit ihrer abhängigen Stellung zu tun. Da sich die Ingredenzien des 
modernen Lebens in den islamischen Schriften nicht finden lassen, kann häufig 
auch Toleranz walten.44 So verschlossen sich die <ulamä letztlich der Grün­
dung zahlreicher Universitäten und anderer höherer Bildungseinrichtungen 
nicht, als sie ihren· Einfluß auf die Lehrpläne und z. B. die Trennung männ­
licher und weiblicher Schüler und Studenten gesichert sahen. Sie tolerierten die 
Benutzung von Rundfunk und Fernsehen, wenn die Programme ihrer Zensur 
unterlagen. 

In Fortsetzung der Anregungen Ibn Tainüyas befleißigen sich die Wahhabi­
ten auch extensiv des Prinzips des igtihäd, d. h. des Gebrauchs des Verstandes 
bei der Festlegung des Weges, der am besten geeignet scheint, islamische 
Prinzipien in einer gegebenen Situation durchzusetzen. 

"When the Qur'an and the hadith reports of pious precedent are vague or 
silent on an issue, Hanbali •uzamä are expected to use their best judge­
ment. That, no doubt, has provided the Sa'üdis with a great deal of flexi­
bility in dealing with the exigencies of modern statecraft. '145 

Die wahhabitische Geistlichkeit mußte den Grundlagen ihres Religionsver­
ständnisses also letztlich nicht abschwören, als sie die Äl Sa'üd in ihrem Mo­
dernisierungsprogramm gewähren ließ. Sie blieb damit als Insti1ution integer 
und trotz eines gewissen Unterordnungsverhältnisses für die Al Sa'üd von 
elementarer Bedeutung. Nur ihre grundsätzliche Zustimmung läßt König Fahd 
als legitimen Nachfahren des ersten Wahhabitenstaates erscheinen, als Hüter 
der Heiligen Stätten des Islam. Auf der anderen Seite nahmen die religiösen 
Führer ihre relative Zurücksetzung hin, denn letztendlich ist es für sie allemal 
besser, sich einem Monarchen der Äl Sa'üd unterzuordnen, als sich etwa eines 
laizistischen Regimes erwehren zu müssen. 

Das seit Jahrhunderten gewachsene Verhältnis zwischen Äl Sa'üd und wah­
habitischer Geistlichkeit unterliegt natürlich in Krisensituationen besonderen 
Belastungen. Insofern bedeutete auch der zweite Golfkrieg eine Probe für die 
Festigkeit der Partnerschaft bzw. die Grundlage für Veränderungen innerhalb 
des Bündnisses. Um einen so gewagten Schritt wie die Stationierung Hundert­
tausender westlicher, christlicher, Soldaten auf saudiarabischem Territorium zu 
gehen, bedurfte Fahd unbedingt der geistlichen Zustimmung. Prompt verteidig­
te der prominenteste Geistliche des Landes, <Abd al-Azlz ibn Bäz, diesen 
Schritt und erklärte, zur Verfolgung eines islamkonformen Zieles besäßen die 
Muslime das Recht "to seek the help of whoever has the power that enables 
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them to perform the task"46
• Am 18. Januar 1991 bestimmte er ~addäm J:Iusain 

in einem fatwä zum "Feind Gottes".47 

Diese Positionierung bedeutete auch für die durch Ibn Bäz vertretene ober­
ste Geistlichkeit ein gehöriges Wagnis. Ihre Akzeptanz und Respektierung 
hängt in entscheidendem Maße von ihrer Glaubwürdigkeit ab und der Sicher­
heit für die Muslime, glaubenskonforme. Äußerungen und Schiedssprüche 
etwarten zu dürfen. Die Sanktionierung des Krie&~s gegen Irak mit Hilfe 
"glaubensfremder" Truppen bedurfte deshalb großer Uberzeugungskraft seitens 
der <ulamä. Sie erbrachten damit ihren Teil für die Fortsetzung und Festigung 
des Bündnisses mit den Äl Sa'üd. Gleichzeitig sahen sie aber auch eine große 
Chance, um von der weltlichen Macht Gegenleistungen einzufordern, mit eini­
gen ungeliebten Neuerungen aufzuräumen und langgehegte Wünsche umzu­
setzen. 

Am 18. Mai 1991, also wenige Wochen nach der für Saudi-Arabien erfolgrei­
chen Beendigung des zweiten Golfkrieges, erreichte König Fahd eine von 400 
geistlichen Würdenträgern unterzeichnete Petition. Das Schriftstück trug auch 
die Unterschriften von <Abd al-Azlz ibn Bäz und dem kaum minder prominen­
ten Geistlichen Mul,iammad ~älil,i al-<U!ayrnin. Darin forderten die <ulamä 
weitreichende Reformen und eine spürbare Anhebung islamischer Normen in 
der Landespolitik. 

Der Vorgang kann als beispiellos in der jüngeren Geschichte Saudi-Arabiens 
gelten, denn er implizierte, daß das wortlose Einverständnis zwischen Äl Sa<iid 
und <ulamä nicht mehr funktionierte und letztere einseitig die Initiative er­
griffen. In der für gewöhnlich nur selektiv informierten Öffentlichkeit des 
Landes stieß die Nachricht auf ungewöhnliches Interesse. Bald rankten sich 
auch die ersten Gerüchte um das Zustandekommen der Petition. Habe der 
König sie vielleicht selbst angeregt, um eine ähnliche Petition zu konterkarie­
ren, die ihm Wochen zuvor von liberalen Kräften überreicht worden war? Ging 
es ihm um größeren Spielraum gegenüber dem Westen, aus dem nach dem 
zweiten Golfkrieg vehement Forderungen nach mehr Demokratie in Saudi­
Arabien eingingen? Auch sprach sich schnell herum, daß die <ulamä die offene 
Konfrontation eigentlich zu vermeiden getrachtet hatten. Sichtlich besorgt 
reagierten sie auf die "vorzeitige" Veröffentlichung der Petition in der Aus­
landspresse. Ursprünglich sollte dem König wesentlich mehr Freiraum für eine 
Antwort gelassen werden, als es jetzt unter den Augen der wachsamen Öffent­
lichkeit möglich war. 

Nichtsdestotrotz ließen die Forderungen an Deutlichkeit kaum zu wünschen 
übrig. Ihre Hauptinhalte lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

- Schaffung eines Konsultativrates mit dem Recht, alle Fragen der Innen- und 
Außenpolitik zu debattieren und Entscheidungen zu treffen; 

- Islamisierung des sozialen, ökonomischen, administrativen und Bildungs­
systems des Landes; 
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- Fundamentale Reformierung der Armee durch die Schaffung einer "moder­
nen, starken, unabhängigen, islamischen Armee nach dem Vorbild der 
Armee des Propheten, bei gleichzeitiger Diversifizierung des Bezugs von 
Rüstungsgütern. Letzteres muß als Versuch interpretiert werden, sich vom 
Import westlicher Rüstungstechnologie loszusagen; 

- Einführung sozialer Gerechtigkeit auf der Basis der islamischen Gesetze, 
d. h. eine "Gleichheitsgarantie für alle Bürger"; 

- Bestrafung aller "korrupten Elemente" ohne Ansehen der Person; 
- Gleiche Verteilung des Wohlstands unter allen Angehörigen der Nation; 
- Umfassende Pressereform, d. h. Schaffung einer "islamischen" Presse mit der 

Aufgabe, den Islam im In- und Ausland zu propagieren; 
- Bewahrung der Interessen, der Reinheit und Einheit der umma, Heraushal­

ten aus allen nichtislamischen Verträgen und Paktbeziehungen. Diese For­
derung kann nur als massive Kritik - wenn auch im Nachhinein - an der 
Allianz mit den USA, Großbritannien und Frankreich während des Golf­
krieges verstanden werden; 

- Säuberung der Auslandsvertretungen Saudi-Arabiens von allen unislami­
schen "Auswüchsen"; 

- Radikale Reform des Justizwesens auf islamischer Grundlage.48 

Im Zusammenhang mit der Petition äußerten einige Unterzeichner darüber 
hinaus auch die Forderung, den Hohen Rat der Geistlichkeit aufzulösen, da er 
innerhalb des Justizministeriums agiere. Seine Funktion könner er hingegen nur 
erfüllen, wenn er unabhängig von staatlichen Institutionen islamisches Recht 
sprechen könne.49 Eine Umsetzung der Petition wäre auf eine offensichtliche 
Machtteilung in Saudi-Arabien hinausgelaufen. Da letztlich die Geistlichkeit 
über die Einh~ltung der neuen Bestimmungen zu wachen hätte, wäre sogar 
eine "schleichende" Machtverschiebung zugunsten der ~lamä eingetreten. 
Praktisch forderte die Petition die Annullierung aller Rechtsnormen, die nicht 
ausdrücklich in der sarl"a enthalten sind. Das würde insbesondere Paragraphen 
des Handels- und Finanzrechts betreffen. Schließlich würde das auch bedeuten, 
alle Rechtserlasse saudiarabischer Regierungen seit der Herrschaftszeit Ibn 
SaCUds einer erneuten Prüfung zu unterziehen. 

Damit wurde das traditionelle Zusammengehen von Äl SaCUd und Geistlich­
keit ernsthaft in Frage gestellt. Die Herausforderung stellte sich für die Königs­
familie kaum minder gefährlich dar, als die Opposition islamischer Extremi­
sten. 

Es spricht für die Weitsicht der Äl SaCUd, in dieser Situation trotzdem be­
herrscht reagiert zu haben. Zwar sperrte Fahd den Urhebern der Petition die 
Pässe, weniger prominente Unterzeichner wurden auch verhaftet und längeren 
Verhören ausgesetzt, aber der König wollte den offenen Bruch mit Ibn Bäz, 
Ibn cu!aimin und anderen führenden Geistlichen vermeiden. Geschickt griff er 
die Forderung nach der Schaffung eines Konsultativrates auf und erklärte sie 
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zu seinem eigenen Vorhaben. Er versprach eine Überprüfung offensichtlicher 
Mißstände bei der Einhaltung islamischer Normen im Königreich und in den 
Auslandsvertretungen Saudi-Arabiens und scheute sich auch nicht, das Verhal­
ten einiger entfernterer Familienmitglieder zu kritisieren. 

Fahd war sich durchaus der Tatsache bewußt, daß der von einigen Prinzen 
vorgelebte Doppelstandard in ihrem Verhalten stetig neuen Widerspruch her­
ausforderte.50 Trotzdem blieb die Krittle des Königs in dieser Hinsicht eher 
verhalten. Er hofierte die Geistlichkeit eher durch besonders harsches Vorge­
hen gegen Forderungen aus der Bevölkerung nach der Gewährung weitreichen­
derer bürgerlicher Freiheiten. 

Als beispielhaft dafür kann sein Verhalten im Fall von 47 teilweise promi­
nenten Frauen gelten, die im November 1990 das Selbstfahrverbot für weibli­
che Personen mißachtet hatten, um damit ein Zeichen der Zivilcourage und 
der Inanspruchnahme simpelster Freiheiten zu setzen. Nach dem der Vorfall im 
noch andauernden Krieg zunächst "heruntergespielt" worden war, "opferte" 
Fahd die beteiligten Frauen und viele ihrer Familienangehörigen nun den 
Geistlichen um Ibn Bäz, die ein Exempel zu statuieren beabsichtigten. In einem 
fatwä verurteilte der Geistliche die Tat scharf und verkündete: "Women should 
not be allowed to drive motor vehicles as the sharia instructs that things that 
degrade or harm the dignity of warnen must be prevented."51 Befleißigte sich 
Ibn Bäz noch einer besonnenen Wortwahl, so ließ er doch die Freitagsprediger 
in den Moscheen des Landes gewähren, wenn sie die mutigen Frauen als "rote 
Kommunisten, schmutzige amerikanische Säkularisten, Huren und Advokaten 
des Bösen" diffamierten. Die Namen der Frauen, ihre Adressen und Telephon­
nummern wurden nach den Freitagspredigten auf Handzetteln verteilt.52 

Gleichzeitig verdeutlichte Fahd aber auch, daß er die führenden Geistlichen 
zu disziplinieren gedachte. In zahlreichen Verhandlungen mit ihnen spielte er 
die in den vergangenen Jahrzehnten zugunsten des Königshauses gewandelten 
Machtverhältnisse aus, appellierte an gemeinsame Interessen gegenüber dem 
islamistischen Untergrund und versprach weitere Reformen dort, wo sie ihm 
nun selbst notwendig erschienen, d. h. insbesondere die Etablierung des maglis 
a8-Sürä und die Verabschiedung eines "Grundsystems der Herrschaft". Damit 
propagierte er Forderungen als seine eigenen, die ohne den öffentlichen Druck 
nach dem zweiten Golfkrieg wohl ein weiteres Mal ungehört geblieben wären -
wie so häufig zuvor. 

Die 'Ulamä mußten die Machtverhältnisse letztlich akzeptieren und - zu­
mindest verbal - den Rückzug antreten. Besonders für Ibn Bäz war ein Ge­
sichtsverlust nicht zu vermeiden, als er als Vorsitzender des Hohen Rates der 
'Ulamä (haiat kibär al-<ulamä) und gleichzeitig Mitunterzeichner der Mai-Peti­
tion diese am 3. Juni 1991 offiziell verurteilen mußte. Im August 1991 wurde 
eine revidierte Fassung der Petition in die Londoner Zeitung "al-Quds al-ärabi'' 
lanciert, 53 um den Konflikt zu entschärfen und gleichzeitig die· Gerüchte unter 
der Bevölkerung einzudämmen. Außerdem "erklärte" Ibn Bäz in einem persön-
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liehen Memorandum nochmals den Inhalt der Petition und interpretierte sie als 
"Gedankenanregung" für den König. 

Der Burgfrieden hielt aber nur ein knappes Jahr. Im Juli 1992 wandten sich 
erneut 105 Geistliche mit einem "Memorandum der Ermahnung" (muQakkira 
an-nfuji.l).a)" an den König. Ein weiteres Mal geißelten sie die Korruption, for­
derten die Annullierung aller Militärverträge, die die Souveränität des Landes 
untergraben, radikale Veränderungen in der politischen, ökonomischen und 
sozialen Lage. des Landes, die vollständige Trennung von Exekutive und 
Judikative und die Beseitigung der staatlichen Kontrolle über die Inhalte 
theologischer Lehre. 

Fahd bestand darauf, daß der Hohe Rat der 'ulamä am 17. September 1992 
das Vorgehen der 105 verurteilte und eine erneute Unterschrift von Ibn Bäz 
unter das Memorandum dementierte. Trotzdem zeigte er sich mit der Unter­
stützung durch den Hohen Rat außerordentlich unzufrieden.54 Er entließ im 
Dezember 1992 sieben der 18 Mitglieder und ersetzte sie durch zehn neue, 
angeblich loyalere Geistliche.55 Dazu gehört~ auch bezeichnenderweise Justiz­
minister <Abdallah ibn Mul}ammad Al a5-Sfilb.56 Die hauptstädtische Presse 
betonte mehrfach, der Gesundheitszustand der Entlassenen habe zu ihrem 
Ausscheiden geführt und bestärkte damit ungewollt die weitverbreitete Mei­
nung, die sieben Geistlichen hätten sich der Verurteilung des "Memorandums 
der Ermahnung" entzogen. 

Ein halbes Jahr später ging der König noch einen Schritt weiter. Einerseits 
band er <Abd al-Azlz ibn Bäz noch stärker ein, indem er den Titel Mufti Saudi­
Arabiens wiederbelebte und diesen Ibn Bäz antrug, andererseits verstärkte er 
die staatliche Kontrolle über die islamischen Angelegenheiten noch - im 
krassen Gegensatz zu den Forderungen der Petition. Am 11. Juli 1993 schuf 
Fahd ein Ministerium für islamische Angelegenheiten und berief<Abdalläh at­
Turkl zum Minister.57 Dieser revanchierte sich im Herbst 1993 mit der Ab­
sicht, im gesamten Land "islamische Propagandazentren" zu schaffen, um den 
''wahren, unverfälschten Islam" zu verbreiten.58 

Zweifellos benötigen die Äl Sa'üd den wahhabitischen Islam weiterhin für 
die Machtlegitimierung. Deshalb liegt ihnen viel an einer wirkungsvollen Zu­
sammenarbeit mit den 'ulamä. Solange die Geistlichen die Dominanz der 
Königsfamilie nicht in Frage stellen, bleiben ihnen auch weiterhin zahlreiche 
Einflußmöglichkeiten. So sorgte der berufene Vorsitzende des Konsultativrates, 
Ibn Gubair, schon vor der eigentlichen Arbeitsaufnahme seines Gremiums 
diesbezüglich für Klarheit, als er erklärte: 

"There is a big difference between democracy and shoura. In dei:nocracy 
elected members of a parliament have the power to issue and cancel laws 
that may contradict God's teachings ... In the shoura system people can't 
discuss any issue that has been decided by the. Qur'an and Sunnah. The 
role of the shoura members is to have a say and decide on other issues, 
nöt contradicting Islamic rules."59 

· 
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Um dieses Verhalten sicherzustellen, wurden in den Konsultativrat insgesamt 
zehn Geistliche berufen.60 

Resümierend kann festgehalten werden, daß der Kampf um den Konsultativ­
rat und um eine berechenbare Kodifizierung der Herrschaft der Äl Sa'Ud durch 
die Aktionen der 'ulamä seit dem Ende des zweiten Golfkrieges eine nicht 
unbeträchtliche Stärkung erfuhr. Auch wenn die Inhalte ihrer Forderungen von 
denen anderer Interessenten an einer größeren Partizipation in Saudi-Arabien 
erheblich abwichen, so dürften die Vorstöße der 'ulamä doch entscheidend 
dazu beigetragen haben, daß sich die Äl Sa'Ud letztlich doch für die Etablie­
rung eines Konsultativrates und die Verabschiedung eines "Grundsystems der 
Herrschaft" entschlossen. 

Islamistische Strömungen 

Die Geschichte des modernen Saudi-Arabien wird von einem Phänomen be­
gleitet, das - zumindest bei oberflächlicher Betrachtung - paradoxe Züge ent­
hält. Obwohl sich Herrschende und Beherrschte seit Jahrzehnten gemeinsam 
einer möglichst buchstabengetreuen Koranauslegung befleißigen bzw. sich 
darum bemühen oder das immerhin als Zielstellung verkünden, existiert im 
Königreich traditionell eine islamistische Grundströmung, der das von Staats 
wegen Praktizierte in keiner Weise genügt. 

Generalisierend gesagt, speist sich diese Strömung aus dem Widerspruch 
zwischen universaler Geltendmachung der Richtigkeit und Wahrhaftigkeit der 
wahhabitischen Doktrin und der Räson des saudiarabischen Staates, d. h. den 
Interessen der Äl Sa'Ud. 

In der Expansionsphase des jungen Staates zeigte sich der Widerspruch 
erwartungsgemäß nur in Ansätzen. Im Gegenteil, Ibn Sa'Ud nutzte das wahha­
bitische Sendungsbewußtsein in Gestalt der von ihm geschaffenen ibwän-Mili­
zen besonders erfolgreich aus, um seinem Machtanspruch Durchschlagskraft zu 
verleihen. In dem Maße, wie die Zentralisierung der Arabischen Halbinsel 
abgeschlossen war bzw. eine weitere Ausdehnung des Einflußgebiets Ibn Sa'Uds 
am Widerstand der Nachbarn scheiterte, bedeutete der an keinen Nationalstaat 
zu bindende Missionierungseifer der igwän eine Gefahr für den Erhalt des 
jungen saudiarabischen Staates. <Abd al-Aziz ibn Sa'Ud sah sich in der klassi­
schen Rolle des Zauberlehrlings, der der von ihm gerufenen Geister nicht mehr 
Herr wird. 1929 löste er das Problem durch die militärische Zerschlagung der 
igwän-Milizen gewaltsam, nachdem er sie erst 1912 formiert hatte. Trotzdem 
blieb das an den igwän zu exemplifizierende Religionsverständnis in Saudi­
Arabien virulent. 

Die Islamisten und wahhabitischen Puristen reiben sich an jedem von ihnen 
ausgemachten Widerspruch zwischen der "reinen" Lehre Ibn <Abd al-Wahhäbs 
und den Praktiken der Äl Sa'Ud. Sie kritisieren das Regime also nicht für das, 
wofür es sich einzusetzen behauptet, sondern dafür, sich nicht an die eigenen 
Standards zu halten. Eine Gemeinsamkeit aller islamistischen Bewegungen 
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behält dabei auch in Saudi-Arabien ihre Gültigkeit. Theologisch geschulte 
Spezialisten bilden in ihr nur eine verschwindend geringe Minderheit. Den 
il}wän-Anhängern sind Feinheiten der islamischen Theologie, wie z. B. der 
igtihäd, weitgehend fremd. Konsterniert reagierten sie auf die von Fai~al in­
itiierte Koexistenz geistlichen und weltlichen Rechts, wo doch die alleinige 
Gültigkeit der 8ari"a in den Schriften Ibn <Abd al-Wahhäbs eindeutig vorgege­
ben ist. Wenn schon die 'ulamä nur mit Mühe bereit waren, diesen Tatbestand 
zu tolerieren, so zeigten sie sich schlicht überfordert, theologisch sanktionierte 
Vemunftentscheidungen zu treffen oder sich gar mit den Unabänderlichkeiten 
der sozialen Fortentwicklung zu arrangieren.61 Ihnen gilt jede einzelne techni­
sche, gesellschaftliche, kulturelle, rechtliche oder ökonomische Neuerung als 
Frevel, erschienen die diese Veränderungen absegnenden oder zumindest 
hinnehmenden 'ulamä als Verräter am wahren Glauben und als Kollaborateure 
des Regimes. Sie betrachten die Geistlichen als materiell korrumpiert und 
daher unglaubwürdig. Selbstverständlich trägt dann jeder offensichtliche Fall 
der Bereicherung eines <älim oder die Gewährung eines "Alibi-fatwä" durch 
einen Geistlichen dazu bei, den Islamisten Zulauf zu sichern. 

Sozial speiste sich dieser Zulauf bis in die jüngste Vergangenheit insbeson­
dere aus den untersten Schichten der Bevölkerung. Städtische Kleinhandwerker 
und andere Gewerbetreibende, unterste Staatsbedienstete, ungelernte Arbeiter, 
eine geringere Zahl von Lehrern und Studenten konservierten die Ideale der 
ibwän. In besonderem Maße fühlten sich aber Beduinen und Angehörige v~n 
Stämmen angesprochen, die nicht oder nur lose durch Einheirat an die Al 
Sa'üd gebunden waren.62 

Schon Staatsgründer Ibn Sa'üd hatte keine Mühe gescheut, den Individualis­
mus und den ausschließlichen Stammesbezug der Beduinen (~abiya) zu 
brechen, da er s_ie als konträr zu seinen Bestrebungen sah, eine festere "natio­
nale" Kohäsion Saudi-Arabiens zu erreichen.63 Dazri dienten seine Siedlungs­
programme, die die Beduinen zu kontrollierbaren landwirtschaftlichen Produ­
zenten entwickeln sollten, zunächst aber erst einmal ihre bisherigen Daseinsfor­
men radikal veränderten. Selbst nach Jahrzehnten waren daraus herrührende 
Frustrationen großer Teile der bisherigen Nomaden noch nicht überwunden. 
Die Mobilität ihrer früheren Lebensweise hatte sie zu idealen Werkzeugen der 
wahhabitischen Expansion gemacht, während die fortschreitende Modernisie­
rung Saudi-Arabiens die Seßhaftigkeit stetig förderte. Viele Beduinen lösten 
den Widerspruch auf ihre Weise, indem sie sich islamistischen Ideen gegenüber 
ausgesprochen aufgeschlossen zeigten. Außerdem hatte die Seßhaftigkeit nur in 
den seltensten Fällen zu einer sozialen Position geführt, die dem Prestige des 
"freien Wüstenkriegers" auch nur entfernt glich. Die ehemaligen Nomaden 
besetzten in der Regel die niederen Ränge in den Streitkräften und im Staats­
apparat, sie unterhielten kleinste Transport- oder Taxiunternehmen, handelten 
mit Papieren für ausländische Kontraktarbeiter oder hielten sich mit anderen 
Gelegenheitsarbeiten bzw. kleineren Dienstleistungen über Wasser. Jede 
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weitere soziale Aufwertung der durch die Modernisierung entstandenen und 
expandierenden privaten Unternehmerschaft, der Technokraten, hohen Be­
amten und besonders der Mittelschichten schwächten ihre Position. So entwik­
kelte sich der Islamismus zu einem geistigen Zufluchtsort für jene, die sich als 
vernachlässigte Nachhut der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung empfan­
den. 

Nachdem sich eine Reihe offener Widerstandsbewegungen gegen die Äl 
Sa'üd seit den fünfziger Jahren - aus dem "Zeitgeist" heraus - in nationalisti­
sche und/ oder panarabische Losungen gekleidet hatte, nahm der islamistische 
Charakter seit der zweiten Hälfte der siebziger Jahre wieder stetig zu. Im Juli 
1977 wurde eine Gruppe von 115 saudiarabischen Offizieren exekutiert, die die 
Königsfamilie der Korruption bezichtigt und die Schaffung einer islamischen 
Republik gefordert hatte. 

Anfang 1978 tat sich Guhaimän al-'Utaibi als besonders aktiver Führer einer 
sich ausdrücklich in iywän-Tradition begreifender Untergrundgruppe hervor, 
der in illegal verbreiteten Schriften eine kaum noch verhüllte Kampfansage an 
die Äl Sa'üd formulierte: 

"There_are two classes ofruler, one who follows the Koran and thesunna, 
and the other who forces the people to do his will. The people are not 
obliged to obey to the second dass of ruler even if they rule io the name 
of Islam. 
All Muslim rulers must be from the Quraish. Present Muslim rulers are 
co-operating with infidels and those who deny God. 
The present trouble began when the people accepted 'Abd al-Azlz, who 
hated the jihad against the Turks and betrayed King Husseio„. 
The royal family is corrupt. lt worships money and spends it on palaces 
not mosques. If you accept what they say, they will make you rieb; other­
wise they will persecute and even torture you. 
The 'ulama have warned the royal family about its corruption but 'Abd al­
Azlz ibn Bäz is io the family's pay and has endorsed their actions."64 

Trotz oder vielleicht gerade wegen der Tragweite der Vorwürfe fürchtete das 
Regime eine offene Auseinandersetzung mit den _Anhängern al-'Utaibis. Im 
Juni 1978 wurde er zwar zusammen mit 100 seiner Sympathisanten verhaftet, 
aber nach sechs Wochen Gefängnisaufenthalt und mehreren Unterredungen 
mit Ibn Bäz als "harmlos" entlassen. 

Diese - begründbare - Vorsicht sollte sich als fatal erweisen. Knapp einein­
halb Jahre später erschütterte die bis dahin schwerste islamistische Heraus­
forderung die Herrschaft der Äl Sa'üd. Unter Führung eben jenes Guhaimän 
al-<Utaibis und unter Propagierung Mul]ammad ibn cAbdalläh al-Qal]!änls als 
prophezeitem mahdi besetzten etwa 200 Islamisten im November 1979 die 
Große Moschee von Mekka. 

Der Ablauf der Besetzung soll an dieser Stelle nicht im Mittelpunkt der Be­
trachtung stehen. Vielmehr sei an einige der wesentlichsten Forderungen der 
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Besetzer erinnert, weil sie exemplarisch die Zielstellungen und die Ideale des 
islamistischen Untergrunds in Saudi-Arabien zum Ausdruck brachten. Die 
Pamphlete Guhaimäns (einige Quellen nennen eine Anzahl von vier65

, andere 
von sieben66

} wurden während der Besetzung über Lautsprecher verbreitet 
und rasch vervielfältigt. Sie wiederholten einerseits die schon i_!n Vorjahr vorge­
brachten Vorwürfe, d. h. sie lehnten die Herrschaft der Al Sa'üd ab und 
verurteilten die 'ulamä für ihre Kollaboration mit dem Regime. Andererseits 
forderten sie aber auch die Wiederherstellung der islamischen Gesellschaft wie 
sie zu Lebzeiten des Propheten angeblich bestanden habe. In einem der 
Pamphlete hieß es wörtlich: 

"Sie diffamieren uns von allen Seiten und erzählen Lügen über uns ... Wir 
sind Muslime, die die sarl"a lernen wollten und rasch begriffen, daß sie in 

- den von der Regierung kontrollierten Institutionen nicht gelernt werden 
kann„. Wir haben daher mit den Opportunisten und Bürokraten gebro­
chen„. Wir studieren die authentische sunna und den tafäir al-l}.adi!."67 

Die Pikanterie in der Mehrzahl der Pamphlete Guhaimäns bestand darin, daß 
sie mit der von Ibn <Abd al-Wahhäb verkündeten Lehre kongruent schienen. 
Deshalb also die 1978 zunächst so vorsichtige, am Jahresende 1979 aber um so 
unnachsichtigere Reaktion des Königshauses. Eine wahhabitisch zu legitimie­
rende Herausforderung stellte in der Tat eine fundamentale Bedrohung dar. 

Aber trotz der physischen Liquidierung Guhaimän al-<Utaibls, al-Oa\l!änis 
und der Mehrzahl ihrer Anhänger, überlebte das islamistische Gedankengut, 
weil die Grundlagen für eine stetige Revitalisierung erhalten blieben. Auf 
ihnen bauten in den achtziger Jahren neue soziale Kräfte auf, die den Charak­
ter der islamistischen Bewegung differenzierter und damit auch flexibler gestal­
teten. 

Wohlstand, wirtschaftlicher Aufschwung und weitere Resultate der Refor­
men Fai~als hatten Saudi-Arabien eine hohe Geburtenrate beschert. Anfang 
der neunziger Jahre gingen offizielle Quellen des Landes davon aus, daß 60 
Prozent der Staatsbürger jünger als 20 Jahre alt sind.68 Die ebenfalls von 
Fai~al in die Wege geleitete Bildungsoffensive führte - korrespondierend mit 
dem Geburtenaufschwung - bis Mitte der achtziger Jahre zu einem fast un­
erschöpflichen Reservoir an Universitätsabsolventen, die in den Boomjahren 
in großer Zahl vom Staatssektor und -apparat, aber auch von der Privatwirt­
schaft absorbiert wurden. In der langen Phase der Rezession erreichte der 
Arbeitsmarkt für Hochschulabsolventen aber zunehmend die Grenzen seiner 
Aufuahmekapazität. 

Die Studenten der "ersten Generation" erhielten ihre Ausbildung noch im 
wesentlichen in westlichen Schulen und Universitäten. Ihre Probleme erwuch­
sen eher aus dem Widerspruch zwischen der Studienatmosphäre in den USA, 
Großbritannien oder Frankreich und den gesellschaftlichen Realitäten nach der 
Rückkehr, als aus einem Unbehagen über "mangelnden religiösen Eifer" des 
Regimes. Sie forderten in der Regel eher bürgerliche Freiheiten nach west-
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liebem Vorbild und eine aktivere Beteiligung an den Angelegenheiten des 
Landes. 

Später besuchte die Mehrzahl der saudiarabischen Studenten allerdings ein­
heimische Universitäten, in denen unter dem Eindruck der Rezession und der 
schwindenden Beschäftigungschancen bald ein allgemeines Klima der "Auf­
sässigkeit" entstand. Auch leistungsstarken Studenten und Absolventen gelang 
es kaum noch, selbst eine unter ihrem Qualifizierungsniveau befindliche Er­
werbsquelle zu finden, da der Privatsektor aus Kostengründen nach Möglich­
keit auf billigere ausländische Arbeitskräfte zurückgriff und der staatliche 
Bereich an den Grenzen der Expansionsfähigkeit angekommen war.69 Die oft 
vergeblichen Bemühungen der Absolventen schlugen auf die Stimmungslage an 
den Universitäten zurück. 

Immer massiver setzte eine Suche nach den Ursachen der Misere und nach 
möglichen Lösungswegen ein. Wie auch in zahlreichen anderen islamischen 
Ländern sahen die Suchenden einen Ausweg aus der unbefriedigenden Situa­
tion in zunehmendem Maße im Islam bzw. in den - willkürlich herausgelösten -
Versatzstücken der Religion, die ihren Wünschen unmittelbar entgegenkamen. 

Und ähnlich wie in anderen arabischen Ländern erfaßte islamistisches Gedan­
kengut damit auch Teile der Mittelschichten. 

Das Aufbegehren an den Universitäten ist also in größere soziale Zusam­
menhänge einzubetten. Auf jeden Fall hatte sich die soziale Basis des Islamis­
mus in Saudi-Arabien seit den spektakulären Aktionen Guhaimän al-CUtaibis 
durch diese Entwicklung erheblich verändert. Doch damit nicht genug. 

Selbst innerhalb der Geistlichkeit erstarkte eine islamistische, extrem fun­
damentalistische Komponente. Zu Beginn der neunziger Jahre war eine neue 
Generation von Geistlichen nachgewachsen, in der Mehrzahl Absolventen 
saudiarabischer islamischer Fakultäten, die die Religionsausübung im König­
reich als sinnentleert empfanden und größere eigene Einflußmöglichkeiten 
forderten. Jüngere Geistliche wandten sich gegen die statische Hierarchie der 
'ulamä in Saudi-Arabien, die sich aus den egalitären Wurzeln zu Lebzeiten Ibn 
<Abd al-Wahhäbs durch die stetige Allianz mit en Äl SaCfid herausgebildet 
hatte. Sie forderten einen aktiven, einen "politischen" Islam und in der Quint­
essenz eine Herrschaft der Geistlichen nach iranischem Vorbild. 

Die iranische Revolution von 1979 strahlte bekanntlich, Saudi-Arabien 
betreffend, vor allem auf die relativ benachteiligte schiitische Bevölkerung der 
Ostprovinz al-Ijlasä aus und induzierte dort offene Aufstandsversuche bzw. 
einen bis in die Gegenwart fortgesetzten Untergrundkampf. 

Wenn es opportun erschien, griff aber auch der sunnitische Extremismus 
gern auf das iranische Beispiel zurück. In den achtziger Jahren entstanden 
zahlreiche islamistische Untergrundgruppen wie "Sahid Guhaimän al-<Utaibi'', 
"al-Iywän", "Mun~'.?arriat a!-!aura al-islänüya fi31-Gazira al-<arabiya" und 
andere. Sie attackierten vereinzelt Polizeiposten in kleineren Städten, wichen 
nach massiven Gegenschlägen der Regierung aber mehrheitlich auf die weitaus 
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wirkungsvollere Verbreitung von Propagandamaterial aus. Nach dem erfolgrei­
chen iranischen Vorbild entstand in Saudi-Arabien ein florierender Unter­
grundmarkt, auf dem insbesondere Tonbandkassetten mit den Auffassungen 
namhafter Islamisten verbreitet wurden. Nach den wöchentlichen Freitagspre­
digten erwarben Tausende Gläubige das stets reichlich vorhandene Material. 

Frustrierte Studenten und Absolventen sowie auf eine aktivere Rolle drän­
gende jüngere <ulamä wurden allerdings noch um eine dritte Komponente 
ergänzt. Diese bestand in dem einige hundert Personen umfassenden Kreis von 
Exilanten und Emigranten aus anderen islamischen Ländern. Die von der 
saudiarabischen Regierung traditionell mit Eifer betriebene Unterstützung 
islamischer Bewegungen im Ausland schloß auch die Asylgewährung für be­
sonders gefährdete Aktivisten dieser Bewegungen ein. Nur dankten es viele der 
Betroffenen der Staatsführung in ar-Riyä" auf ihre Weise. Sie konstatierten die 
offensichtlichen Widersprüche zwischen Anspruch und Realität des saudia­
rabischen Staats-Wahhabismus und zogen daraus Schlüsse, die sie der ein­
heimischen Bevölkerung nicht vorenthielten. Einige der "erfolgreichsten" 
Tonbandkassetten, Broschüren und Abhandlungen des islamistischen Unter­
grunds in Saudi-Arabien gehen auf Proklamationen ausländischer Gesinnungs­
freunde zuriick.70 

Der zweite Golfkrieg eröffnete den Islamisten in Saudi-Arabien bis dato 
unbekannte Freiräume und lieferte eine Fülle von Argumentationshilfen. Die 
Verbreitung ihrer Propaganda nahm an Umfang und Verschiedenheit der In­
halte zu und gleichzeitig halblegale Vertriebsformen an. Die Bandbreite der 
Stellungnahmen reichte von der Behauptung, Kuweit sei ein Opfer seiner 
eigenen "Sünden" geworden und Saudi-Arabien daher mindestens ebenso ge­
fährdet, 71 über die bekannten Klagen über Korruption im Staatsapparat und 
in der Königsfamilie, "unerträgliches" Betragen einiger Prinzen72 und "Orgien" 
in den saudiarabischen Botschaften bis hin zu sehr wirkungsvollen - da selbst 
von den regimetreuen <uJamä kaum zu rechtfertigenden - Fragen nach der 
Zumutbarkeit glaubensfremder Truppen auf dem Staatsgebiet Saudi-Arabiens. 
Die Meinung vieler jüngerer <ulamä, die Geistlichen des. Hohen Rates hätten 
sich durch die Unterstützung des Hilferufs Fahds an den Westen diskreditiert, 
fand breiten Widerhall unter den Islamisten und ihren Sympathisanten, da sie 
ihr eigenes Unbehagen theologisch begründet sahen. 

Studenten, aber auch der Lehrkörper theologischer Fakultäten äußerten sich 
ähnlich. Prominente Professoren, Wie der Dekan der Fakultät für islamische 
Studien der Umm al-Qurä-Universität in Mekka, Gä<far al-I:Iawäll, gaben 
unmißverständlich ihre Meinung gegen die westliche Militärhilfe kund. "If Iraq 
has occupied Kuwait, America has occupied Saudi Arabia. Tue real enemy is 
not Iraq. lt is the West",73 hieß es in einer weitverbreiteten Erklärung des 
Gelehrten aus Mekka. Auf einem anderen Tonbandmitschnitt von Reden des 
Professors konnten die Hörer vernehmen, daß "the animosity between Islam 
and the West is a matter of fact and will continue. Therefore, it is wrong that 
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such Westerners defend us"74
• Ermutigt und motiviert durch diese und ähnli­

che Rechtfertigungen ihrer Auffassungen durch namhafte Theologen, gingen 
die Islamisten unverhohlen in die Offensive. 

Aktivisten drangen in Wohnungen, Häuser und Auslandsvertretungen ein, 
um das Verhalten der Bewohner zu kontrollieren, alkoholische Getränke zu 
konfiszieren und allzu unbekümmerte "Ignoranten" auch körperlich zu züchti­
gen. Zu letzteren gehörten sogar persönliche Vertraute des Königs, unter 
anderen einer.seiner Sprachmittler.75 

In den achtziger Jahren noch zersplittert, begannen die einzelnen Unter­
grundgruppen nun aufeinanderzuzugehen. 1990 entstand ein neues Sammel­
becken unter der Bezeichnung "an-Nah9a al-islänüya".76 Selbst in der Armee 
griffen islamistische Ideen um sich. Insbesondere niedere Dienstränge bekunde­
ten offen ihre Sympathie für die Forderungen und Einschätzungen auf den 
auch unter ihnen kursierenden Tonbandkassetten. 

Vorfälle wie der Protestmarsch Tausender Islamisten zum Gouverneurspa­
last in Buraida, 350 km nordwestlich von ar-Riyä9, weil der Gouverneur, Prinz 
'Abdalläh, einem lokalen Imam die Freitagspredigt untersagt hatte, blieben un­
geahndet, da die Regierung keine Märtyrer schaffen wollte. Im Gegenteil, der 
Prinz trat von seinem Posten zurück, als er von König Fahd keinerlei Unter­
stützung erfuhr.n 

Dieses Geschehnis kann als bezeichnend für das Verhalten der Äl Sa'üd 
gegenüber dem islamistischen Untergrund während des zweiten Golfkriegs gel­
ten. Auf den eigenen Fortbestand und den ihres Königreiches fixiert, ließ sie 
ihn weitgehend gewähren. 

Es war vor allem die während· des Krieges erworbene Stärke der islamisti­
schen Komponente in Saudi-Arabien, auf deren Boden die Petition der Geist­
lichkeit vom Mai 1991 reifte. Dem Druck der gläubigen Basis und vieler nie­
derer und mittlerer 'ulamä konnte sich selbst 'Abd · al-Aziz ibn Bäz nicht ent­
ziehen. Zahlreiche Forderungen, Klagen und Lagebeschreibungen der Petition 
können ihre Verwandtschaft zu den Tonbandkassetten des Untergrunds nicht 
verleugnen. 

Erst als die Äl Sa'üd die unmittelbare Gefahr gebannt sahen, nahmen sie 
sich der neuen Dimension des Islamismus an. Im Frühjahr 1991 vernichteten 
Razzien der Sicherheitskräfte Tausende Kopien der islamistischen Pamphlete, 
besonders aktive ausländische Rädelsführer wurden ausgewiesen, inländische 
inhaftiert oder aus dem Amt entlassen. 78 Erfolgreich dividierte Fahd die füh­
renden 'ulamä und das geistliche "rank and file" auseinander. Die in Jahren 
und Jahrzehnten entwickelten außerordentlich unterschiedlichen materiellen 
Besitzstände, hierarchischen Positionen, Einflußmöglichkeiten und ~ damit 
verbunden - unterschiedlichen Interessenlagen innerhalb der Geistlichkeit 
arbeiteten dem König zil. 

Die führenden 'ulamä avancierten denn auch zu Wortführern der Einrich­
tung eines Konsultativrates und der Verabschiedung des "Grundsystems der 
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Herrschaft", die jungen, kompromißlosen Geistlichen lehnten dagegen beides 
als überflüssig ab. Der Konsultativrat zementierte ihrer Meinung nach die 
bestehenden Machtverhältnisse, und das "Grundsystem der Herrschaft" sei 
geeignet, die sarra auszuhöhlen und durch Zivilgesetze zu ersetzen. 

Mit einer derartigen Haltung blieb der erstarkte Islamismus in Saudi-Ara­
bien zwar eine - zudem unberechenbare - politische Größe, aber er schloß sich 
aus dem gewaltfreien Ringen um ein höheres Maß an politischen Freiheiten 
und an einer Machtbeteiligung faktisch selbst aus. 

Das "liberale" Lager 

Ohne Zweifel gingen von bürgerlich-liberalen Kräften in Saudi-Arabien wäh­
rend des zweiten Golfkrieges und auch danach entscheidende Impulse für den 
Reformprozeß aus, an dessen (vorläufigem?) Ende die Einrichtung des Kon­
sultativrates und die Verabschiedung des "Grundsystems der Herrschaft" stand. 
Es sei einleitend aber unbedingt angemerkt, daß das Adjektiv "liberal" in die­
sem· Zusammenhang primär einen terminus technicus markiert, da mit dem 
Begriff "liberal" im westlichen Verständnis üblicherweise Eigenschaften assozi­
iert werden, die die damit beschriebenen sozialen und politischen Kräfte in 
Saudi-Arabien nicht in vollem Umfang auszeichnen. 

Zusammenfassend und generalisierend sollen damit alle Strömungen erfaßt 
werden, die weder zum Königshaus noch zu den Geistlichen und den mit ihnen 
verbundenen Kräften oder auch zu den unteren Schichten der Stadt- und 
Landbevölkerung gehören. Diese Pauschalisierung birgt natürlich die Gefahr 
der Vereinfachung in sich. Deshalb werden im folgenden nur jene Schichten 
herausgehoben, die innerhalb des Lagers über das größte ökonomische Ge­
wicht verfügen, d. h. die privaten Unternehmer, oder die ihre politischen Ziel­
stellungen am deutlichsten artikulierten, d. h. die städtischen Mittelschichten. 

Die privaten Unternehmer 

Die saudiarabische Unternehmerschaft stellt eine relativ "junge" soziale Schicht 
dar. Als <Abd al-Azlz ibn Sa<üd Anfang des Jahrhunderts mit der politischen 
Vereinigung der zentralen Arabischen Halbinsel begann, konnte er sich nur auf 
die Kooperation und fördernde Unterstützung einiger ausgewählter Groß­
kaufleute verlassen. Erst die Eroberung des I;Iigäz ermöglichte ihm die Einver­
leibung einer autochthonen, erfahrenen Kaufmannschaft mit einer erprobten 
Infrastruktur und mit gesicherten Märkten. 

Nachdem deren anfängliches Mißtrauen gewichen war, avancierten die Ge­
schäftsleute aus dell_! I;Iigäz für einige Jahrzehnte zum wichtigsten geschäftli­
chen Unterbau der Al Sa°üd im Inland. Ihre faktische Monopolstellung wurde 
erst durch die Folgen der Erdölwirtschaft nach dem zweiten Weltkrieg sukzes­
sive untergraben. Die durch Petrodollars angekurbelte Wirtschaft erweiterte 

l 
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den Binnenmarkt und setzte neue unternehmerische Kräfte frei. Die Reformen 
Far~als und insbesondere der seit dem Erdölpreisboom immens anwachsende 
Wohlstand Saudi-Arabiens bewirkten eine weitere - in Potenzkurve anwachsen­
de - Zunahme des unternehmerischen Potentials. 

Im Gegensatz zu anderen Staaten des Nahen und Mittleren Ostens führte 
diese Entwicklung allerdings nicht zu einer Entfremdung bzw. zur Bedeutungs­
losigkeit bisheriger kommerzieller Oberschichten, sondern sie paßten sich der 
neuen Entwicklung erfolgreich an und nahmen aufgrund der erheblich gestiege­
nen Gewinnmargen sogar den Verlust ihrer Monopolstellung weitgehend wider­
standslos hin. 

Zu dieser Kategorie gehört beispielsweise die Familie <Afi Ri9ä aus Gidda. 
1862 hatten zwei Brüder der Familie in der großen Hafenstadt des I;Jigäz eine 
Export-Import-Firma gegründet. Sie knüpften Handelskontakte mit Persien, 
aber auch mit Äthiopien und Indien. Eine eigene Dampfschiffahrtslinie beför­
derte später Pilger nach Mekka. 1940 erwarben ihre Nachfahren exklusiv die 
Vertriebsrechte für Ford-Automobile in Saudi-Arabien. Bis zum Ende der 
Erdölboomphase zu Beginn der achtziger Jahre gelang es den <Afi Ri9äs, in 
nahezu allen profitträchtigen Gesellschaften des Landes (Immobilien, Consul­
ting, Textilindustrie, Elektroindustrie u. a.) Anteile zu kaufen bzw. sich aus­
ländischen Investoren (Westinghouse, ITT, Omega, Tissot u. a.) als Partner 
anzubieten. Der Familie <Aii Ri9ä hatte sich aber bis zu diesem Zeitpunkt eine 
Vielzahl weiterer Handels- und Wirtschaftsimperien zur Seite gestellt, die mit 
ihnen lediglich den familienstrukturellen Zuschnitt des Geschäfts teilten, 
ansonsten aber aus eher bescheidenen Verhältnissen stammten und ihren 
Reichtum fast ausschließlich den Reformen und dem Erdöl verdankten. 

Zu ihnen gehört z. B. die Familie um Mul_lammad ibn Lädin, der als Bedien­
steter bei der ARAMCO begann, sich in den fünfziger Jahren mit seinen 
Ersparnissen am Bau einer Straße im Palastviertel König Sa'üds beteiligte, in 
den sechziger Jahren den Zuschlag für den Bau einer Schnellstraße zwischen 
Gidda und Medina erhielt und danach zum größten Bauunternehmer Saudi­
Arabiens aufstieg. 

Oder die Gufali's, die bäuerlicher Herkunft waren und nach dem zweiten 
Weltkries mit einem Reifenservice ihre Einkommensgrundlage änderten. 
Al)mad Gufali79 investierte die Gewinne zunächst in den lukrativen Import 
von Elektroartikeln, ehe er zusätzlich dazu die Einfuhr von Mercedes-Benz­
Nutzfahrzeugen übernahmen. In den siebziger Jahren begann er schließlich, 
einige Erzeugnisse der Produktpalette von Mercedes-Benz in Lizenz zu ferti-
gen. . 

Schon Fai~al hatte diese Entwicklung engagiert gefördert. Zum einen ver­
hieß die Schaffung einer einheimischen saudiarabischen Unternehmerschaft 
kräftige Impulse für das von ihm eingeleitete Wirtschaftsprogramm, zum ~­
deren sah er exzellente Anknüpfungspunkte, um die von seinem Vater perfek­
tionierte lnkorporierungsstrategie der wichtigsten politischen und sozialen 
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Kräfte des Landes in das System - nun mit erheblich umfangreicheren finan­
ziellen Mitteln ausgestattet - auf neue Weise fortzusetzen. In Ermangelung 
tragfähiger Alternativen übernahmen auch Fai~als Nachfolger dieses System. 

Der seit 1973 mit üppigen Finanzmitteln ausgestattete Staat investierte in 
kapitalintensive Wirtschaftsbereiche und in die Infrastruktur und lud das priva­
te Kapital ein, sich in die gewinnorientierte Finalphase der Projekte einzubrin­
gen bzw. die vom Staat vorgefertigten Rahmenbedingungen mit eigenem Kapi­
tal auszufüllen. A Krommer beschrieb die Methode wie folgt. 

"Der Staat hat die Aufgabe, die Entwicklung mit 'ersten' und eventuell 
'zweiten' produktiven Investitionen einzuleiten. Träger der wirtschaftlichen 
Entwicklung soll letztlich jedoch der Privatsektor - durch Vornahme von 
Anschlußinvestitionen: 'dritte' Investitionen sein.1180 

Es versteht sich von selbst, daß der Staat außerdem außerordentlich begün­
stigende rechtliche Rahmenbedingungen für dieses Vorgehen schuf. 

Trotz der investierten Abermilliarden Petrodollars erfüllte sich das Konzept 
der Äl Sa<üd aber nur teilweise. Zufrieden nahm das private Kapital alle An­
gebote an, die eine rasche Gewinnrealisierung versprachen. Diese fanden sich 
insbesondere in der Bauwirtschaft, einschließlich der Baustoffproduktion, im 
Dienstleistungssektor und in einigen Bereichen der Leichtindustrie. Insgesamt 
blieb das Engagement des Privatsektors im industriellen Sektor aber minimal. 
Solange das Geschäftsrisiko trotz der staatlichen Förderung und Begünstigung 
in der Industrie ungleich höher zu veranschlagen war als in anderen Wirt­
schaftsbereichen, scheute die Mehrzahl der privaten Unternehmer vor einer 
Laufbahn als "Industriekapitän" zurück. Der große kommerzielle Bereich, 
insbesondere das Import-Export-Geschäft, versprach einen ungleich rascheren 
Geldumlauf und zog deshalb den Hauptanteil des Privatkapitals unvermindert 
an. 

Ein drittes Betätigungsfeld des Privatkapitals konterkarierte die Bemühun­
gen Fai~als und seiner Amtsnachfolger aber am nachhaltigsten. Vor allem in 
der "überhitzten" Konjunktur der siebziger Jahre entstand innerhalb des Pri­
vatkapitals ein breites parasitäres Element, Kontraktoren ausländischer In­
vestoren, Kompradoren, Mittelsleute, Spekulanten, Agenten und Wucherer, die 
ohne wesentliche Eigenleistungen erhebliche Profite realisierten. Über "Ver­
mittlungsgebühren", Bestechungen und Korruption sicherten sie sich ihren Platz 
und betrachteten sich als umso ungefährdeter, je erfolgreicher es ihnen gelang, 
auch Stammesführer, hohe Geistliche und vor allem Prinzen der Äl Sa<üd auf 
ihre "Gehaltslisten" zu setzen. 

Das parasitäre Element etablierte sich dauerhaft, es überwucherte auch 
andere Bereiche des privaten Wirtschaftssektors. Private Geschäftsleute und 
Unternehmer betreiben gegenwärtig neben durchaus seriösen Vorhaben auch 
fragwürdige oder illegale, je nach_ Geschäftslage, Risiko und Gewinnaussichten. 
Die wachsende Involvierung der Al Sa<üd in derartige Wirtschaftspraktiken, die 
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zu einer gewissen "Verbürgerlichung" der königlichen Familie führte, erwies 
sich als zweischneidig. 

Einerseits wuchs die Abhängigkeit des Privatkapitals vom Wohlwollen ein­
zelner Prinzen und letztlich von der gesamten Familie Äl Sa'üd weiter, ande­
rerseits brachten Kritiker des Königshauses immer nachhaltiger die unleugbare 
Verbindung der herrschenden Dynastie mit Tätigkeiten und Verhaltensweisen 
zu Bewußtsein, die entweder dem islamischen Moralkodex widersprechen oder 
sogar - selbst nach saudiarabischem Zivilrecht - unter Strafe stehen. In spora­
dischen Aktionen der Offensivverteidigung ließ die Regierung deshalb zeitwei­
lig sogar Publikationen zu, die sich mit den Auswüchsen von Wucher, Korrup­
tion und Veruntreuung, insbesondere im Handelssektor, beschäftigten, um so 
eine Gegenposition zu suggerieren und den Eindruck zu erwecken, das Pro­
blem betreffe nur einen Teilbereich der Gesellschaft und habe noch nicht alle 
Wirtschafts- und Staatssektoren durchdrungen.81 

Solange Staat und Königshaus aber über genügend Mittel verfügten, ließ 
sich die nicht unbedingt den Erwartungen entsprechende Entwicklung der 
Privatwirtschaft letztlich doch hinnehmen, konnten Kritiker übergangen bzw. 
mundtot gemacht werden. 

Damit entstand allerdings keine Marktwirtschaft, sondern ein System wurde 
verfestigt, in dem die Regierung weiterhin sowohl Importeure als auch Produ­

. zenten und Konsumenten subventionierte. Der Staat schuf sich durch die Ver­
wendung der Erdölrente eine Klientel, die immer engere Verbindungen zu den 
politischen Entscheidungsträgern suchte. Die so geschützten und hofierten 
privaten Unternehmer sahen kaum Anlässe, Eigeninitiative und die gesamte 
Bandbreite unternehmerischer Tugenden zu entwickeln. Dabei wurden sie 
allerdings auch durch die Zensur und die unzuverlässigen Statistiken behindert, 
die den Austausch verläßlicher ökonomischer Daten und eine seriöse Markt­
analyse unmöglich machten. 

Die Versäumnisse offenbarten sich aber erst in der Rezessionsphase der 
achtziger Jahre in vollem Umfang. Die angesichts des defizitären Staatshaus­
haltes erheblich eingeschränkte Verteilfunktion der Regierung führte am Kö­
nigshof und in den Ministerien zu einer intensiven Suche nach Alternativen. 

Aus dieser Suche ergaben sich sowohl Kürzungen der Subventionen, der 
Versuch der Einführung von Gewerbe- und Gewinnsteuern als auch das Bestre­
ben, den Privatsektor nun stärker in die Pflicht zu nehmen und ihm Aufgaben 
zu übertragen, die bisher weitgehend der Regierung oblagen. Dazu gehörten u. 
a. Auflagen, den Arbeitkräfteüberschuß absorbieren zu helfen und für die 
Beschäftigten Sozialabgaben zu leisten, die sonst pauschal der Staat aufge­
bracht hatte.82 Die unter dem Druck der knappen Mittel begonnenen Über­
legungen und Planungen des Regimes kulminierten schließlich in dem Vorha­
ben, eine Marktwirtschaft in Saudi-Arabien zu etablieren, die den tendenziell 
überforderten Staat von wesentlichen Aufwendungen befreit hätte. Die in der 
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Initialphase durchaus ernstgemeinten Pläne scheiterten aber an mindestens drei 
unterschiedlichen Hindernissen. 

Zum ersten erwies sich die umgehende Verfügung der Marktwirtschaft als 
nicht durchführbar, denn Märkte entstehen nun einmal nicht durch die bloße 
Äußerung eines politischen Willens. Die politischen, administrativen und vor 
allem ökonomischen Vorleistungen der Regierung hätten außerdem so um­
fangreich ausfallen müssen, daß das Ziel der Mitteleinsparung - zumindest 
mittelfristig • zur Farce mutiert wäre. 

Zum zweiten zeigte der Privatsektor, vor allem die embryonale Industrie­
bourgeoisie, kaum Ambitionen, die ihm/ihr zugedachte Rolle zu übernehmen. 
Zu lange hatte die Privatwirtschaft am Tropf des Staates gehangen, um nun 
über Nacht die neue Funktion ausfüllen zu können. Schwächere Unternehmer 
sahen sich durch die Einschränkungen in den öffentlichen Förderungen erst­
mals der Gefahr des Konkurses ausgesetzt, die stärkeren verfügten zwar über 
umfangreichere Rücklagen, gedachten allerdings nicht, sie im Sinne der Regie­
rung zu investieren. 

Im Gegenteil, sie nutzten ihre in Jahren gewachsenen Verbindungen zu den 
Spitzen des Staatsapparates, um das Vorhaben zu hintertreiben. Vehement 
lehnten sie eine progressive Gewinnbesteuerung ebenso ab wie Abgaben auf 
den Energieverbrauch, eigene Sozialleistungen für Arbeiter und Angestellte 
usw. Sie schlugen der Regierung dagegen vor, das "Dumping" durch Auslands­
betriebe zu verbieten und die einheimische Wirtschaft wirkungsvoller zu schüt­
zen, d. h. die Subventionen eher noch zu erhöhen. Das Beispiel Saudi-Arabiens 
zeigt immerhin, daß der private Wirtschaftssektor nicht per se und unausweich­
lich eine freie Marktwirtschaft favorisiert. 

Zum dritten distanzierten sich die Äl Sa"üd schrittweise selbst von-ihrem 
ursprünglichen Vorhaben. Ein Abwägen der Vor- _und Nachteile der Orientie­
rung auf die Marktwirtschaft offenbarte bei längerem Nachdenken auch erheb­
liche Gefahren. Ließ sich eine vom Staat "abgenabelte" private Unternehmer­
schaft noch ausreichend kontrollieren? Welche vitalen Interessen sollten ' 
erfolgreiche, eigene Planungen umsetzende Geschäftsleute noch mit den Zielen 
der Al Sa<üd verbinden? Begnügte sich eine starke, unabhängige Privatwirt­
schaft mit finanziellen Erfolgen oder forderte sie am Ende nicht nur schlecht­
hin Mitsprache, sondern die ungeteilte politische Macht ein? Solange diese 
Fragen nicht befriedigend beantwortet werden konnten, beließen es die Äl 
Sa<üd schließlich doch beim alten. 

Die politischen und ökonomischen Folgen des zweiten Golfkrieges verstärk­
ten die seit dem Beginn der achtziger Jahre verschleppten Widersprüche er­
neut. Trotz der unbefriedigenden Erfahrungen investierte die Regierung wei­
terhin große Teile der knapper gewordenen Mittel in Infrastruktµrprojekte und 
in die Grundlagenindustrie und schuf über den Saudi Industrial Development 
Fund (SIDF) nach wie vor lukrative Anreize für Privatinvestitionen im indu­
striellen Bereich. Andererseits kam sie aber aus Kostengründen immer weniger 
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umhin, neben den obengenannten Bereichen auch weitere Betätigungsfelder 
wie Bildung, Gesundheit, Wohlfahrt, Wohnungsbau etc. für den privaten Sektor 
zu öffnen, fürchtet jedoch weiterhin die unkalkulierbaren Folgen. So behindert 
sie - ihre eigenen Bemühungen de facto hintertreibend - ernsthafte Profilie­
rungsbestrebungen einzelner oder mehrerer privater Unternehmer. 

Erst im August 1993 verbot die Regierung in ar-Riyä9 das Zustandekommen 
eines Joint Ventures zwischen Mobil Oil und einer finanzkräftigen Gruppe 
saudiarabischer Geschäftsleute, die unter dem Namen "Aramchem" die Grün­
dung eines Chemieunternehmens geplant hatten. "Aramchem" wäre der größte 
private saudiarabische Industriebetrieb geworden. Die mehr als "fadenscheini­
ge" Begründung der Regierung lautete, "Aramchem" ließe die wünschenswerte 
Kompatibilität zur Saudi Arabian Basic Industries Corporation (SABIC) 
vermissen.83 Derartige Ereignisse vermittelten den couragiertesten Vertretern 
der Privatwirtschaft immer wieder eine Botschaft: Nehmt unsere Unterstüt­
zungsleistungen und Angebote beim Wort, aber achtet genau darauf, daß ihr 
das Kräfteverhältnis nicht verändert! 

"„. Saudi Arabia is only at the beginning of the privatization process. For 
its momentum to build, Saudi citizens will have to do more. And govern­
ment, perhaps against its own nature, will have to accept that it will have 
to do less."84 

Angesichts der beschriebenen Tatbestände erscheint diese erst unlängst vom 
renommierten Middle Bast Economic Digest getroffene Einschätzung zwar zu­
treffend, aber naiv. Veränderung in Richtung auf ein höheres Privatisierungs­
tempo und damit auf eine Marktwirtschaft sind kein Ergebnis "guten Willens", 
sondern unterliegen grundsätzlichen Überlegungen des Systemerhalts und der 
Machtsicherung. 

Auch nach Jahrzehnten der saudiarabischen Wirtschaftsreformen blieb die 
saudiarabische Unternehmerschaft schwach und abhängig, obwohl sie ökono­
misch in der Regel prosperierte. Von den Äl SaCUd generell beabsichtigt, wenn 
auch in einigen Erscheinungsformen als rufschädigend eingeschätzt, entwickel­
ten sich fast symbiotische Beziehungen zwischen der Königsfamilie und den 
Spitzen des Privatsektors. Zwar gestaltete sich das Verhältnis nicht gleichwertig 
- ein Prinz etabliert sich problemloser als erfolgreicher Geschäftsmann, als daß 
ein Kaufmann in den Ministerrang aufsteigen könnte - aber immerhin war auch 
letzteres möglich und beide Seiten profitierten von der Symbiose. 

Selbst König Fahd wird nicht ausschließen, daß einige erfolgreiche Unte_!­
nehmer im kleinen Kreis die Frage aufwerfen könnten, ob es denn der Al 
SaCUd an .der Spitze des Staates auf unbestimmte Zeit bedürfe. Noch ist sich 
der König allerdings sicher, daß die Mehrheit der privaten Geschäftsleute und 
Industriellen die gebotene Sicherheit akzeptiert und vor politischen Wagnissen 
mit ungewissem Ausgang zurückschreckt. 

Der Privatsektor nahm das "Grundsystem der Herrschaft" und den Konsul­
tativrat als Geschenk, da er seine Interessen dadurch umfangreicher vertreten 
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sah als zuvor. Aktivitäten in Richtung auf eine Vertiefung des Demokratisie­
rungsprozesses dürfen von ihm aber mittelfristig nur in Ausnahmefällen er­
wartet werden. 

Die Mittelschichten 

Eine der nachhaltigsten Folgen der stürmischen Modernisierungen in der sau­
diarabischen Wirtschaft bestand - wie angeführt - im Entstehen einer zahlen­
mäßig rasch anwachsenden Mittelschicht. Saudi-Arabien durchlief gewisser­
maßen in einem "Zeitraffertempo" von wenigen Jahrzehnten eine Entwicklung, 
für die die Industriestaaten des Nordens Jahrhunderte benötigt hatten. 

Zwar bemühten sich die Äl Sa<üd, besonders seit Beginn der sechziger 
Jahre, die Modernisierungen und Umstellungen vor allem im wissenschaftlichen 
und_ technischen Bereich voranzutreiben und die Auswirkungen auf den sozia­
len, kulturellen und ideellen Sektor des Alltagslebens zu begrenzen, aber die 
Modernisierung entwickelte eigene Gesetze und eine unwiderstehliche Mobili­
sierung der Gesellschaft, verbunden mit Auflösungserscheinungen überkom­
mener Strukturen, Wert- und Moralvorstellungen. 

Die Zentren des Lebens verlagerten sich in die Städte. Die Sozialstruktur 
Saudi-Arabiens verlor ihre ausschließliche Fixierung auf die Stammesherkunft 
und die unmittelbare örtliche Prägung. Sie beugte sich vielmehr zunehmend 
den Einflüssen, die von der rapiden Urbanisierung ausgingen. Natürlich verlief 
dieser Prozeß widersprüchlich und in mehreren Etappen. Retardierende Mo­
mente begleiteten ihn von Beginn an. Patrimonalismus blieb im Ansatz ebenso 
bestehen wie Rudimente des Denkens und Handelns in tradierten Vorstellun­
gen der Stammesgesellschaft. Eine eigene Literaturgattung, die die "freie" und 
"ungebundene" Lebensweise der Vorväter verherrlicht, findet in Saudi-Arabien 
nach wie vor reißenden Absatz, weil sie offensichtlich einen Nerv trifft.85 Trotz 
aller Nostalgie befinden sich diese Anschauungen aber irreversibel in der 
Defensive und machten neuen Wertvorstellungen, Verhaltensweisen und 
Lebenszielen Platz. Der obengenannte Einschätzung auslösende Urbanisie­
rungsprozeß ist jedoch nicht zu leugnen. 

Noch bis zum Ende der fünfziger Jahre lebte die Mehrheit der saudiarabis­
chen Bevölkerung in Dörfern und Kleinsiedlungen. Einige einheimische For­
scher machten für diesen Zeitraum sogar noch eine nomadische Bevölkerungs­
mehrheit von 60 Prozent aus.86 Pie Urbanisierung verlief in einzelnen vonein­
ander unterscheidbaren Etappen87 allerdings mit fortschreitender Geschwin­
digkeit. Schon Anfang der achtziger Jahre betrug das beeindruckende Überge­
wicht der städtischen Bevölkerung immerhin 70 Prozent,88 am Ende des Jahr­
zehnts wurden 75 Prozent veranschlagt,89 die Grenzen des städtischen Bevöl­
kerungswachstums scheinen erreicht. 

Wenn die sozialwissenschaftliche Forschung in Saudi-Arabien sich auch 
scheut, allgemeinere Gesellschaftsmodelle zu entwerfen, Prognosen zu erstellen 
und Kritik zu üben, so sind ihr doch Erfolge in der Empirie nicht abzuspre-
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eben. Diese betreffen das Rechtssystem ebenso wie die Provinzialstruktur und 
die Bevölkerungsentwicklung. Allerdings werden in der Regel ausländische 
Fachzeitschriften gesucht, wenn es gilt, aus den Daten Zusammenhänge ab­
zuleiten. 

So kam der saudiarabische Soziologe AIJmad Ibrähün aufgrund umfangrei­
cher Detailstudien zu dem Schluß, daß die Urbanisierung in Saudi-Arabien zu 
rasch und planlos verlaufen sei, sich nur auf einige Zentren konzentriert habe 
und damit Verwerfungen und negative Entwicklungen zur Folge haben mußte. 
Er empfahl dringend ein stärker planendes und kontrollierendes Engagement 
der Regierung.90 

Diese ungewollten Begleiterscheinungen stellen allerdings schon einen Vor­
griff auf die Gegenwart dar, während zu Beginn der Modernisierungen ihre 
mobilisierenden Elemente eindeutig überwogen. Die aufblühende Industrie und 
der wachsende Binnenmarkt versprachen Arbeitsplätze. Verwaltungen, Dienst­
leistungsunternehmen, Schulen, Universitäten, Krankenhäuser und kulturelle 
Einrichtungen boten Einkommensmöglichkeiten, Bildung und soziale Betreu­
ung und übten damit eine große Anziehungskraft aus. 

Das Tempo der Modernisierungen seit Beginn der sechziger Jahre erforderte 
jedoch die sofortige Bereitstellung eines Bildungspotentials und eines Qualifi­
zierungsniveaus, das für die Mehrzahl der damit verbundenen Tätigkeiten 
unerläßlich, in Saudi-Arabien aber kaum erhältlich war. Das führte einerseits 
zu einer beträchtlichen Inanspruchnahme ausländischen know hows, setzte 
andererseits aber auch eine beispiellose Bildungsoffensive des saudiarabischen 
Staates in Gang. Tausende von Studenten strömten in den sechziger und sieb­
ziger Jahren - mit großzügigen Staatsstipendien versehen - in die namhaften 
Universitäten des Westens. Gleichzeitig begann der fieberhafte Ausbau der 
eigenen universitären Struktur. Der Bedarf an Fachkräften zeigte sich als so 
groß und die finanziellen Möglichkeiten des Staates als so üppig, daß die 
Bildungsoffensive breiteste Kreise der Bevölkerung erfaßte. 

Es dürfte für den inneren Frie.den des Landes wesentlich gewesen sein, daß 
- im Gegensatz zu anderen arabischen Ländern - der Zugang zu höherer Bil­
dung grundsätzlich nicht an die Zugehörigkeit zu höheren sozialen Schichten 
gebunden war. Die Bildungseinrichtungen stehen grundsätzlich allen einheimi­
schen Interessenten offen, sie offerieren immerhin die Chance des beruflichen 
Aufstiegs und der finanziellen Saturierung. Die Absolventen wurden Manager, 
Administratoren, Techniker, leitende Angestellte, Lehrer, Rechtsanwälte, 
Wissenschaftler, Beamte und Offiziere, sie konstituierten eine breite Mittel­
schicht. 

Je mehr sich für diese neue Bevölkerungsgruppe die Wünsche nach mate­
riellem Wohlstand und achtbarem Sozialprestige erfüllten, um so nachhaltiger 
traten aber Fragen nach ihrer politischen Rolle hervor. Vielen· akademisch 
gebildeten Angehörigen der Mittelschichten waren im Ausland funktionierende 
demokratische Strukturen vorgeführt worden, je "moderner'.' sich Saudi-Arabien 
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gebärdete, um so weniger ließ sich das Land trotz der Zensur aus den inter­
nationalen Kommunikationsverbindungen heraushalten. 

Es darf angenommen werden, daß König Fai~al um diese Probleme wußte, 
als er Anfang der sechziger Jahre sein Reformprogramm im Familienrat durch­
setzte. Natürlich mußte die Konzentrierung der wachsenden materiellen und 
geistigen Potenzen des Landes auf die wirtschaftliche Modernisierung sozialen 
Wandel mit sich bringen, der zu guten Teilen nicht im Interesse der Äl Sa'üd 
sein konnte, weil er die überkommenen Machtstrukturen - und diese sahen sie 
nun einmal mit wenigen Unterbrechungen seit Jahrhunderten an der Spitze der 
sozialen Hierarchie - tendenziell veränderte. Das Königshaus sah sich vor die 
Aufgabe gestellt, zumindest einige als unverzichtbar angesehene Wert- und 
Moralvorstellungen in einer Gesellschaft zu bewahren, deren Normen immer 
nachhaltiger durch die Wirkungen der modernen Wirtschaftsstrukturen, durch 
professionelles Wissen, persönliche Verantwortung und Eigenständigkeit 
geprägt wurden. Eines galt den Äl Sa'üd jedenfalls als sicher: sobald sie diese 
Entwicklung dem Selbstlauf überließen, würden sie ihre eigene Legitimität 
unaufhaltsam schwächen. 

Selbstbewußte und gebildete Untertanen könnten nur zu rasch ein höheres 
Maß an Einbeziehung in die Entscheidungsprozesse fordern, wären sogar in 
der Lage, die Rechtmäßigkeit der Äl Sa'üd-Herrschaft in Frage zu stellen. Der 
Modernisierung auszuweichen, hätte aber die Revolution bedeutet, und die 
nachfolgende Entwicklung bestätigte, daß Fai:~al sich offensichtlich - auch 
angesichts der revolutionären Ereignisse in der Nachbarschaft und der zur 
gleichen Zeit eingeleiteten ebenso vorbeugenden Bemühungen des Schahs 
("Weiße Revolution") - in der Familie durchsetzte. 

Einmal beschlossen galt es nun zu überlegen, wie den ausgemachten Gefah­
ren innerhalb der offensichtlich unvermeidlichen Modernisierung die Spitze zu 
nehmen sei. Ein erster Versuch, das ökonomische und technische Wissen vor 
allem aus dem Ausland und durch ausländische Spezialisten zu beziehen, um 
damit der eigenen Bevölkerungsmehrheit Welterfahrung, Bildung und politi­
sches Selbstwertgefühl vorzuenthalten,91 scheiterte rasch, weil die Eigendyna­
mik der Modernisierung eine weitaus größere Zahl von Spezialisten und Fach­
leuten forderte, als sie vom Ausland zur Verfügung gestellt werden konnte. So 
mußten andere Mittel und Wege gefunden werden. 

In den sechziger und insbeso11dere in den boomenden siebziger Jahren 
begannen die Äl Sa<üd zunächst, aus der Not des Fachkräftemangels eine 
Tugend zu machen. Die Modernisierung schuf beständig neue Leitungs- und 
Führungspositionen, die mit kompetenten Technokraten und Spezialisten 
besetzt werden mußten. Eingedenk der bewährten Inkorporierungsstrategie 
öffneten die Äl Sa'üd diese hohe Positionsebene für Angehörige der expandie­
renden Mittelschichten. 

Allein die numerische Ausweitung des.Ministerrates und die daraus folgende 
Autblähung des bürokratischen Apparates bewirkte die Aufnahme einer 
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Vielzahl der motiviertesten, leistungsbereitesten und daher auch potentiell 
unruhigsten Intellektuellen in eine neue Elite. Zunächst in den neugeschaffe­
nen Fachministerien eingesetzt, nahm der Anteil von Abkömmlingen der Mit­
telschichten in der Regierung stetig zu. Die Äl SaCfid rekrutierten damit das 
dringend notwendige Fachwissen für die Administrierung des komplizierter und 
komplexer gewordenen Staatswesens, behielten aber gleichzeitig durch die 
unveränderte Besetzung der Schlüsselministerien durch Familienmitglieder die 
Oberaufsicht. Schließlich sah sich die neue Mittelschichtelite in der Lage, durch 
Ausnut~ng der errungenen Positionen auch materiell zu prosperieren. 

Die Al Sa'üd sorgten in der Phase wachsender Einkünfte des Staates dafür, 
daß die materielle Besserstellung nicht auf die Elite beschränkt blieb. Grund­
sätzlich ähnlich wie im Fall des Privatkapitals vorgehend, nahmen sie die 
Mehrheit der Mittelschichten durch ein ausgeklügeltes System von Wohlfahrts­
leistungen und Privilegien für sich ein und fanden damit letztlich den Königs­
weg zur Unterbindung reformerischer oder gar revolutionärer Potenzen. Dazu 
gehörten kostenlose Bildung und Gesundheitsfürsorge, arbeitsrechtliche Ver­
besserungen wie die Festschreibung von Grundurlaub,92 Anreize zur Vermö­
gensbildung ebenso wie ein großzügiges Wohnungsbauprogramm. Da der Staat 
40 Prozent der Baukosten erstattete und 60 Prozent der Aufwendungen mit 
Laufzeiten zwischen 20 und 40 Jahren zinslos kreditierte, konnten selbst Bezie­
her mittlerer Einkommen Wohneigentum erwerben.93 

Außerdem verzichtete die Regierung auf jegliche Form individueller Steuer­
erhebung unter den Bürgern des Landes. Nicht zu unrecht kalkulierten die Äl 
SaCfid, daß ein Bürger, der keine Steuern zahlt auch weniger berechtigt ist, 
Forderungen an den Staat, insbesondere die eigene Mitbestimmung betreffend, 
zu richten. Solange die Finanzquellen jedenfalls allenthalben sprudelten, ertrug 
die Mehrheit der Bürger Saudi-Arabiens auch das Fehlen politischer Freihei-
ten. · 

In den Boomjahren erzielten vor allem individuelle Strategien Erfolge, 
weniger korporative oder kollektive.94 Damit wurde der Nährboden für die 
Bildung politischer Interessenvertretungen de facto ausgelaugt. 

Darüber hinaus existiert allerdings noch eine Reihe weiterer Faktoren, die 
in den sechziger und siebziger Jahren eine breitere Politisierung der Mittel­
schichten behinderten und die nicht unbedingt dem aktiven Handeln der Äl 
Sa'üd entsprangen. 

Die saudiarabische Gesellschaft stellte sich bis zum Beginn der Modernisie­
rungen sozial noch wesentlich homogener dar als z. B. in benachbarten Län­
dern wie Irak, Iran oder Ägypten. Dem: Land fehlte. ein agrarischer Groß­
grundbesitz ebenso wie eine differenziertere Bourgeoisie oder eine umfangrei­
che Bauernschaft. Auf diese Weise bildeten sich in Saudi-Arabien auch nicht 
die sozialen Friktionen heraus, die in anderen arabischen Ländern schon Jahr­
zehnte zuvor entstanden waren. Mit dem Aufkommen der Erdölförderung 
setzte jedoch dann in den fünfziger Jahren auch in Saudi-Arabien ein rapider 
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sozialer Differenzierungsprozeß ein. Da die soziale Heterogenität aber - wie 
gesagt - noch nicht das Niveau anderer arabischer Staaten erreicht hatte, zeigte 
sich das Reformprogramm wirkungsvoller in einer seiner wesentlichsten Ziel­
stellungen - der sozialen und politischen Befriedung. 

Weil potentiell politisch aktive Mittelschichten quasi erst mit den Reformen 
entstanden, fehlte ihnen zu Beginn auch jedes Gruppenbewußtsein und jegliche 
politische Erfahrung. Es sei zudem daran erinnert, daß die Mittelschichten in 
anderen Staaten Nordafrikas und des Nahen Ostens eine hervorragende Rolle 
im antikolonialen Kampf gespielt hatten und in diesem Prozeß Profil, Selbst­
bewußtsein und Durchsetzungsvermögen erwarben. Da Saudi-Arabien nie 
direkter kolonialer Herrschaft ausgesetzt war, fehlte den dortigen Mittelschich­
ten auch ein derartiges prägendes Feld der Sinnfindung und der aktiven politi­
schen Betätigung. Sie waren es nicht gewohnt, in der nationalen Politik ihre 
Stimme zu erheben. 

Gleichzeitig machte sich auch das Fehlen einer intellektuellen Elite im Exil 
bemerkbar, die in anderen arabischen Ländern traditionell einen großen Ein­
fluß auf das politische Geschehen in ihren Heimatländern genommen hatte. 
Die Tausende im Ausland studierenden Bürger Saudi-Arabiens kehrten in der 
Regel nach der Beendigung des Studiums in die Heimat zurück, um nur nicht 
den Anschluß im Kampf um berufliche Spitzenpositionen zu verpassen. Für 
D.E. Long führte dieses Verhalten zu der Einschätzung: "Young men and 
women (aus Saudi-Arabien - H.F.) studying abroad have never experienced an 
identity crisis."95 Diese Verallgemeinerung unterschlägt, daß langjährige Auf­
enthalte in westlichen Demokratien auch die Wahrnehmungen junger saudiara­
bischer Studenten beeinflußten. Viele der Widerstandsaktionen in den sechzi­
ger und siebziger Jahren - insbesondere vom Militär inszeniert - fanden ihre 
Urheber in Absolventen westlicher Universitäten und Militärakademien. Al­
lerdings betraf ein derartiges Verhalten tatsächlich nur einen geringen Pro­
zentsatz der Auslandsstudenten, die Mehrzahl interessierte sich lediglich für ihr 
materielles Wohlergehen. ' 

Das trifft im wesentlichen auch auf die späteren Studentengenerationen zu, 
die ihre Ausbildung zunehmend an einheimischen Universitäten erhielten. "Tue 
majority of the expanding middle dass, largely the product of domestic univer­
sities, is conservative by nature and does not want 'radical' changes in the saudi 
way,"96 befand der israelische Saudi-Arabien-Experte Mordechai Abir. 

Also ein Sieg der Äl Sa'Ud "auf der ganzen Linie"? Mitnichten! Denn auch 
das Verhalten der Mittelschichten folgte ähnlichen Mustern wie das der kom­
merziellen und industriellen Oberschichten. Bis zum Ende der siebziger Jahre 
gab es kaum Anlässe, die Legitimität der Äl Sa'Ud ernsthaft in Frage zu stel­
len. Individuelle Lebenspläne erfüllten sich, die Mehrheit der Bürger partizi­
pierte am Wohlstand. Damit erfüllten die Herrscher eine ihrer wesentlichsten 
Aufgaben zufriedenstellend, nämlich für das Wohlergehen ihrer Untertanen zu 
sorgen und sich damit ihre Legitimität zu verdienen. 
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Diese Sichtweise sah sich während der Rezession in den achtziger Jahren 
einem heftigen Erosionsprozeß ausgesetzt. In dem Maße, wie sich die Ver­
teilungsspielräume der Regierung verringerten, monierten schwächere soziale 
Schichten Ungerechtigkeiten in der Verfügbarkeit der materiellen Güter und 
der persönlichen Aufstiegschancen und unterstellten den Herrschenden Ver­
sagen. Dazu gehörten in zunehmendem Maße auch die Mittelschichten. 

Während die unternehmerischen Profiteure des Booms in ihrem Besitzstand 
- auch durch massive Intervention seitens der Regierung - kaum substantielle 
Einbußen hinnehmen mußten, traf sie die Mittelschichten auf mannigfaltige 
Weise. Löhne und Gehälter stagnierten, während die Preise stiegen, an ge­
wohnten Sozialleistungen mußten Abstriche hingenommen werden und - last 
not least - die Zahl der lukrativen Jobs sank zusehends. 

Lange vergangen war die Zeit, in der befähigte Universitätsabsolventen ihre 
in Saudi-Arabien noch raren Fachkenntnisse einsetzen konnten, um binnen 
kurzer Frist Minister oder Staatssekretär zu werden. Diese Funktionen waren 
nun längst mit unterdessen Mittvierzigern und Mittfünfzigern besetzt, die sich 
an der Spitze der sozialen Pyramide wähnten und sich nur ungern ihrer sozia­
len Wurzel erinnerten. Aber auch deren Machtgrenzen waren in den vergange­
nen Jahren offenkundig geworden. Nur zu oft sahen sie sich daran erinnert, daß 
sie ihre hohen Positionen der individuellen Kooptierung verdankten und nicht 
etwa einem herkömmlichen, professionellen Bewerbungs- und Auslesever­
fahren. Dadurch blieben sie ihren königlichen Gönnern lediglich Ratgeber, 
ohne eigene und unabhängige Berechtigung zur Entscheidungsfindung. 

Auf das Problem "überschüssiger" Absolventen seit Mitte der achtziger Jahre 
und fehlender Einkommensmöglichkeiten selbst für Fachkräfte wurde an 
anderer Stelle schon verwiesen. Die Folgen dieser Entwicklung erschöpften sich 
jedoch nicht im Zulauf für den islamistischen Untergrund. 

Viele Absolventen, Intellektuelle und ihre Familien suchten nicht ausschließ­
lich in der Religion eine Lösung ihrer Probleme, sondern begannen ganz 
praktische Fragen zu stellen. Wie kommt es, daß den Äl Sa<üd in ihrer Lebens­
führung kaum merklicher Sparwille anzumerken ist? Kann die Mischung aus 
Korruption, Wucher und Nepotismus an der Spitze der sozialen Pyramide nicht 
beseitigt werden? Warum dürfen wir unsere Belange nicht in die eigenen 
Hände nehmen? 

Vor allem entlang der letztgenannten Frage entspann sich politischer Zünd­
stoff. Das Gefühl des Ausgeliefertseins, der Bevormundung und der politischen 
Rechtlosigkeit wurde natürlich in den Situationen besonders spürbar, in denen 
vitale persönliche lnteres~en und Bedürfnisse zur Disposition standen. Genüg­
ten noch Appelle an die Al Sa<üd oder war es nicht längst unerläßlich, eigene 
Interessen selbst zu vertreten? Der kritische Intellektuelle sah einen von den 
Äl Sa<üd errichteten Staat, den diese nach Kräften schützten, an dessen Aus­
formung sie ihn aber nicht teilhaben ließen. Solange sein politischer Betäti­
gungsdrang mehr oder weniger gewaltsam unterdrückt wird, kann er keine 
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automatische und vollständig kongruente Übereinstimmung mit den Auffassun­
gen der Herrschenden herstellen. Grundsätzlich kann er sogar den Bruch mit 
einem System nicht mehr ausschließen, das ihn so scheinbar unabänderlich aus 
dem politischen Prozeß ausschließt. In Ermangelung politischer Freiräume, 
Institutionen unabhängiger politischer Willensbildung und unzensierter Medien 
ließen sich derartige Gedankengänge und Vorstellungen unter den Angehöri­
gen der Mittelschichten und der Intelligenz nur in der Tendenz ausmachen. 
Trotz verbreiteter Unzufriedenheit zeigten sich auch nicht alle bereit, die 
Risiken politischer Positionierung einzugehen. 

Nichtsdestotrotz genügte der aufgestaute Unmut, um die Mittelschichten 
während des zweiten Golfkrieges zur führenden Kraft in dem Bestreben nach 
vermehrter Partizipation in Saudi-Arabien werden zu lassen. 

Die "Liberalen" und der zweite Golfkrieg 

Das in der westlichen Publizistik entworfene Bild über die innere Verfassung 
der saudiarabischen Gesellschaft, den hohen Stellenwert des Islam und die 
schwachen Impulse für ein Wachsen der Demokratie entsprang häufig genug 
nur Informationen und Klischees aus und über Saudi-Arabien in den siebziger 
und frühen achtziger Jahren. Noch 1993 - wohlgemerkt nach dem zweiten 
Golfkrieg - kamen Goldberg, Kasaba und Migdal zu der Überzeugung: 

"Along with Saudi Arabia ... are the only places in the Middle Bast, where 
... it is hard to detect even a leaf moving despite the winds of democracy 
blowing around the region and across the world."97 

Selbst eine oberflächliche Betrachtung der innergesellschaftlichen Verwerfun­
gen in Saudi-Arabien während des zweiten Golfkrieges hätte zu einer anderen 
Lagebeschreibung führen müssen. Waren die Autoren vielleicht zu ausschließ­
lich auf das Erstarken des Islamismus fixiert, das sie nur ungern dem Demokra­
tisierungsprozeß zurechnen mochten? 

Dabei sammelte sich der "liberale" Widerstand in den ersten Kriegswochen 
unter anderem um die Forderung, den Islamisten nicht gänzlich das Feld zu 
überlassen. An der Pressezensur entzündete sich weiterer.Unmut. Helle Empö­
rung aber erfaßte große Teile der rezessionsgeschädigten Mittelschichten, als 
ruchbar wurde, daß einzelne Mitglieder der Königsfamilie selbst den Krieg 
nutzten, um die schon im Frieden kritisierte persöi:J.liche Bereicherung auf 
höherem Niveau fortzusetzen. Ein sich rasch verbreitender Fall betraf Prinz 
Mul)ammad ibn Näyif, den Sohn des Innenministers, der sich das Monopol für 
den Vertrieb von Gasmasken in Saudi-Arabien verschaffte. 

In den Wochen der Sorge vor einem möglichen irakischen C-Waffen-Angriff 
auf Ziele in Saudi-Arabien trachtete jedermann danach, seine Familie und sich 
optimal zu schützen. Die zu weit überhöhten Preisen verkauften Schutzmittel 
erbrachten Prinz Mul;iammad Millionengewinne.98 Aufgebracht forderte die 
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Opposition, den Herrschenden generell die Kommissionsvergabe und -nahme 
zu untersagen und die Äl Sa'iid auf ihre reichlichen Apanagen zu beschränken. 

Im Herbst 1990 kursierten im Untergrund mindestens ebenso viele Flug­
blätter, Denkschriften und Tonbandkassetten mit Forderungen der "liberalen" 
Opposition wie islamistische Materialien. Häufig nutzten sie sogar die gleichen 
Vertriebswege. Zu ihren zentralen Forderungen zählten: 

- Einführung von Gesetzen, die die Macht und die Privilegien der herrschen­
den Elite einschränken. Die Autorität des Gesetzes muß über der Macht 
des Herrschers stehen. 

- Etablierung einer Verfassung und einer daraus abgeleiteten demokratischen 
Herrschaft, die den Willen des Volkes zum Ausdruck bringt. 

- Beschleunigung des Transformationsprozesses aus einer Stammesgesellschaft 
in eine Gesellschaft, in der alle Mitglieder vor dem Gesetz gleich sind. 

- Rechenschaftspflicht der Regierung vor einer gewählten Volksversammlung. 
- Verfassungmäßige Garantien für die individuelle Freiheit, Achtung vor der 

Menschenwürde und Schutz vor einer Rücknahme dieser Garantien. 
- Beendigung der Vergeudung der finanziellen, materiellen und geistigen 

Ressourcen des Landes und Schaffung von administrativen Voraussetzungen, 
um sie im Interesse der Nation zu nutzen. 

- Beendigung der "nutzlosen" Aufrüstung und Abbau des internen Repres­
sionsapparates. 

- Rückkehr zu ''vernünftigen" Planungsstrategien, um den sozialökonomischen 
und kulturellen Fortschritt zu sichern.99 

Im April 1991 gingen die "liberalen" Oppositionellen einen Schritt weiter. Sie 
eröffneten den Reigen der Petitionen an König Fahd, den die Geistlichkeit erst 
Wochen später fortsetzte. 

43 namhafte Personen, Ex-Minister, Journalisten, Akademiker, Lehrer, 
höhere Beamte und Angestellte, Kaufleute und Techniker wandten sich mit 
einem Forderungskatalog an den Monarchen, in dem sie u. a. eine Reformie­
rung der Religionspolitik (Koran und islamische Traditionen seien zu allge­
mein, um alle Fragen einer modernen Gesellschaft beantworten zu können), 
eine moderne Verfassung für das Königreich, klare und eingegrenzte Verant­
wortlichkeiten für die <ulamä, die Schaffung eines Parlaments, Rechte für die 
Presse und die Frauen, eine Reform des Rechtswesens u. a. anmahnten.100 

Einzelne der Unterzeichner gingen in Interviews mit ausländischen Presseorga­
nen noch weiter. Sie schlugen den schrittweisen Übergang zu einer konstitutio­
nellen Monarchie, die strikte Einhaltung der Menschenrechte, das Recht auf 
die Bildung politischer Parteien und Versammlungsfreiheit vor.101 

Fahd ignorierte die Petition. Obwohl der Krieg entschieden war, schob er 
wichtigere Aufgaben für sich und seine Regierung vor. Natürlich war ihm 
letztlich bewußt, daß die ihm übergebenen Forderungen nicht die Visionen 
einer kleinen Gruppe von Idealisten darstellten. Seit Mitte der achtziger Jahre 
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gingen Statistiken von mindestens 80 000 Studenten an saudiarabischen Uni­
versitäten und 20 000 Studenten im Ausland aus, die in jedem gegebenen Jahr 
die Hochschulen bevölkerten.102 Mithin hatten die Mittelschichten auch quan­
titativ eine Größenordnung erreicht, die ein machtbewußter Monarch nicht 
ignorieren durfte. Als er in den Wochen nach dem Waffenstillstand dann auch 
prompt damit scheiterte, wieder zur 'Tagesordnung" überzugehen, versuchte er, 
seine "liberalen" und islamistischen Kritiker gegeneinander auszuspielen. Es 
darf angenommen werden, daß Fahd die führenden <ulamä nach der Überrei­
chung der Petition der Geistlichkeit unter anderem mit dem Verweis auf die 
Forderungen der "Liberalen" wieder auf seine Seite zog. So ähnlich die Ziel­
stellungen in den Manifesten häufig auch anmuteten, in ihrem Wesen unter­
schieden sie sich doch diametral. Das Schisma im Lager ihrer Widersacher kam 
den Äl Sa'üd zweifellos erheblich entgegen. 

Wie schon angeführt, griff der König die zentralen Forderungen nach der 
Einrichtung eines Konsultativrates und der Verabschiedung einer Verfassung 
("Grundsystem der Herrschaft") auf, sorgte aber gleichzeitig dafür, daß beide 
Institutionen die zentrale Machtfrage nicht berührten. Die <ulamä und auch 
einzelne Islamisten gewann er durch die gemeinsame Furcht vor einer Säkula­
risierung der Gesellschaft, die privaten Unternehmer und die Mittelschichten 
versuchte er mit der Zusage zu disziplinieren, mit der Modernisierung Saudi­
Arabiens fortzufahren und seine Souveränität auch gegen unhaltbare und 
überspitzte Forderungen der Geistlichkeit durchzusetzen. Wem das nicht ge­
nügte, den traf die Härte des Repressionsapparates. 

Nicht nur Islamisten sahen sich intensiver Beobachtung und Verfolgung 
ausgesetzt. Auch innerhalb des "liberalen" Lagers forderte die öffentliche op­
positionelle Positionierung Opfer, vor allem, wenn sie organisierte Form an-
nahm.103 · 

Als jüngstes Beispiel kann der Umgang mit dem Committee for the Defense 
of Legitimate Rights (CDLR) gelten, das si~ben Intellektuelle am 3. Mai 1993 
gleichzeitig in ar-Riyä<J und London gründeten. Innenminister Näyifverbot die 
Organisation am 15. Mai unter Hinweis auf das geltende Parteiengesetz und 
ließ den Vorsitzenden des Komitees, MuI:iammad al-MusärI, einen Physik­
professor an der König-Sa<üd-Universität (KSU) in ar-Riyä<J, verhaften.104 

Wenige Tage später wurden auch die anderen in Saudi-Arabien wirkenden 
qründungsmitglieder, <Abdalläh al-J:Iamid (Arabischprofessor an der KSU) und 
<Aii MaI:imüd (Medizinprofessor an der KSU) inhaftiert. 

Die geringe Mitgliederzahl von Organisationen wie dem CDLR darf über 
ihre Bedeutung innerhalb Saudi-Arabiens nicht hinwegtäuschen.· Das Fehlen 
jeglicher unabhängiger politischer Institutionen läßt jede Organisationsgrün­
dung zum möglichen Fanal werden. Erst im Sommer 1993 wurden 60 Akademi­
kern die Pässe entzogen, weil sie sich für die Freilassung der inhaftierten 
CDLR-Gründer ausgesprochen hatten.105 
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Jüngste Verlautbarungen des CDLR lassen eine stärkere Orientierung der 
Organisation auf den politischen Islam erkennen. Ob sich damit eine generelle 
Entwicklungstendenz abzeichnet oder ob eher die Möglichkeit raschen Stim­
menzuwachses im Mittelpunkt steht, läßt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
noch nicht exakt feststellen. 

Es bleibt abzuwarten, wie lange sich die selbstbewußter gewordenen Mittel­
schichten auf diese Weise noch hinhalten lassen werden bzw. ob Konsultativrat 
und "Grundsystem der Herrschaft" ein hinreichendes Ventil abgeben. Am 10. 
April 1994 verbot die Regierung jedenfalls erst einmal vorsorglich die Nutzung 
von Satelliten-TV und setzte bei Zuwiderhandlung eine Geldstrafe fest. Statt­
dessen kündigte sie an, das Kabelfernsehnetz auszubauen, in das nur "islamver­
trägliche", sprich regierungskonforme Programme eingespeist werden kön­
nen.106 

Das He"scherhaus 

Die Konzeption König Fahds 

In den vorangegangenen Abschnitten standen sowohl die objektiven als auch 
die subjektiven Triebkräfte des Demokratisierungsprozesses in Saudi-Arabi~n 
im Mittelpunkt. Dabei konnte zwangsläufig der Eindruck entstehen, daß die Al 
SaCfrd und König Fahd an ihrer Spitze sich lediglich passiv verhielten, sich 
anzupassen versuchten und sich Zugeständnisse nur dort abringen ließen, wo 
sie absolut unvermeidlich erschienen. Dieser Eindruck täuscht insofern nicht, 
als daß die Königsfamilie in der Tat durch konsequenten Druck von unten und 
das unermüdliche Bestreben der Opposition die Einwilligung zur Einrichtung 
des Konsultativrates und zur Verabschiedung des "Grundsystems der Herr­
schaft'' gab. Der - mit Unterbrechungen - seit 1926 geführte Kampf um beide 
Institutionen beweist eindringlich, daß von der Königsfamilie eine freiwillige 
Zusage kaum zu envarten war. 

Das Bild der realen sozialen und politischen Entwicklung in Saudi-Arabien 
gerät indessen auf diese Weise nicht vollständig. Es hieße die Integrationskraft, 
das Herrschaftswissen und die meisterhafte Beherrschung der für ihr Land 
notwendigen Herrschaftsmethodik der Äl Sa<ud zu unterschätzen, wenn sie 
lediglich als passives "Treibgut" divergierender politischer Bestrebungen darge­
stellt würden. In dieser Rolle hätten sie mit Sicherheit nicht seit Jahrhunderten 
die Macht behauptet. 

So gilt auch für den Prozeß um die Etablierung von Konsultativrat und 
"Grundsystem der Herrschaft", daß die Äl SaCfrd und insbesondere der Monarch 
in dem fiktiven Moment, als sie beide Institutionen als unumgänglich ansahen, 
damit begannen, sie nach eigenen Vorstellungen aktiv zu formell. Spätestens 
seit 1991 verfolgte König Fahd mit ihnen eigene politische Interessen, die er 
mittels ihrer Vollmachten umzusetzen gedachte. 
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Daraus allerdings eine Urheberschaft abzuleiten, wäre ebenso verfehlt. 
Immerhin lassen sich in der wissenschaftlichen Literatur auch Meinungen 
finden, die den gesamten Prozeß als aktive Politik der herrschenden Elite 
darstellen. Für D. Bromberg geht der Demokratisierungsprozeß z. B. in den 
arabischen Ländern mehrheitlich von den herrschenden Oberschichten aus, die 
erkannt hätten, daß die gewaltigen ökonomischen und sozialen Probleme nicht 
mehr durch Gewalt und ''Tauschhandel (Wohlfahrt und Arbeitsplatzsicherheit 
gegen Wohlverhalten)" zu lösen sind.107 Der Verdacht liegt nahe, daß der­
artige Einschätzungen (unfreiwillig?) Darstellungen aufnahmen, die König 
Fahd schon vor dem zweiten Golfkrieg zum "Demokraten" stilisierten.108 In 
der Konsequenz führt diese Meinung jedoch folgerichtig dazu, Aktion und 
Reaktion zu vertauschen und damit zu unterschlagen, daß die den Prozeß 
einleitenden Impulse und Forderungen im Regelfall von den Beherrschten 
ausgingen - so auch in Saudi-Arabien! Trotzdem trägt die Meinung dazu bei, 
der Gefahr der unzulässigen Vereinfachung zu begegnen und sich zur Zeich­
nung eines differenzierteren Bildes zu zwingen. 

Die Analyse der Interessen, Motive und Konzeptionen König Fahds kann 
nur gelingen, wenn sie in Beziehung zum Rahmen seiner Herrschaftsausübung 
und den daraus abzuleitenden Handlungsfreiräumen gesetzt werden. Auf einige 
Elemente wurde schon im Zusammenhang mit der Behandlung der regierungs­
treuen Geistlichen verwiesen, diese und weitere sollen nun noch einmal aufge­
griffen werden. 

Die westliche Wissenschaft bleibt bei der Beschreibung des Charakters und 
der Wirkungsweise des saudiarabischen Herrschaftssystems seltsam vage und 
diffus. Für den amerikanischen Politologen R. H. Pfaff stellt es ein Paradoxon 
dar, vor allem weil es westlichen Modellen nicht genügt bzw. ihnen auch nicht 
"nacheifert".109 Pfaff bedient sich bei seiner Einschätzung eines sehr groben 
Rasters und gerät bei der Benennung der Herrschaftsform als "feudal" vollends 
in die Sackgasse. Bekanntlich beschreibt "Feudalismus" ein spezifisches und 
nicht beliebig zu konfigurierendes Gesellschaftssystem, das in Saudi-Arabien 
gegenwärtig nicht existiert. 

Der Realität näher kommen dagegen alle Analysen, die auf das der Urhe­
berschaft Max Webers zugesprochene patriarchalisch-patrimoniale System 
zurückgreifen. Demnach sei das patriarchalische Herrschaftssystem eine Form 
der Machtausübung, die die Strukturen der Familie, des "Haushalts", auf die 
Gesellschaft überträgt. Die Mitglieder stehen in direktem Unterordnungsver­
hältnis unter dem Familienoberhaupt und setzen seine Weisungen um. Im 
Gegenzug genießen sie den Schutz des "Vaters".110 In diesem Verständnis 
kann die Herrschaft in Saudi-Arabien als patrimonial charakterisiert werden. 
Der König beansprucht den Ursprung der Autorität für sich. Er persönlich be­
stimmt die Richtung der politischen Entwicklung und erwartet von der Familie 
und vom bürokratischen Apparat, daß diese sie umsetzen. 
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Trotzdem unterscheidet ihn Grundsätzliches von einem europäischen Mo­
narchen aus dem Zeitalter des Absolutismus. Kein saudiarabischer König 
konnte für sich in Anspruch nehmen, durch göttliches Recht zu herrschen. Er 
unterliegt dem islamischen Recht ebenso wie seine Untertanen. Da sich aus 
dem Anspruch, nach den Bestimmungen des islamischen Rechts zu herrschen, 
der Kern seiner Legitimität ableitet, ist der König letztlich darauf angewiesen, 
daß seine Untertanen die Übereinstimmung bestätigen oder sie zumindest 
nicht in Abrede stellen. <Igmä< (Konsens) macht einen wichtigen Bestandteil 
des islamischen Rechts durch die Annahme aus, daß die Meinungsüberein­
stimmung der gesamten islamischen Gemeinschaft göttlich inspiriert ist, der 
König allein jedoch nicht. Deshalb sucht er den Konsens mit den Gläubigen, 
steht der Konsens als Herrschaftsprinzip über - nie gänzlich zu unterbinden­
der - Willkür. 

Die Übereinstimmung wird aber nicht etwa durch Wahlen hergestellt, son­
dern durch die traditionelle Form der Konsultation (Siirä). Insofern bedeutet 
auch die Einrichtung eines Konsultativrates keinen Fremdkörper im Gefüge 
des saudiarabischen Herrschaftssystems, nur verbinden sich mit dieser spezifi­
schen Form andere Erwartungen/Befürchtungen als mit denen seiner durchaus 
vorhandenen Vorläufer. 

<Abd al-Aziz ibn Sa'üd konsultierte sich in der Regel nur mit den fähigsten 
männlichen Familienmitgliedern, Nachkommen Ibn <Abd al-Wahhäbs und den 
mächtigsten Stammesführern. Diese Personen nahmen die traditionelle islami­
sche Kategorie der ahl al-J;tall wa'l-<aqd (Diejenigen, die lösen und binden) für 
sich in Anspruch und standen dem Monarchen bei Bedarf mit Rat und Tat zur 
Seite. Das Gremium überlebte Ibn Sa<üd als Körperschaft und nahm auch 
später verschiedentlich entscheidenden Einfluß auf die Staatsgeschicke. 1964 
gab erst ein Verdikt der damals 150 Personen umfassenden ahl al-J;tall wa'l-'aqd 
der Absetzung König Sa'üds den legalen Rahmen.111 Von ihrer Zusammen­
setzung her stellte die ahl al-l;tall wa'l-<aqd aber immer eine Eliteinstitution dar, 
die nicht den Anspruch erheben konnte, die Vielzahl der unterschiedlichen 
politischen und sozialen Interessen im Land zu artikulieren und zu vertreten. 

Im Zuge des rasanten Transformationsprozesses in Saudi-Arabien wuchs der 
exklusive Charakter der Institution stetig. Auf die schwindende Eigenständig­
keit der <ulamä wurde schon hingewiesen. 

Besonders dramatische Formen nahm aber der Machtverlust der Stammes­
führer an. Schon nach dem Ende des Konstituierungsprozesses Saudi-Arabiens 
war ihre Funktion als Kriegsherren in Stammesfehden und Raubzügen obsolet 
geworden. Ihre Herrschaftsfunktionen wurden sukzessive von der Regierung 
übernommen. Der stetige Urbanisierungsprozeß besiegelte dann endgültig die 
marginale Rolle der ehemals mächtigen Stammesführer. Die Äl Sa'üd bedie­
nen sich ihrer heute bei Bedarf als Verbindungsglieder zu den Provinzen und 
zu den verbliebenen Beduinen. 
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In einer Gesellschaft, die zu drei Vierteln in Städten lebt, verliert die Kon­
senssuche mit Geistlichen und Stammesführern für den Monarchen an Attrak­
tivität. Fahd und seine Vorgänger behalfen sich mit der sporadischen Einberu­
fung weiterer Konsultationsgremien, wenn es galt, schwierige oder unpopuläre 
Entscheidungen vorzubereiten. Die Auswahl der zu Konsultierenden erfolgte 
aber auf individueller Grundlage, d. h. es manifestierte sich keine Gruppen­
repräsentanz in den verschiedenen - flüchtigen - Konsultativräten. Die Zu­
sammensetzung erschwerte eine zügige Arbeit, Entscheidungen wurden häufig 
so lange vertagt, bis sie sich von selbst erledigten. Wochen und Monate regier­
ten die Könige ohne jegliche Konsultation. 

Sie liefen auf diese Weise Gefahr, den Kontakt zu den Problemen des Lan­
des und den Interessen ihrer Untertanen zu verlieren. Da ihre Legitimität aber 
unverändert vom Konsens mit der Mehrheit der Gläubigen abhängt, konnten 
sie den Prozeß nicht dem Selbstlauf überlassen. Fahd war der erste, der die 
Zeichen der Zeit - unter dem Eindruck der Erschütterungen des zweiten 
Golfkrieges - erkannte und entsprechend handelte. Bis zuletzt galten seine 
Hauptvorbehalte der Pennanenz der Institution Konsultativrat, der nun jeden 
seiner Schritte begleiten sollte. 

Der Regierungsstil wird sich dadurch teilweise ändern müssen. Aber der 
König gewann die ungleich wertvollere Möglichkeit, den Konsens mit der 
Bevölkerungsmehrheit wiederherzustellen bzw. zwischen sich und eine reprä­
sentative Demokratie ein Zwischenglied zu schalten. Auch in weit profanerem 
Sinn versprachen Konsultativrat und "Grundsystem der Herrschaft" eine will­
kommene Pufferfunktion. Ohne die beiden Gremien war es nur natürlich, daß 
Forderungen, Beschwerden und Einwände direkt an den Monarchen adressiert 
wurden. Fahd erinnerte sich noch zu gut der ihm im Frühjahr 1991 überreich­
ten Petitionen. Tempo und Komplexität des Modernisierungsprozesses sowie 
die enormen Probleme bei der Überwindung der Rezession ließen weitere 
Unmutsbezeugungen der Bevölkerung erwarten. Diese vermag er aber nun 
weitaus besser zu kanalisieren, .zum einen unter Verweis auf das "Grundsystem ' 
der Herrschaft", zum anderen mit dem Hinweis, sich an den Konsultativrat zu 
wenden. 

Trotzdem hatten sich damit an den realen Machtverhältnissen keine substan­
tiellen Veränderungen vollzogen. Der König behält sich auch weiterhin das 
Recht vor, die Zusammensetzung des Rates zu bestimmen, seine Empfehlungen 
zu negieren oder ihn gegebenenfalls sogar zu entlassen. Die entscheidenden 
Trümpfe gab er also nicht aus der Hand. 

Natürlich ließen die ihm überreichten Petitionen keinen Zweifel daran, daß 
die Auseinandersetzung eine Fortsetzung finden wird, daß die bloße Etablie­
rung des Konsultativrates und des "Grundsystems der Herrschaft" nur eine 
Zwischenetappe markiert. Die Opposition wird weiter danach trachten, denRat 
mit Entscheidungsvollmachten zu versehen und seine Mitglieder wählen zu las­
sen.iu In der Zwischenzeit versieht· die Existenz von Konsultativrat und 
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"Grundsystem der Herrschaft" den Monarchen immerhin mit der Möglichkeit, 
vor allem seine geistlichen Widersacher zu disziplinieren und seinen Moderni­
sierungsbestrebungen, bei denen er sich in Übereinstimmung mit den politisch 
aktiven Schichten der Bevölkerung weiß, Nachdruck zu verleihen. 

An der Fortsetzung der Modernisierungen bleibt Fahd auf elementare Weise 
interessiert. Die Gründe, die Fai~al Anfang der sechziger Jahre zu ihrem 
Beginn bewegten, bestehen trotz aller Veränderungen fort. Der zweite Golf­
krieg verstärkte außerdem die Überzeugung der Äl Sa'üd, daß ihr Überleben 
nicht zuletzt auch von der Unterstützung durch den Westen abhängen kann. 
Dieser wiederum ist auf Dauer nur durch den überzeugenden Nachweis zu 
gewinnen, daß Saudi-Arabien, bei aller Bewahrung des Eigenständigen, schließ­
lich doch danach strebt, mit den Haupttendenzen der globalen Entwicklung 
Schritt zu halten. So hieß es in der Grußadresse Fahds an die Eröffnungs­
sitzung des Konsultativrates auch nur folgerichtig: "„.while adhering to shariah, 
the kingdom would utilize the latest technology for economic development."113 

Modernisierung und Westanbindung bedürfen unbedingt der Leistungsbereit­
schaft und Zustimmung der modernen Mittelschichten und der privaten Unter­
nehmerschaft. Deshalb fanden die Forderungen dieser Kräfte auch bei weitem 
zahlreicher Eingang in die Bestimmungen des "Grundsystems der Herrschaft" 
als etwa die Vorhaltungen der Geistlichkeit, obwohl diese häufig dieselben 
Begriffe verwendeten (Konsultation, soziale Gerechtigkeit etc.). 

Dem Widerstand der 'ulamä begegnete Fahd mit der Befolgung unumgäng­
licher Formalitäten und einer geschickten Wortwahl. Die von ihm weitsichtig 
organisierte Interimsphase zwischen März 1991 (Ankündigung zur Einrichtung 
des Konsultativrates und des "Grundsystems der Herrschaft") und dem 1. März 
1992 (Verabschiedung der drei Dekrete: 1. Konsultativrat, 2. "Grundsystem der 
Herrschaft" und 3. Ordnung der Provinzen, die der Ankündigung schließlich 
Gesetzeskraft verliehen) nutzte er, um sich auf alle Eventualitäten vorzuberei­
ten. In der Erläuterung zu den Dekreten verkündete Fahd z. B.: 

"„.das Königreich (hat) sich niemals im Zustand eines 'verfassungsmäßi­
gen Vakuums' befunden„. Der ganze Staatsapparat (funlctioniert) auf der 
Grundlage von Gesetzen, die von der Scharia hergeleitet und von ihr 
bestimmt (sind). Der Zweck der neuen Gesetze (besteht) darin, etwas zu 
stärken, was bereits (existiert) und etwas zu formulieren, was de facto 
bereits in Kraft (ist).11114 

Auch in der eigentlichen Frage der Verfassungsbenennung verfiel der Monarch 
auf eine "elegante" Lösung. Demonstrativ ließ er im Eröffungsparagraphen des 
"Grundsystems der Herrschaft" festschreiben: "Die Verfassung Saudi-Arabiens 
ist das Buch Gottes (Koran) und die Sunna des Propheten."115 Deshalb erhielt 
das neue Grundgesetz auch nicht die Bezeichnung "Verfassung", sondern 
"Grundsystem der Herrschaft". 

Aber auch mit der Einrichtung des Konsultativrates ging es nach der einjäh­
rigen "Denkpause" nun zügiger voran. Am 19. August 1993 veröffentlichte das 
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Büro des Königs die Namensliste des 61köpfigen Gremiums. Am 29. Dezem­
ber 1993 trat der Konsultativrat in ar-Riyäc;J zu seiner konstituierenden Sitzung 
zusammen. Nachdem zunächst vierzehntägige Tagungsintervalle vorgesehen 
worden waren, ging der Rat mit ausdrücklicher Billigung des Königs 1994 zu 
einem wöchentlichen Rhythmus über, später traf er sich sogar zweimal pro 
Woche. Die Häufigkeit der Sitzungen deutet immerhin darauf hin, daß der 
König die Vorteile eines Beratungsgremiums schätzen gelernt hat, das noch 
unverbraucht scheint und dem er deshalb auch andere Ratschläge als die 
gewohnten zu entlocken hofft. 

Dieser Zielstellung hatte Fahd durch die Zusammensetzung der Körper­
schaft Vorschub geleistet. Nachdem mit Ex-Justizminister Öubair der Vorsit­
zende lange berufen war, ernannte Fahd den ehemaligen Vorsitzenden der 
World Muslim League, <Abdalläh cumar Nrujlf, zum Stellvertreter. Ansonsten 
versammeln sich zweimal pro Woche junge Berufstätige aus den Mittelschich­
ten, Privatunternehmer und Akademiker. 32 Mitglieder können den Abschluß 
einer westlichen Universität vorweisen. Ihre Amtszeit erstreckt sich über vier 
Jahre, die Tätigkeit wird vergütet. 

Das Wirken des Konsultativrates erweckt den Anschein, als ob König Fahd 
die Vorteile des Gremiums nach Kräften nutzt, das ihm zunächst aufoktroyiert 
schien, am Ende aber so ganz seine Schöpfung ist. 

Ultrakonservative Gegenspieler 

Die mehrere Tausend Personen umfassende Familie Sa<üd fungiert in Saudi­
Arabien faktisch als staatstragende, unabwählbare, herrschende Partei. Nicht 
genug, daß die Familie Parteien als solche verbot, es existiert keine andere 
politische Kraft in dem Land, das - bezeichnend genug - auch den Namen der 
herrschenden Familie trägt, die alleine in der Lage wäre, die Äl Sa<üd zu 
stürzen. 

So maßlos sich manche andere· Partei in benachbarten arabischen Staaten in 
ihrem Machtanspruch auch gebärden mag, ihr fehlt doch der einzigartige 
Vorteil der Zugehörigkeit aller "Mitglieder" zu einer Familie. 

Wenn in Saudi-Arabien die Bedeutung des Stammes insgesamt einen Nie­
dergang erfuhr, so blieb doch die Institution der Familie von dieser Abwärts­
entwicklung verschont. Familienbeziehungen werden aufmerksam gepflegt, in 
ihnen leben auch Versatzstücke der Stammessitten fort. Heiraten werden auch 
weiterhin sorgfältig geplant, um die Integrität und das Prestige der Familie zu 
bewahren. 

Angehörige der Familie Sa<üd finden sich so modellhaft in allen wesentli­
chen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens des Landes, vom Staatsapparat 
über die Privatwirtschaft bis hin zu den Nischen der Kultur. Sie wirken als 
Transmissionsriemen und Multiplikatoren für die im Familienrat beschlossenen 
Vorgaben an die Basis und gleichzeitig auch als tausendfacher Seismograph für 
feinste Stimmungen und Strömungen in der Gesellschaft. Es versteht sich von 
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selbst, daß alle sicherheitsrelevanten Positionen des Staates mit Familienange­
hörigen besetzt sind. 32 der knapp 40 männlichen Nachkommen (die Angaben 
schwanken) von <Abd al-Aziz ibn Sa<üd wirken gegenwärtig in Funktionen, die 
in direktem Zusammenhang mit der Sicherheit des Staates - sprich mit dem 
Machterhalt der Äl Sa<üd - stehen.116 

Es sei nicht verschwiegen, daß diese Zwistigkeiten durchaus existieren. 
Schon die Größe der Familie läßt eine allwaltende Harmonie nicht zu. Dabei 
sind die innerfamiliären Widersprüche vielfältiger Natur. Auf der untersten 
Stufe finden sich die üblichen persönlichen und privaten Reibereien wie in 
allen Großfamilien, darüber rangiert das Konfliktpotential, das sich aus der 
unterschiedlichen Position der verschiedenen Familienfraktionen zu den Schalt­
stellen der ökonomischen und politischen Macht ergibt, und höchste Priorität -
da potentiell am gefährlichsten - genießen konträre Positionen in Fragen der 
Ideologie und der politischen Strategie. 

Obwohl es Staatsgründer Ibn Sa<üd auf nahezu perfekte Weise verstand, die 
zentrifugalen Kräfte auf der Arabischen Halbinsel zu zügeln, die bedeutend­
sten Stämme an sich zu binden und die Thronfolge in geregelte Bahnen zu 
lenken, hinterließ gerade seine Integrationspolitik eine Situation, in der drei 
Fraktionen innerhalb der Familie - aus unterschiedlichen Gründen - eine 
deutlich privilegierte Position einnahmen. 

Wird die Gegenwart zum Maßstab genommen, dann obsiegten die persönli­
chen Vorlieben des Staatsgründers, denn die sieben Söhne, die Ibn Sa<üd mit 
seiner Lieblingsfrau, Hazza< bint Äl Sudairi, zeugte (Sudairi Sieben), nehmen 
die höchsten Ränge in der familiären Hierarchie ein. König Fahd gehört 
ebenso zu ihnen wie Prinz Sultän, der Verteidigungsminister, Prinz Näyif, der 
Innenminister, Prinz Salmän, Qer Gouverneur von ar-Riyä<;J, Prinz Turkl, der 
Geheimdienstchef, Prinz Ahmad, der stellvertretende Innenminister und Prinz 
~Abd ar-Ral)män, der "Rat für Angelegenheiten der königlichen Familie". Die 
Al Sudairi konzentrierten ihren Ehrgeiz früh auf die Einnahme von Schlüssel­
positionen in der Regierung und im übrige.n Staatsapparat. Mit dem Fort­
schreiten der Modernisierungen wuchs die Bedeutung des Staatsapparates, 
bedeutete das Bekleiden von Regierungsämtern einen fast monopolistischen 
Rang innerhalb der Familienhierarchie. Folgerichtig zählen die Äl Sudairi auch 
zu den eifrigsten Wortführern weiterer Modernisierungen. 

Die zweite Fraktion verdankt ihre Bedeutung dem Paktieren Ibn Sa<üds mit 
den wichtigsten Stämmen des Landes. Dazu zählen vor allem die Äl Sammar 
und die Äl Tunayän. Eine Frau aus dem Sa~ar-Stamm schenkte Kronprinz 
cAbdalläh das Leben, König Fai~al nahm eine Al Tunayän zur Hauptfrau. Die 
Verwandten seiner Frau bereicherten seine Regierungskunst nicht unbeträch­
lich, galten die Äl Tunayän doch schon den Osmanen als befähigte Verwal­
tungsfachleute.117 

Ibn Sa<üd hatte seiner Familie noch auf dem Totenbett das Versprechen 
abgenommen, die mütterlicherseits unterschiedliche Stammesanbindung seiner 
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Söhne zu beachten und bei der Thronfolge zu berücksichtigen. Monopolstellun­
gen sollten tunlichst vermieden werden. So folgt auf den Sudairi (F~d) ein 
Sammar (<Abdalläh), genauso wie der Vorgänger Fahds, JJälid, zu den Gifüwis 
gehörte. 

Damit ist die Überleitung zu jener dritten Fraktion, eben jenen Öilüwts 
gegeben. Sie verdanken ihre Bedeutung nicht etwa ihrer zahlenmäßigen Stärke 
oder einem besonderen Adel der Stammesherkunft. Vielmehr gehörten sie zu 
den engsten Gefährten Ibn Sa<üds, als er 1902 von Kuweit aus aufbrach, um ar­
Riyä9 für seine Familie zurückzuerobern und danach die staatliche Vereini­
gung Zentralarabiens in Angriff zu nehmen. Neben einzelnen Monarchen 
(außer JJäli~ besaß auch König Sa<üd eine Mutter aus der Familie Öilüwi) 
stellten die Gilüw1s traditionell die Gouverneu!e der Erdölprovinz al-i,asä. Mit 
dem Machtantritt König Fahds erfuhren die Gilüw1s allerdings einen gewissen 
Machtverlust. Sein Vorgänger hatte sich vornehmlich auf den Ratschlag von 
Familienmitgliedern seiner Mutter gestützt, eine Praxis, die Fahd zu ändern 
gedachte. Er umgab sich eher mit Nachkommen König Sa<üds und Abkömm­
lingen eines Familienzweiges, der im 19. Jahrhundert infolge eines Familien­
zWists geächtet worden war. 1986 bedachte Fahd einen seiner eigenen Söhne 
mit der Provinz al-Hasä und vertiefte damit die interne Fehde mit den 
Öilüwts.118 Das muß jedoch keinesfalls bedeuten, daß sich die Familie dau­
erhaft im Abseits befindet. 

Auf diesem innerfamiliären Kräftedreieck basierend und ergänzt durch die 
schon vor Ibn Sa<üd privilegierte Stellung der Äl a8-Saig, entwick~lte sich 
sporadisch· ein Kampf um geistige Inhalte und Zielstellungen der Al Sa<üd 
insgesamt - d. h. auch der Landespolitik. 

Es bleibt müßig zu spekulieren, ob Kronprinz <Abdalläh in der Regel eine 
ultrakonservative Haltung vertritt, weil die "progressive" Position durch die Äl 
SudairI schon besetzt ist, oder ob sie seiner inneren Überzeugung entspricht. 
Jedenfalls steht <Abdalläh an der Spitze einer Gruppe innerhalb der Familie,. 
der Richtung und Tempo des Modernisierungsprozesses ebenso suspekt sind 
wie die von den Äl SudairI forcierte Westanbindung (Bandar ibn Sul!än fun­
giert als Botschafter in den USA) und die ihrer Meinung nach vernachlässigte 
Integration in die arabische Welt. Folgerichtig genießt <Abdalläh das demon­
strative Wohlwollen der <ulamä und vertritt insgesamt eine ablehnende Haltung 
gegenüber "modischen" Einrichtungen wie dem Konsultativrat und dem 
"Grundsystem der Herrschaft". Außerdem zementiert er beständig seinen 
Rückhalt in der von ihm befehligten und aus Stammeskräften rekrutierten 
Nationalgarde.119 Diese auch als "Weiße Armee" bekannte Truppe dient als 
Auffangbecken für die Sprößlinge weniger wichtiger Stämme, die darin als 
Offiziere dienen und deren Klienten als Soldaten.120 Damit wird jedenfalls 
verständlich, daß <Abdalläh auch vielen Beduinen als Bewahrer altvertrauter 
Wertvorstellungen gilt. 
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Solange <Abdalläh nicht als König gezwungen wird, die Konsequenz seiner 
Position in der Regierungspraxis nachzuweisen, bleiben seine Kritiken und Ein­
wände ein Ärgernis für König Fahd. Trotzdem bleibt es müßig zu spekulieren, 
ob es der Einfluß des Kronprinzen war, der Fahd bewog, 1990/91 gegenüber 
der "renitenten" Geistlichkeit so unverhältnismäßige Milde an den Tag zu 
legen. Immerhin wurden selbst <ulamä, denen eine aktive Beteiligung an der 
islamistischen Propaganda nachgewiesen werden konnte, nicht etwa inhaftiert 
(wie ansonsten üblich), sondern lediglich vom Dienst suspendiert.m Der Kö­
nig kann die Geistlichkeit nur bis zu einem bestimmten Punkt gängeln, wenn 
diese in <Abdalläh das Kontrastprogramm ausmacht. Die Absetzung König 
Sa<uds 1964 steht als Menetekel ebenso im Raum wie das Übergehen Mul].am­
mad ibn <Abd al-Azlz' in der Thronfolge nach der Ermordung Fai~als wegen 
"Uneignung aus wahhabitischer Sicht"122 und der Mühe, seinen in der Jugend 
erworbenen Ruf als Verschwender, Spieler und zeitweilig "lauer" Muslim 
vergessen zu machen.123 

Wohlgemerkt, cAbdalläh befindet sich nicht in der Position einer "grauen 
Eminenz", aber seine Stärke besteht in der personifizierten Mahnung, die 
Einheit zwischen Wahhabismus und Äl Sa<üd nicht anzutasten. 

Sporadische Schübe von besonders strenggläubigem Verhalten erfassen al­
lerdings auch prominente Familienmitglieder, die ansonsten nicht in der Entou­
rage c Abdallähs ausgemacht werden. Prinz Salmän (Äl Sudairi) ließ als Gouver­
neur der Hauptstadt im Frühjahr 1991 einen Prinzen öffentlich auspeitschen, 
dem vorgeworfen wurde, in einer Ladenzeile eine Passantin belästigt zu ha­
ben.124 

Die "fließenden" Grenzen zwischen den Lagern und Familienfraktionen kom-
men auf der anderen Seite aber auch den Interessen König Fahds entgegen. 

"In practice neither group is all that homogenious, especially when the 
generation gap parallels the education gap between the orthodox conser­
vative ... (old - H.F.) and the 'progressive', urban, young, ambitious prin­
ces. But such polarization is not confined to the Jilwa and Sudairi bran­
ches. There are other branches, including families ... and cliques of brot­
hers and half-brothers, sons and grandsons which cut across the tradi­
tional divisions ... "125 

cAbdalläh nimmt schon zu lange die Rechte und Pflichten des Kronprinzen 
wahr, um noch glauben machen zu können, daß er bereit wäre, die Familien­
räson seinen Überzeug1.mgen zu oj>fern. Auch er kalkuliert, daß ein offenes 
Schisma innerhalb der Äl SaCUd unabsehbare Folgen nach sich ziehen könnte 
und ihn am Ende in eine Situation brächte, in der er niemals den Thron be­
steigen würde. 

Die Scheu der Äl Sa<üd, Einblicke in ihr Familienleben zu gewähren, trug 
mit dazu bei, <Abdalläh als "Gallionsfigur" der ultraorthodoxen Familienmit­
glieder namhaft zu machen. Wenn schon er die letzte Konsequenz vermissen 
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läßt, darf von seinen vorhandenen, aber nur diffus auszumachenden Parteigän­
gern innerhalb der Familie erst recht keine offene Revolte erwartet werden. 
Die Resultante der Familienmeinungen unterstützt König Fahd. 

Die "jungen" Prinzen 

Etwa 5000 Prinzen126 bilden den Kern der "Partei" Äl Sa'üd. Durch ihre bloße 
Präsenz in allen wesentlichen Bereichen des politischen, militärischen und wirt­
schaftlichen Lebens des Landes tragen sie entscheidend zur Stabilität der 
Familienherrschaft bei. Ihr Handeln wird grundsätzlich von dem Bestreben 
geleitet, ihren Teil dazu beizutragen, die beherrschende Rolle der Äl Sa'üd zu 
sichern und fortzusetzen. Trotzdem existieren unter den Prinzen merkliche 
Interessenunterschiede, die über die im vorangegangenen Abschnitt behandel­
ten Erscheinungsformen hinausgehen. 

Eines der Hauptprobleme besteht in der relativ kurzen Existenz des Kö­
nigreiches, mit der Folge, daß die grundlegenden Herrschaftsstrukturen immer 
noch von <Abd al-Azlz ibn Sa'üd geprägt sind. Der Staatsgründer verfügte -
neben der bereits angesprochenen alternierenden Beteiligung der wichtigsten 
Stämme an der Thronfolge - daß ihm generell seine Söhne im Amt nachfolgen 
sollten. Damit schuf er eine "horizontale" Thronfolge mit einschneidenden Aus­
wirkungen auf die Generation der Enkel und Urenkel. Nach Alter und mütter­
licher Familienzugehörigkeit gestaffelt, sollte einer seiner Söhne nach dem 
anderen über das von ihm geschaffene Königreich herrschen und nicht etwa 
sein ältester Sohn, also Sa'üd, die Königswürde wiederum an seinen ältesten 
Sohn weitergeben. 

In der Praxis bedeutete diese Festlegung, daß erst der jüngste direkte männ­
liche Nachkomme Ibn Sa'üds das Königsamt innegehabt haben rpuß, ehe die 
fähigsten Prinzen der Enkelgeneration überhaupt Ansprüche anmelden könn­
ten. Die Chancen, innerhalb überschaubarer Fristen die Insignien der Macht 
angetragen zu bekommen, erwiesen sich deshalb für die Angehörigen der 
dritten oder gar der vierten Familiengeneration seit der Staatsgründung als 
minimal. 

Ibn Sa'üd trachtete mit dieser Gleichstellung der Enkel und Urenkel danach, 
dynastiegefährdende Machtkämpfe unter seinen zahlreichen Nachkommen zu 
vermeiden. Das Kalkül mag im Grundsatz aufgegangen sein, aber er frustrierte 
damit letzten Endes eine ganze Generation.U7 Seit dem Tod Ibn Sa'üds fan­
den die Enkel deshalb immer wieder Ventile, um ihrer Unzufriedenheit Aus­
druck zu verleihen. Auf der untersten Stufe ihrer "Trotzhaltung" stand die 
Ersatzbefriedigung mittels Verschwendung, aufwendigem Lebenssti~ hem­
mungsloser Bereicherung und Parasitentum, die ursächlich zum "angeschlage­
nen" Ruf der Äl Sa<üd beitrugen. Ungleich gefährlichere Formen nahmen aber 
die sporadisch immer wieder unternommenen Versuche an, doch aktiv und 
direkt auf das politische Leben des Landes Einfluß zu nehmen. Schon ein 
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willkürliche Auswahl beweist, daß davon kein Jahrzehnt seit dem Ableben Ibn 
Sa<üds verschont blieb. 

Ende der fünfziger Jahre beteiligten sich die damals "jungen" Prinzen enga­
giert an der Machtbeschneidung König Sa'üds und der Wegbereitung für den 
pragmatischen, Modernisierungen verheißenden Fai~al. Der 24. März 1958 
ging in die Familienchronik als der Tag ein, an dem zwölf junge Prinzen (unter 
ihnen Fahd) eine Unterredung zwischen Sa'üd, Fai~al und 'Abdallä.h unter­
brachen und ersteren zum umgehenden Thronverzicht aufforderten. Fai~al 
lehnte damals die ihm angetragene Königswürde ab, aber das Ende der Amts­
zeit Sa<üds war vorgezeichnet.128 

Anfang der sechziger Jahre drängte eine Gruppe "Freier Prinzen" um 'faläl 
ibn 'Abd al-Aziz in die internationalen Schlagzeilen, die einen radikalen Kurs­
wechsel der Politik Saudi-Arabiens forderten und das Ziel vertraten, das Kö­
nigreich zu einer Bastion des panarabischen Nationalismus zu gestalten. 

In den siebziger Jahren waren einige jüngere Prinzen sogar an militärischen 
Umsturzplänen beteiligt. 1978 unternahmen fünf hohe Offiziere den Versuch 
eines Militärputsches, der rasch vereitelt wurde. Während jedoch nach einem 
gleichgearteten Unternehmen im Vorjahr die über einhundert Rädelsführer 
noch summarisch hingerichtet wurden, genügte diesmal der Beweis der Beteili­
gung von Mitgliedern der Äl Sa<üd, um die entlarvten Prinzen des Landes zu 
verweisen und die Offiziere nach Libyen "entkommen" zu lassen.129 

Der Zwischenfall beschleunigte im Familienrat die Suche nach Wegen, um 
eine Wiederholung der Beteiligung von Prinzen an gewaltsamen Urnsturzver­
suchen auszuschließen. Das Angebot mußte umfangreicher und attraktiver sein 
als die bisher verfolgte Praxis, den Sprößlingen eine Offizierslaufbahn nahezu­
legen oder bei ihren zweifelhaften Kommissionsgeschäften Ahnungslosigkeit 
vorzutäuschen. 

Der schließlich gefundene Lösungsweg ergab sich ·am Ende fast von selbst. 
Seit Mitte der sechziger Jahre hatten auch die jüngeren Angehörigen der Äl 
Sa'üd ihre höhere Bildung mehrheitlich im westlichen Ausland erworben. Dut­
zende von Prinzen kehrten mit Diplomen und Promotionsurkunden namhafter 
Universitäten in die Heimat zurück. Was lag daher näher, als sie in den Mo­
dernisierungsprozeß zu integrieren und ihnen damit nützliche Betätigungsfelder 
zu schaffen? Natürlich mußte die Integration an privilegierter Stelle erfolgen, 
um ihren Zweck zu erfüllen. 

Wie insbesondere die SudairI-Brüder bewiesen, bedeutete die bloße Zu­
gehörigkeit zu den Äl Sa'üd noch nicht die Garantie für direkte politische 
Macht. Diese war nur durch ein hohes Regierungsamt zu erringen. So begann 
die Familie gezielt neue Posten zu schaffen, Ministerien auszuweiten, neue ein­
zurichten, den Umfang der Ministerialbürokratie, aber auch anderer admini­
strativer Einrichtungen insgesamt zu erhöhen. Natürlich beeinträchtigte dieses 
Vorgehen die Effektivität der Verwaltungs- und · Regierungsarbeit. Den Äl 
Sa<üd erschienen diese negativen Aspekte aber im Vergleich zu den Vorteilen 
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vernachlässigbar, die sie sowohl im Bereich der innerfamiliären Harmonisie­
rung als auch bei der Verbreiterung der Machtbasis sahen. 

Stellvertretender Minister, Staatssekretär, Generaldirektor, Hauptabteilungs­
leiter lauteten mithin immer häufiger die offiziellen Titel junger Prinzen. Für 
viele von ihnen bedeuteten die Rangbezeichnungen aber bald mehr als bloße 
Dekoration. Die Söhne Fai~als waren von ihrem Vater beispielsweise stets 
angehalten worden, sich das erforderliche Rüstzeug für verantwortungsvolle 
Positionen anzueignen. Sa<üd fungiert heute als Außenminister, 'Abdalläh als 
einflußreicher Präsident der "Königlichen Kommission für Gubail und Y anbü'", 
d. h. er besetzt eine Schaltstelle in der vitalen Erdölwirtschaft, 'Abd ar­
Ral}män dient seinem Land als General in den Streitkräften. Ähnlich promi­
nente Posten bekleiden die Söhne von Verteidigungsminister Sul~än ibn 'Abd 
al-Aziz. Bandar vertritt sein Land in Washington, ~älid erwarb militärischen 
Ruhm als kommandierender General des saudiarabischen Kontingents im 
zweiten Golfkrieg130

, Fahd ist stellvertretender Minister. Auch die Söhne von 
König Fahd und Kronprinz 'Abdalläh nehmen in der Regel gehobene Positio­
nen im Regierungs- und Militärapparat ein, auch wenn im Falle Fahds die 
angesprochenen Einschränkungen gelten (vgl. Anmerkung 123). 

Die angeführten Prinzen stehen insgesamt an der Spitze der Enkelgenera­
tion. Die Nachk9mmen minder prominenter Väter sind sich jedoch nicht zu 
schade, ihre Apanagen auch durch weniger herausgehobene Anstellungen 
aufzubessern. Sie finden sich in Consulting-Firmen, Ingenieurbüros und im 
Management staatlicher und privater Firmen. 

Der auf diese Weise gefundene Lösungsweg des familiären Generationspro­
blems entwickelte allerdings auch eine Kehrseite. Die Interessen der jungen 
"technokratischen" Prinzen begannen in zunehmendem Maße mit denen der 
aufstrebenden Mittelschichten und aktiven Privatunternehmer zu korrespondie­
ren. Die Gemeinsamkeit ihrer Tätigkeiten ergab immer neue Felder der 
Übereinstimmung bei der Formulierung von Entwicklungszielen für Saudi-
Arabien. · 

Im für die Äl Sa<üd positiven Sinn erfüllten die "jungen" Prinzen damit eine 
wichtige Brückenfunktion zu den unruhigen Mittelschichten und Unterneh­
mern. Beunruhigender war allerdings, daß sich die gleichen Prinzen in der 
Familie zu Wortführern einer Öffnung des Landes, einer größeren Beteiligung 
weiterer sozialer und politischer Kräfte des Landes am Prozeß der politischen 
Willensbildung entwickelten. 

Die täglichen Berührungsfelder im Beruf trugen auf der anderen Seite dazu 
~ei, daß viele auf Veränderung drängende Kräfte in den "jungen" Prinzen der 
Al Sa<üd Bündnispartner ausmachten und sie in ihrer innerfamiliären Rolle 
bestärkten. "The new technocratic elite is likely to continue to accept the status · 
quo if they ar~ given somewhat greater participation in the political process. 
The younger Al Saud princes „. recognize their need and will be inclined to 
make appropriate political accomodations",131 schrieb H.H. Albers, der diesen 
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Prozeß als Verwaltungsspezialist über mehrere Jahre hinweg in Saudi-Arabien 
beobachtete. 

Diese schrittweise lnteressenamalgamierung verheißt zwei Möglichkeiten: 
Entweder die Äl Sa'iid fördern diese Entwicklung und tragen damit zum 
Machterhalt auch nach dem Generationswechsel bei oder ultrakonservative 
bzw. schlicht ignorante Fraktionen innerhalb der Familie setzen sich durch und 
riskieren damit neben dem Familienschisma auch die offene Konfrontation mit 
der Opposition. 

König Fahd setzt eindeutig auf die erste Variante. Bei der Konzipierung des 
· "Grundsystems der Herrschaft" bezog er die jüngeren Prinzen ein, auch ihr 

Drängen bewog ihn zum schließlichen Nachgeben in der Frage der Einrichtung 
des Konsultativrates. 

Hauptneuerungen in den königlichen Dekreten vom 1. März 1992 

Das "Grundsystem der Hemchaft"(an-n~äm al-asäsi li'l-!Jukm) 

Der Dekretierung einer quasi-Verfassung für das Königreich Saudi-Arabien 
gingen umfangreiche Vorarbeiten voraus. So überraschend die schließliche 
Befürwortung durch König Fahd für manchen Beobachter auch gekommen sein 
mag, so bedeutete sie doch nichts weniger als einen unüberlegten Akt pani­
scher Schadensbegrenzung. 

Erstens besaß die Diskussion um die Einführung eines "Grundsystems der 
Herrschaft" in Saudi-Arabien - wie schon angeführt - eine bis auf 1926 zurück­
reichende Tradition, d. h., viele Fragestellungen, Probleme und Standpunkte 
waren bekannt und bereits vorab diskutiert worden.132 

Zweitens hatte schon seit 1980 die elfköpfige geheime Kommission unter 
Innenminister Näyif an der schriftlichen Ausarbeitung eines Verfassungsentwur­
fes gewirkt, 133 der Inhalt des am 1. März 1992 veröffentlichten Dekrets war 
also im engsten Kreis der Königsfamilie schon seit Jahren diskutiert worden 
und bis in Detaillösungen hinein "abgesegnet". Natürlich trägt diese spezifische 
Genesis auch den Keim der Unzulänglichkeit des "Grundsystems der Herr­
schaft" in sich, denn es kam ohne jegliche Partizipation derjenigen zustande, 
auf die es sich schließlich bezieht - die Bürger Saudi-Arabiens. 

Diese trugen aber durch ihre Aktionen seit 1990 drittens maßgeblich dazu 
bei, daß König Fahd den blueprint seines Bruders und Innenministers nunmehr 
einer erneuten Prüfung unterzog und ihn nach nochmaliger mehrmonatiger 
Bearbeitung schließlich der Öffentlichkeit vorstellte. · · 

Aus alledem darf immerhin gefolgert werden, daß das "Grundsystem der 
Herrschaft" kaum Zufälligkeiten enthält, sondern den für die Äl Sa'iid optima­
len Kompromiß zwischen notwendigen Zugeständnissen und langfristiger 
Machtsicherung darstellt. Fahd betonte nachdrücklich, daß das Dokument im 
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Gegensatz zu Koran und sunna keinerlei Anspruch auf Endgültigkeit erheben 
könne. Das läßt ihm die Möglichkeit, unliebsame Paragraphen jederzeit zu 
ändern oder zu eliminieren. 

In den einleitenden Teilen der Verfassung werden zunächst die Grundprinzi­
pien der Staatspolitik ausgewiesen. Dazu zählen der Schutz und die Förderung 
des Islam und der Heiligen Stätten, die Geltendmachung der sarra, der Kampf 
für die arabische und islamische Solidarität und Zusammenarbeit, Bemühun­
gen um die Entfaltung der Wissenschaften und gegen das Analphabetentum, 
die Stärkung der Armee, aber auch Anstrengungen im Umweltschutz.134 Der 
sich daran anschließende Hauptteil umfaßt im wesentlichen sieben Schwer­
punkte: Staatscharakter und Gewaltenteilung, Exekutive, nationale und lokale 
Administration, Legislative, Konsultativrat, Judikative, grundlegende Menschen­
rechte und Freiheiten. 

Die bis dato eher auf Gewohnheitsrecht basierende Machtfülle des Königs 
erfuhr durch das "Grundsystem der Herrschaft" eine schriftliche Fixierung, ohne 
daß Abstriche erkennbar wären. Der Monarch verkörpert weiterhin alle drei 
ausgemachten Machtinstitutionen des Landes, die Exekutive, die Legislative 
und die Judikative. Die Personalunion des Königs und des Ministerpräsidenten 
wurde fortgeschrieben. Der Monarch bleibt außerdem Oberbefehlshaber der 
Streitkräfte. 

Eine im Liebte der vorangegangenen Abschnitte wesentliche Änderung 
betrifft die Thronfolge. Zwar wird Saudi-Arabien weiterhin als Erbmonarchie 
ausgewiesen, aber die strikten Regelungen Ibn SaCUds wurden erstmals seit 
seinem Tod gelockert. Der König ernennt seinen Nachfolger, kann diese Wahl 
aber widerrufen und einen anderen Prinzen mit dem Amt betrauen. Wenn der 
Monarch stirbt, übernimmt der Kronprinz seine Vollmachten bis zur Inthroni­
sierung. Diese Formulierung läßt die Möglichkeit offen, daß der Kronprinz 
nicht mit absoluter Sicherheit auch nächster König wird. Die saudiarabische 
Öffentlichkeit wirkte durch diese Festlegungen irritiert. Bedeutete das den 
ersten Schritt auf dem Weg, den konservativen, Modernisierung häqfig behin­
dernden Kronprinzen <Abdalläh zu demontieren? Fahd beeilte sich, <Abdalläh 
im Amt zu bestätigen, aber dessen Position wurde ohne Zweifel geschwächt. 
Nach dem Tod des Königs entscheidet nämlich ein Kronrat, wer letztlich mit 
der Königswürde betraut wird - das muß nicht zwingend der bisherige Kron­
prinz sein. 

Dieser Rat - damit eine zweite wesentliche Neuerung manifestierend - wurde 
auf 500 Personen ausgeweitet. Fahd erklärte ausdrücklich, daß nunmehr auch 
die befähigten Enkel Ibn SaCUds in den Entscheidungsprozeß einbezogen 
würden und die Thronfolge nicht länger ausschließlich unter den Söhnen des 
Staatsgründers festzulegen sei. Der Fähigste soll herrschen, gebietet das 
"Grundsystem der Herrschaft". Mit diesem Credo geht eine dritte Neuerung 
einher. Die ahl al-l:Jall wa'l-'aqd finden in dem Dokument keine Erwäh­
nung.135 Das bedeutet, daß sie weder bei der Wahl des Thronfolgers (das 
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Vorschlagsrecht liegt nun ausschließlich beim König) noch bei der anschließen­
den Inthronisierung in Aktion treten. Damit wird ein gewisser Schlußpunkt 
unter den Machtniedergang der Stammesführer gesetzt und gleichzeitig der 
Einfluß der führenden <ulamä weiter beschnitten, die einen Gutteil der Mit­
glieder der ahl al-l)all wa'l-'aqd gestellt hatten. Die Erweiterung der judikativen 
Vollmachten des Königs beschneidet die Rolle der Geistlichkeit weiter. Zwar 
findet der Hohe Rat der Geistlichkeit als Hoher Rat der Justiz Erwähnung, 
aber seine Aufgaben und Rechte bleiben diffus. 

Fahd und den ihn unterstützenden "jungen" Prinzen gelang auf diese Weise 
ein deutlicher Sieg in ihrem Kampf um die Fortsetzung und Vertiefung des 
Modernisierungskurses. 

Längere Kapitel des "Grundsystems der Herrschaft" widmen sich der Ein­
richtung des Konsultativrates und eines neuen Systems für die Provinzen. Da 
beide Punkte aber auch den Inhalt der beiden anderen am 1. März 1992 ver­
kündeten Dekrete bestimmen, sollen sie separat behandelt werden. 

Die Bürger Saudi-Arabiens lasen natürlich die Kapitel über die Gewährung 
politischer Freiheiten und die Einhaltung grundlegender Menschenrechte mit 
besonderer Aufmerksamkeit. An ihnen maßen sie in erster Linie den Erfolg 
ihrer seit 1990 andauernden Bemühungen um ein höheres Maß an Demokratie 
in ihrem Heimatland. 

Ernüchtert mußten sie feststellen, daß der Kampf um demokratische Rechte 
in Saudi-Arabien auch nach der Verabschiedung des "Grundsystems der Herr­
schaft'' weiterhin erst am Anfang steht. Meinungs-, Informations- und Ver­
sammlungsfreiheit sind so wenig gewährt wie zuvor, auch politische Parteien 
und Organisationen stehen weiterhin unter dem Verbot der Regierung. Aber 
immerhin schützen die neuen Bestimmungen vor willkürlichem Arrest und 
Bestrafung. Bisher galt in Saudi-Arabien diesbezüglich ein im November 1983 
verabschiedetes.Gesetz, dessen Paragraph 1 die Sicherheitskräfte ermächtigte, 
jedermann zu verhaften und festzuhalten, der "Anlaß auf Verdacht" gibt.136 

Nunmehr muß jeder Verhaftung ein richterlicher Entscheid vorausgehen. 
Privathäuser und Wohnungen genießen Schutz, willkürliche Hausdurchsuchun­
gen sind untersagt. Detaillierte Bestimmungen behandeln das Recht auf und 
den Schutz des Privateigentums ebenso wie die Einhaltung des Post- und 
Telephongeheimnisses, das Asylrecht, Paßbestimmungen usw; 

Immerhin fanden so einige bedeutende Menschenrechte in der Verfassung 
des Landes ihren Niederschlag. Das kann zu Recht als Fortschritt und gleich­
zeitig auch als Ansporn empfunden werden, die Bemühungen um die Erringung 
weiterer bürgerlicher Rechte und Freiheiten zu verstärken. 
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Der Konsultativrat (maglis aJ-Sürä) 

Die entsprechenden Bestimmungen des "Grundsystems der Herrschaft" bilden 
die rechtliche Grundlage für die Einrichtung des Konsultativrates. Trotzdem 
verwendete König Fabd ein gesondertes Dekret, um auf die beabsichtigte 
Schaffung des Gremiums aufmerksam zu machen. 

Sowohl die Bestimmungen im "Grundsystem der Herrschaft" als auch des 
Sonderdekrets legen den Umfang des Konsultativrates auf 60 Personen und 1 

einen Vorsitzenden fest. Sie schreiben für Mitglieder die saudiarabische Staats­
bürgerschaft ebenso vor wie ein Mindestalter von 30 Jahren und einen "guten 
Leumund". Die Amtszeit wird auf vier Jahre festgelegt.137 Der Rat solle nach 
seiner Arbeitsaufnahme mindestens einmal in zwei Wochen zusammentre­
ten,138 eine Regel, die Fahd - wie beschrieben - schon 1994 zugunsten des 
Rates durchbrach. 

Der maglis a8-Sürä soll laut Verfassung ihre Einhaltung überwachen, auf 
Mißstände und Fehlentwicklungen im Land aufmerksam machen und dem 
König bei Bedarf Lösungsvarianten unterbreiten. 

Für sich genommen, besitzt der Rat allerdings keinerlei Vollmachten. Der 
König ernennt die Mitglieder, bestimmt das Budget und behält sich das Recht 
vor, ihn jederzeit personell und strukturell zu verändern bzw. sogar aufzulösen. 
Insgesamt wird dem Rat damit nur eine außerordentlich passive und abhängige 
Rolle zugebilligt. Üblicherweise soll er nur in zweifacher Hinsicht aktiv werden. 
Erstens, wenn der König den Ratschlag des Gremiums sucht und zweitens, 
wenn der Ministerrat ein kompliziertes Problem an den Konsultativrat zur 
Beratung delegiert, weil es im hektischen Alltagsbetrieb der Regierung nicht 
zügig geklärt werden kann. 

Das königliche Dekret läßt dem maglis a8-Sürä nur eine Form möglicher 
Eigeninitiative. Wenn zehn seiner Mitglieder gemeinsam ein bestimmtes The­
ma oder Problem zu diskutieren beabsichtigen, kann der Rat diese Punkte in 
die Tagesordnung aufnehmen, ohne daraus allerdings bindende Beschlüsse 
ableiten zu dürfen. 

Die Regierung in ar-Riyäg be.!ont deshalb auch ständig, daß die Arbeit des 
Konsultativrates keine radikale Anderung der bisherigen Innenpolitik mit sieb 
bringe, sondern nur eine "authentication of traditional practice" sei.139 Inselte­
ner Deutlichkeit gab auch König Fahd zu erkennen, daß er den maglis a8-Sürä 
in erster Linie als Vehikel betrachtet, die erodierten Kommunikationswege für 
die wichtige Konsensfindung zu revitalisieren. "lt is simply that the traditional 
way of achieving a political consensus has had to be adapted to meet the 
demands of a modern state."140 Fahd leugnet nicht, daß der Konsultativrat 
kaum als Meilenstein auf dem Weg zu einer repräsentativen Demokratie gelten 
kann, aber er kalkuliert wohl zu Recht, daß den bis dato politisch rechtlosen 
Untertanen bereits die rudimentäre Partizipation als Fortschritt erscheint. 

l 
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Viele politisch interessierte Bürger Saudi-Arabiens wähnen mit der Arbeit 
des maglis a5-Sürä trotzdem eine unsichtbare Linie überschritten. Ein haupt­
städtischer Geschäftsmann gab der "Washington Post" zu Protokoll: 

''They (die Äl Sa<üd - H. F.) conceded the principle of political participa-
tion and political institutionalization ... the royal family of Saud has now 
formally recognized, for the first time since the country's founding 60 
years ago, that its subjects have a role in governing the oil-rich kingdom. 
Now, it's a war about substance."141 

Es scheint, als sei auch mit der Etablierung des Konsultativrates ein temporä­
rer Kompromiß gelungen. Da in dem Gremium keine prominenten Familien­
mitglieder der Äl Sa<üd wirken und die hohen Geistlichen eher unterrepräsen­
tiert sind, betrachtet es die Öffentlichkeit als institutionalisierte Plattform ihrer 
Stiin1Ile und der König als längst überfällige Körperschaft der Konsenssuche 
mit den Vertretern der dynamischsten Schichten seiner Bevölkerung. 

Das Provinzsystem (nb;äm al-manätiq) 

Das dritte der am 1. März 1992 vorgestellten Dekrete fand in der internationa­
len wissenschaftlichen Literatur über aktuelle Entwicklungen in Saudi-Arabien 
nur eine eingeschränkte Behandlung. Möglicherweise maßen Wissenschaft und 
Publizistik dem "Grundsystem der Herrschaft" und dem Konsultativrat einen 
höheren Stellenwert zu, erschienen die Neuerungen in der Provinzordnung als 
zu unspektakulär und im Text des "Grundsystems der Herrschaft" bereits 
ausführlich genug behandelt. Dieser Wertung liegt jedoch ein Trugschluß 
zugrunde. Die Verwaltung der Provinzen geriet seit der Gründung des Kö­
nigreiches stets· zu einem Hauptproblemfeld der Regierungspolitik, an der 
Behandlung der Provinzen entschied sich in hohem Maße die Stabilität der Äl 
Sa'üd-Herrschaft. 

Die Fragilität der Provinzstrukturen Saudi-Arabiens ergibt sich ursächlich 
aus der Entstehungsgeschichte des Königreiches. Für viele Bewohner der unter­
schiedlichen Verwaltungsbezirke des Landes stellt sich die Erfolgsgeschichte 
der Äl Sa'üd immer noch als de facto-Eroberung dar, die den vordem gepfleg­
ten Eigenarten und ethnischen, religiösen und kulturellen Besonderheiten ein 
rigides Regiment oktroyierte, das vom asketischen Leben im Nagd gezeichnet 
war. 

Natur und Klima stärkten auf der Arabischen Halbinsel stets eher zentrifu­
gale Tendenzen. Wüsten prägen die Landschaft des 1,5 Mill. km

2 großen Kö­
nigreiches, erhebliche Entfernungen trennen die stärker besiedelten Landestei­
le. 

Mit Stolz verwiesen z. B. die Bewohner des I;Iigäz auf ihre jahrhundertealten 
kommerziellen Traditionen und Erfahrungen. Lebhafter Handel und die jähr­
lichen Pilgerströme bestimmten das Leben in dem Küstenstreifen am Roten 
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Meer, Kenntnisse, Fertigkeiten und Wissen wurden auf diese Weise tausend­
fach importiert, die lange Zugehörigkeit zum Osmanischen Reich verband den 
l:ligäz - wenn auch zeitweilig nur sehr lose - mit weltpolitischen Ereignissen und 
Entwicklungen. 

Demgegenüber erschien das nomadische, abgeschlossene Leben im Nagd 
vergleichsweise "biblisch" und fast "außerhalb von Zeit und Raum". Mit einem 
Gefühl der Überlegenheit begegneten die gebildeten, weltoffenen l:ligäzis den 
Eroberern aus dem "zurückgebliebenen" Nagd. Sie waren nicht überrascht, als 
die neuen Machthaber flugs die türkisch-osmanischen Verwaltungserfahrungen, 
das Wissen um den Umgang mit Hunderttausenden von Pilgern und wirtschaft­
liche Strukturen übernahmen.142 Um so unerträglicher empfanden sie die 
mangelnde Bereitschaft der neuen Herren, ihnen einen mindestens gleichbe­
rechtigten Rang in dem neuen Staatsverband zuzubilligen. 

-Aber den von wahhabitischem Sendungsbewußtsein getriebenen Eroberern 
aus dem Nagd erschienen die Moralvorstellungen im I:Iigäz verwerflich, die 
Religiosität oberflächlich, das Leben genußbetont. Derartige Erscheinungen 
galt es zu bekämpfen, ehe an eine gleichberechtigte Integration d~! Provinzbe­
wohner zu denken war. Solcherart Herangehen vertiefte aber die Uberzeugung 
der l:ligäzis, nur Bürger "zweiter Klasse" zu sein, die Provinz wurde zum Aus­
gangspunkt zahlreicher Sezessionsbestrebungen und Umsturzversuche. 

Die einige Jahre vor dem J:Iigäz eroberte Ostprovinz al-J:Iasä entwickelte 
ebenfalls ein erhebliches Konfliktpotential mit den Eroberern aus dem Nagd. 
Die Bewohner al-J:Iasä's unterhielten lebhafte Handelsbeziehungen nach Irak, 
Iran, Bahrein und bis nach Indien. Demgegenüber erwiesen sich die Verbin­
dungen zum Nagd als eher nidimentärer Natur. Durch Zuzug entlang der 
Haupthandelsrouten hatte sich in al-J:Iasä außerdem eine multikonfessionelle 
Bevölkerung herausgebildet, die dem Wahhabismus bestenfalls neutral, meist 
jedoch ablehnend gegenüberstand. 

Die Konflikte kamen jedoch erst in vollem Umfang zum Tragen, als riesige 
Erdölvorkommen in der Provinz entdeckt wurden. Die sich heranbildende 
Monopolstellung der Erdölwirtschaft als Grundlage und Motor der gesamten 
wirtschaftlichen Entwicklung Saudi-Arabiens verstärkte bei den schiitischen, 
malikitischen und hannafitischenBewohnern al-J:Iasä's die Überzeugung, daß sie 
allein den Wohlstand des wahhabitisch dominierten Gesaintreiches sicherten 
und nur sehr partiell und indirekt daran partizipierten.143 Die von der irani­
schen Revolution induzierten Schiitenaufstände in al-Hasä 1979 und 1981 trafen 
die Äl Sa'üd-Herrschaft deshalb auch kaum minder.gefährlich als die Beset­
zung der Großen Moschee von Mekka. 

Ohne auf Vollständigkeit abzuzielen, lassen sich auch für die übrigen Pro­
vinzen Saudi-Arabiens ähnliche Erscheinungen aufzeigen.144 In <Asir herrschte 
bis zur endggltigen Inbesitznahme (1934) eine autonome Idrisidendynastie, die 
Einwohner Gizäns und Nagräns unterhielten weitaus intensivere Beziehungen 
zum Jemen als zum Nagd. "From oil-rich Hassa to commercial Hijaz, through 
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bedouin Najd and the 'bread basket' of <Aslr, the history, traditions, accents 
and ways of life differ."145 

Nachdem die territoriale Expansion der Äl Sa<üd 1932 weitgehend abge­
schlossen war, darf aufgrund der aufgezeigten Tatbestände nicht verwundern, 
daß die Herrscher des neuen Königreiches zunächst konsequent darauf ab­
zielten, die zentrifugalen Tendenzen zu bekämpfen und sie mit einem strikten 
Zentralismus zu beantworten. Macht sollte sich ausschließlich in ar-Riyä<;I 
konzentrieren und von ar-Riyä<;I ausgehen. Dazu war es nötig, die separaten 
Machtzentren und -strukturen in den Provinzen zu zerschlagen. Aus diesen 
Überlegungen speisten sich die ersten Maßnahmen der Äl sa•üd gegen die 
Autonomie der Stämme, die erst in späteren Jahrzehnten durch die Auswir­
kungen der Modernisierung verstärkt wurden. 

Beduinen galten fortan als eine soziale Kategorie, die in den Planungen des 
Staates ihren Platz ausschließlich aufgrund dieser gleichmachenden Einord­
nung fanden, d. h. ohne Berücksichtigung der vielfältigen und außerordentlich 
unterschiedlichen tribalen Zugehörigkeiten der Beduinenfamilien. Stammes­
führer, die nicht durch Einheirat am Fortbestand der Äl Sa<üd-Herrschaft 
interessiert werden konnten, wurden marginalisiert. Es geriet zur festen Regel, 
daß die vom Staat bestallten Provinzgouverneure nicht aus dem Kreis der 
bisherigen Notabeln stammten und ihre Autorität daher nur aus der Gunst der 
Königsfamilie ableiten konnten. Dazu stand nicht im Widerspruch, daß einige 
der Gouverneure in ihren Provinzen eine Art von Familienherrschaft errichte­
ten, d. h. die Gouverneurswiirde vom Vater auf den Sohn weitergaben. Wichtig 
blieb nur, daß sie -wie die Gilüwis in al-~asä - ihre Loyalität zu den Äl Sa<üd 
unerschütterlich wahrten. 

Es sei nicht verschwiegen, daß die Zentralisierungsbemühungen der Äl Sa<üd 
im Verlauf der Jahrzehnte durchaus Früchte trugen. Es gelang ihnen, zahlrei­
chen Bewohnern ·der Provinzen die Überzeugung zu vermitteln, daß sie am 
Wirtschaftsaufschwung und am wachsenden Wohlstand des gesamten Staates in 
einer Weise partizipierten, die separat kaum zu erreichen gewesen wäre. Viele 
Einwohner des ~igäz erkannten an, daß sie ohne das Erdöl al-~asä's den 
Schwankungen auf den Handelsmärkten in weitaus stärkerem Maße ausgesetzt 
wären, die Bauern des <Aslr konstatierten ebenfalls ein sich zu ihren Gunsten 
neigendes Verhältnis zwischen Geben und Nehmen. 

Selbst die Bewohner al-Hasä's vermochten sich der Erkenntnis nicht zu 
entziehen, daß der Wohlst~d Saudi-Arabiens zwar primär von den in ihrer 
Provinz lagernden Bodenschätzen abhängt, daß aber die Zentralregierung doch 
erhebliche Anstrengungen im Bereich der Infrastruktur und bei der Bereit­
stellung von komplementären Industriezweigen unternommen hat, die den 
Vertrieb und die Verarbeitung des al-l:lasä-Öls ungemein erleichtern. 

Die gleiche Modernisierung, die in den genannten Fällen pazifierend wirkte, 
brachte in anderem Zusammenhang aber auch ein größeres Ungleichgewicht 
innerhalb der Provinzen hervor. An der Spitze der Profiteure standen Nagd 
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und l:ligäz, gefolgt von al-J:Iasä. Am unteren Ende der Skala rangierte~ die 
traditionellen Einzugsgebiete der Beduinen, J:Iä'il, Quräyät, Tabük und al-Gauf. 
In diesen Provinzen existiert selbst in den neunziger Jahren noch Analphabe­
tentum, die Infrastruktur ist vergleichsweise schwach entwickelt, die Soziallei­
stungen weisen erhebliche Lücken auf, der Migrationstrend nach ar-Riyä4 und 
in den I;Iigäz dauert an.146 Somit blieb das Problem der Provinzordnung für 
alle Nachfolger Ibn Sa'Uds auf der politischen Tagesordnung. 

Im Zusammenhang mit seinen Modernisierungsdekreten erließ König Fai~al 
im Oktober 1963 auch eine Anordnung, die eine weitere Zentralisierung der 
Provinzverwaltung beinhaltete. Demnach wurde das Königreich nun in sechs 
Provinzen mit verschiedenen Regionen unterteilt. Die Bestallung der Gouver­
neure und ihrer Stellvertreter blieb ausschließliche Aufgabe des Königs. Die 
Anordnung umfaßte noch einen zweiten Teil, der jedoch keine Berücksichti­
gung fand. Ursprünglich sah das Dekret Fai~als nämlich noch die Eimichtung 
von Provinzialräten (30 Personen) vor, die durch den Ministerrat zusammen­
gestellt werden sollten. Das Vorhaben blieb ebenso Makulatur wie die Ein­
richtung eines Konsultativrates, den Fai~al - wie angeführt - zum gleichen 
Zeitpunkt ebenfalls avisiert hatte. Der König bestand jedenfalls nicht mehr auf 
der vollständigen Umsetzung seiner Anordnung, als der Zentralisierungseffekt 
gesichert schien. 

Aber auch Fai~als Lösungsansatz des Provinzproblems blieb der endgültige 
Erfolg versagt. Seit Mitte der siebziger Jahre stellte die saudiarabische Regie­
rung deshalb erhebliche Forschungsmittel bereit, um einen theoretischen Vor­
lauf für die Lösung des Problems zu gewinnen. Dazu ließ sie sogar einheimi­
sche Forschergruppen relativ unbehelligt gewähren, griff aber letztendlich doch 
auf ausländische Expertise zurück.147 Mitte der achtziger Jahre unternahm die 
Regierung in ar-Riyä4 eine Maßnahme, die den erreichten Forschungsstand 
nicht adäquat wiedergab, sondern eher eine kosmetische Präventivmaßnahme 
beschrieb. In Aufhebung des Dekrets Fai~als wurden nun 14 Provinzen einge­
richtet, wobei die traditionellen Namen eliminiert und durch geographische Be­
zeichnungen (Zentralprovinz, Ostprovinz usw.) ersetzt wurden.148 Die Äl 
Sa'Ud versprachen sich davon eine sukzessive Brechung des traditionellen 
Zusammengehörigkeitsgefühls der jeweiligen Provinzbevölkerung und eine 
noch stärkere Fokussierung der saudiarabischen Identität auf den Gesamtstaat 
mit seinem Zentrum ar-Riyä4. 

Die seit mehreren Jahren unterstützten Forschungen legten indessen bereits 
andere politische Handlungsweisen nahe. Sie kamen indirekt zu dem Schluß, 
daß die Grenzen der Zentralisierung (deren Erfolge Schwächen und Wider­
sprüche nie beseitigt und überwunden, sondern nur überdeckt hatten) erreicht 
waren und eine weitere Forderung eher kontraproduktive Ergebnisse ver­
sprach. 

Sich über die fortbestehende Grundfrage der Eigenheiten und Identitäts­
probleme der Provinzen legend, war efü weiteres Widerspruchsgeflecht ent-
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standen, das seinen Ursprung in den Ergebnissen der Modernisierungen fand. 
Auf das unterschiedliche Entwicklungstempo der Provinzen wurde schon ver­
wiesen. Hinzu kamen aber die negativen Auswirkungen der im Zuge der Zen­
tralisierung entstandenen Hyperbürokratie. Die Unübersichtlichkeit und Ver­
worrenheit der bürokratischen Verordnungen, die langen Amtswege begannen, 
die Investitionsbereitschaft und die Eigeninitiative lokaler Unternehmer ernst­
haft zu behindern. Immer umfangreichere Segmente der Privatwirtschaft wichen 
in die ohnehin überfüllten traditionellen Wirtschaftszonen aus. Das Wirt­
schaftsleben der· Provinzen drohte zu veröden, während die Agglomerate um 
die Großstädte kaum noch regierbar waren. 

Das am 1. März 1992 verabschiedete Dekret über die neue Provinzordnung 
paßte sich deshalb nahtlos in den Charakter der beiden anderen Erlasse ein. 
Um die Privatwirtschaft weiter an den Modernisierungen (nach den Intentionen 
der ÄLSa'Ud) zu interessieren und den unter den Auswirkungen der ökonomi­
schen Rezession leidenden Bewohnern der Provinzen entgegenzukommen, griff 
Fahd auf eine Maßnahme zurück, die den Forschungsvorlauf aufnahm und 
erstmals seit sechzig Jahren eine Kehrtwendung in der Behandlung der Provin­
zen verhieß. Anstatt weiterhin auf die unbedingte Zentralisierung zu setzen, 
gestand das neue System den Provinzen nunmehr wieder größere Eigenver­
antwortung zu. Weder an ihrer Zahl noch an ihrer Bezeichnung sollten Ände­
rungen erfolgen, noch weniger an der Praxis der Bestimmung der Gouverneure 
durch den König. Aber das Provinzsystem führt in dieser Form zwangsläufig 
zu einer - beabsichtigten - Dezentralisierung von Teilbereichen der Macht, es 
stärkt die Verantwortung der Gouverneure und bindet durch die Provinzräte 
gleichzeitig eine größere Anzahl von Bürgern in die Regierungsdisziplin ein. 

Von der Erweiterung der Vollmachten der Gouverneure versprach sich die 
Regierung eine Effektivierung der Machtausübung und ein höheres Maß an 
Zustimmung durch die Bevölkerung. 

Dazu sollte insbesondere auch die dekretierte Etablierung von Provinzräten 
(al-magä.lis al-mal)alliya) dienen, die zwar von 30 auf zehn Mitglieder ge­
schrumpft waren, aber im Gegensatz zu den Intentionen Fai~als nun tatsäch­
lich funktionale Aufgaben übertragen bekamen, die denen des Konsultativrates 
komplementär waren. Ähnlich wie der maglis a8-Sürä den König bei Bedarf 

· beraten und unterstützen bzw. die Konsensfindung mit wichtigen Bevölkerungs­
schichten erleichtern sollte, erhielten die Provinzräte die gleichen Aufgaben für 
den Gouverneur. Um diesen Zweck besser erfüllen zu können, wirkt in den 
Provinzräten allerdings ein wesentlich höherer Prozentsatz an lokalen Notabeln 
und Stammesführern mit als etwa im hauptstädtischen Konsultativrat.149 Am 
16. September 1993 erließ König Fahd umfangreiche Durchführungsbestim­
mungen für die Umsetzung seines Dekrets vom 1. März 1992, 150 deren Reali­
sierung sich wohl über· einen gewissen Zeitraum erstrecken wird, aber sie 
schlossen nichtsdestotrotz die durch die Einführung des "Grundsystems der 
Herrschaft" und des Konsultativrates markierte Zäsur flankierend ab. 
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Fazit 

Eines der in der wissenschaftlichen Literatur über Saudi-Arabien am meisten 
diskutierten Themen betraf die Zukunftsaussichten des Königreiches nach den 
Verwerfungen des zweiten Golfkrieges. Dabei entspannen sich Kontroversen 
insbesondere um die Frage, ob die von Fahd zugestandenen Reformen himei­
chend wären, um den Äl Sa<üd auch weiterhin die Herrschaft zu sichern, ob 
Saudi-Arabien seinen spezifischen Staatscharakter bis in das nächste Jahrhun­
dert tragen wird. 

Diese Perspektive erscheint einer wachsenden Zahl westlicher Politiker, 
Publizisten und Wissenschaftler eher unwahrscheinlich. Der türkische Politiker 
Bülent Ecevit sprach für viele Gleichgesinnte, als er behauptete, daß die Wei­
gerung, wahrhaft demokratische Umgestaltungen zu vollziehen, am Ausgang 
des 20. Jahrhunderts nur als Anomalie zu bezeichnen sei. Der Mittlere Osten 
und vor allem Saudi-Arabien seien nach dem zweiten Golfkrieg auf besondere 
Weise in den Mittelpunkt weltpolitischen Interesses gerückt, so daß die dorti­
gen Herrscher und Regimes kaum noch in der Lage seien, ihre bisherigen 
autokratischen Allüren in der "Verborgenheit" fortzusetzen. Den ausgeblie­
benen sofortigen Wandel führte er auf die fortgesetzte Unterstützung des 
Westens für die undemokratischen "befreundeten" Regimes zurück. Das werde 
sich als kontraproduktiv erweisen, denn der Demokratisierungsdruck von unten 
sei damit nicht eliminiert worden, er würde eher unfreiwillig in Richtung auf 
eine Stärkung islamistischer Elemente kanalisiert.151 Das Dilemma dieser 
Prognose besteht darin, daß Ecevit, wie auch viele andere westliche Politike]' 
und Spezialisten, ihre als richtig betrachteten Wunsch- und Wertvorstellungen 
auf Gesellschaften übertragen, die eben diese Vorstellungen maximal an der 
Oberfläche widerspiegeln. Demgegenüber ist dem schon zitierten amerikani­
schen Nahost-Spezialisten D.E. Long zuzustimmen, wenn er feststellt: 

"Western obseivers consider nonrepresentative monarchies to be anachro­
nisms in the late twentieth century and tlius 'unstable'. The Saudi regime 
is no more impeivious to overthrow than any other nonrepresentative 
regime, but the likelihood of its suivivability or demise cannot be based 
on Western standards."152 

An dieser mechanistischen Übertragung politischer Erfahrungen des Westens 
~ankten auch in der Vergangenheit zahlreiche Aussagen über die Vitalität der 
Al Sa'üd-Herrschaft. Wilhelm Kopf, langjähriger deutscher Botschafter in 
Saudi-Arabien, erwähnte z. ~· eine angebliche Wette zwischen Egon Bahr und 
Henry Kissinger über die Uberlebenschancen des saudiarabischen Regimes 
nach der Besetzung der Großen Moschee von Mekka. Bahr habe den Prinzen 
noch vier, Kissinger immerhin acht Jahre gegeben, aber beide hätten schließ­
lich verloren.153 

Gelten in Saudi-Arabien also andere Gesetze der gesellschaftlichen Entwick­
lung? Wohl nicht grundsätzlich und allumfassend, aber die bisher behandelten 
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Problemkreise legen doch nahe, mögliche Szenarien differenzierter und unter 
Beachtung saudiarabischer Eigenheiten zu betrachten. Das gilt insbesondere für 
den bedeutenden Komplex der Partizipation und Demokratisierung, der - weil 
das "Grundsystem der Herrschaft" ihn primär betrifft - im Mittelpunkt der 
abschließenden Betrachtung stehen soll. 

Politische Partizipation wird zu Recht häufig als wichtiger Indikator für die 
politische Entwicklung angesehen. Da die Partizipation sich im Westen in Form 
politischer Institutionen manifestiert, wird oft unterstellt, alle politischen 
Systeme müßten und würden sich nachvollziehend in diese Richtung entwik­
keln.154 Zweifellos existieren auch in Saudi-Arabien politische Kräfte, die auf 
der möglichst raschen Einführung eines Parteiensystems bestehen. Aber sie 
repräsentieren noch immer nicht die Mehrheit der Bevölkerung .. Die Entste­
hungsgeschichte des Königreiches und der Erfolg der Äl SaCUd, der primär auf 
den historischen und geographischen Zufall zurückzuführen ist, daß in ihrem 
Herrschaftsgebiet beträchtliche Quantitäten des bedeutendsten Rohstoffes der 
modernen Zivilisation lagern, konservierten gesellschaftliche und politische 
Handlungsweisen, die eindeutig auf die Stammesgesellschaft zurückgehen. 

Der Stammesführer suchte den Konsens vor einer Entscheidung, um der 
gefährlichen Aufsplitterung seiner Klientel vorzubeugen. Nach der Konsens­
findung setzte er die Entscheidung jedoch mit absoluter Autorität um. Diese 
Praxis erhieh sich über die Jahrhunderte, vor allem weil die Stammesgesell­
schaften relativ klein und isoliert blieben, was die aktive Beteiligung aller 
erwachsenen männlichen Stammesmitglieder an den Entscheidungsprozessen 
erleichterte. Natürlich stieß diese Methode bei zahlenmäßig größeren Gesell­
schaften an ihre Grenzen, sie erforderte einen erheblichen Zeitaufwand und 
lief damit Gefahr, sich selbst zu paralysieren. Deshalb waren auch die Äl SaCUd 
gehalten, die Methode neuen Gegebenheiten anzupassen. Wenn die Konsens­
suche also nicht mehr mit der gesamten Bevölkerung gleichzeitig möglich ist, 
dann müssen Vertreter derselben gefunden werden, die die Meinungen der 
wichtigsten Fraktionen und Schichten wiedergeben. Genau das ist mit der 
Eimichtung des Konsultativrates geschehen! Den Äl SaCUd ist eher vorzuwer­
fen, daß sie die Etablierung eines repräsentativen Rates so lange verzögerten 
und sich damit selbst in Zugzwang brachten. Aber die plausibelste Erklärung 
für den Erfolg der Äl SaCUd besteht wohl darin, daß sie ihren Führungsstil an 
der politischen Kultur des Landes ausrichteten. Huyeth bezeichnete diesen Weg 
als "politische Adaption", die er dem westlichen Begriff der "Entwicklung" 
gegenüberstellt.155 

Allerdings läßt auch der intelligente Ansatz Huyeths bestimmte Fragen 
offen. Existieren nicht doch einige allgemeinhumanistische Entwicklungsziele, 
deren Umsetzung auch der saudiarabischen Bevölkerung zu wünschen wäre? 
Wie weit reicht die Adaptionsfähigkeit, wenn bei fortschreitender sozialer und 
ökonomischer Evolution die Grenzen der repräsentativen Konsenssuche er­
reicht sind? Bestehen nicht neben den genannten Aspekten in Saudi-Arabien 
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einige Spezifika, die diese Adaption erleichterten, aber die nicht ohne weiteres 
auf andere Gesellschaften übertragbar sind? 

Erstens bemißt sich die Legitimität des Herrschers zur Konsenssuche in 
traditionellen Gesellschaften, deren Charakter er gerade zu konservieren be­
absichtigt, an seiner Fähigkeit, Wohlstand, Gerechtigkeit und Einheit des 
Gemeinwesens zu garantieren. Die Stabilität der Äl SaCUd-Herrschaft wird also 
auch in Zukunft in entscheidendem Maße davon abhängen, inwieweit es den 
Prinzen gelingt, den erdölabhängigen Wohlstand zu mehren und zu verteilen, 
ohne größere soziale Verwerfungen zuzulassen. Die langen Jahre der Rezes­
sion bewiesen eindrucksvoll, wie rasch eine scheinbar "lethargische" Gesell­
schaft wie die saudiarabische in Bewegung kommt, wenn fühlbare Abstriche am 
gewonnenen Lebensstandard drohen. Die Verabschiedung der behandelten 
Dekrete vom 1. März 1992 koinzidierte wohl nicht zufällig mit den 1992 
ebenfalls eingeleiteten rigideren Maßnahmen zur Haushaltsdisziplin und 
Wirtschaftsgesundung. Der Aufschwung kann auf Dauer nur durch eine kon­
sequentere Beteiligung der ökonomisch aktiven Teile der Bevölkerung gesi­
chert werden, deshalb auch die folgerichtige "Hofierung" dieser Schichten im 
"Grundsystem der Herrschaft" und durch den Konsultativrat. Andererseits 
besitzen die modernen Mittelschichten und die Privatunternehmer - im Gegen­
satz zum Netzwerk klerikaler Institutionen - keine organisatorische Vertretung 
und ergriffen daher dankbar die dargereichte Hand des Königshauses. 

Zweitens fehlt der Mehrheit der saudiarabischen Bevölkerung eine nach­
eifernswerte soziale und politische Alternative. Protagonisten des Nationalis­
mus, des Sozialismus, selbst des Islamismus stoßen - neben der unnachsichtigen 
Verfolgung durch den Sicherheitsapparat - bei ihren Missionierungsversuchen 
immer dann an Grenzen, wenn sie nach überzeugenden Beispielen gefragt 
werden. Das Scheitern des nasseristischen Panarabismus ist der saudiarabischen 
Bevölkerung, ebenso augenfällig wie der Zusammenbruch sozialistischer Expe­
rimente in Agypten, Irak, Syrien, Libyen, Algerien und Südjemen. Auch die 
islamistischen Modelle in Iran und Sudan hielten bisher kaum, was sie verhie­
ßen. Natürlich werden die saudiarabischen Anhänger dieser Ideologien auch 
weiterhin versuchen, den Äl Sa<üd weitere Zugeständnisse abzupressen. Solan­
ge die Herrscherfamilie aber zu den im ersten Punkt beschriebenen wirtschaft­
lichen Leistungen in der Lage bleibt, wird die Mehrheit der saudiarabischen 
Bevölkerung wohl die Sicherheit des Bekannten der Ungewißheit vorziehen. 

Drittens sollten die starken familiären Bande innerhalb der saudiarabischen 
Gesellschaft, verbunden mit überwiegend konservativen Wertvorstellungen, 
nicht unterschätzt werden. A Issa bemerkte dazu: 

"Will man das Interaktionsverhältnis Staat/Gesellschaft in Saudi-Arabien 
aufhellen, so darf man die vormals segmental-hierarchische 'savdische' 
Stammesgesellschaft niemals als eine 'normale„.Entwicklungsgesellschaft' 
sehen, sondern als spezifische Form einer Gesellschaft, die zwar.„einen 
überaus rapiden Prozeß sozialen Wandels durchläuft, jedoch in ihrem 
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Die Kohäsion innerhalb der Herrscherfamilie, die alle Divergenzen im Sinne 
der Machterhaltung überdeckt und/oder ausbalanciert,157 darf hierbei als 
Modell für die gesamte saudiarabische Gesellschaft gelten, wie A al-Yassini 
richtig feststellt.158 D.E. Longs Auffassung kann dazu als Ergänzung gelten: 

" ... the cohesion of the traditional family-based Saudi society has remained 
basically intact„. Indeed, the cohesive social system rather than the politi­
cal system is the key to political stability in Saudi Arabia."159 

Natürlich sind auch die Familienverhältnisse in Bewegung geraten. Bildung, 
Kommunikation und die materiellen Reize des Wirtschaftsaufschwungs ließen 
jüngere Staatsbürger durchaus nach neuen Wegen der Lebensplanung und des 
gesellschaftlichen Verhaltens suchen, aber bislang blieben auch traditionelle 
Werte in der jungen Generation lebendig. Das erklärt sich zum großen Teil aus 
dem Erziehungsprozeß, der immer noch hauptsächlich innerhalb der Familie 
und in der engeren Verwandtschaft stattfindet, wobei hergebrachte Sitten und 
Gebräuche immer wieder reproduziert werden. 

Eine Gesellschaft, die die Familie nicht nur verbal als Grundpfeiler ihres 
Gefüges begreift, zeigt auch größere Bereitschaft, eine Famili~nherrschaft über 
sich als Normalität zu empfinden. Die Omnipräsenz der Al Sa'Ud in allen 
machtsymbolisierenden und -sichernden Institutionen bedeutet deshalb auch 
nicht mehr als die materielle Ausformung eines Herrschaftssystems, das nur 
durch die grundsätzliche Zustimmung der Bevölkerungsmehrheit überlebens­
fähig ist. 

Viertens ergänzt und verstärkt die in Saudi-Arabien praktizierte Form des 
Islam den innergesellschaftlichen Konsens. Die Äl Sa<üd sind sich auch weiter­
hin bewußt, daß ·die Befolgung und Bewahrung der Vorschriften des wahhabiti­
schen Islam zu den Eckpfeilern ihrer Legitimität gehören. Veränderungen 
werden sie deshalb auch zukünftig nur insoweit vornehmen, wie sie für die 
Forderung der als mindestens ebenso wichtig betrachteten Modernisierungen 
notwendig und unabdingbar erscheinen. Das Land befindet sich deshalb nicht 
in selbem Maße in dem die Mehrheit der anderen arabischen Staaten auszeich­
nenden Dilemma zwischen Modernisierungen nach westlichem Vorbild auf der 
einen und Rückkehr zu den islamischen Grundwerten auf der anderen Seite. 
Die Äl Sa'Ud praktizieren den Mittelweg.160 Das bedeutet nicht, daß einigen 
sozialen Kräften die Modernisierungen nicht schnell und weit genug vorange­
trieben werden, während anderen jegliche Neuerung als unzulässiger Angriff 
auf den Islam erscheint. Aber ein konservativer, nur im Inhalt, nicht in der 
Form radikaler Islam, verbunden mit sorgsam abgewogenen Schritten zur 
ökonomischen und politischen Modernisierung kommt dem konservativen, auf 
Stabilität bedachten Weltbild der saudiarabischen Bevölkerungsmehrheit zwei­
fellos entgegen. 
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Auch in diesem Fall bleibe nicht unerwähnt, daß der materielle Reichtum 
der Äl Sa'üd den Balanceakt begünstigte. Fu'äd Zakariyä bezeichnete den 
Islam in Saudi-Arabien als "Wohlstandsislam (al-Isläm aHarawi)" bzw. als 
"Petroislam". Allein das mache ihn so stabil.161 Die Pauschalisierung hält wohl 
der Realität nicht stand, aber die konstatierte Bevorteilung sei nachdrücklich 
unterstrichen. 

Fünftens und letztens soll noch auf einen Umstand aufmerksam gemacht 
werden, der eher in den Bereich historischer Zufälligkeiten gehört. Die Kürze 
- verbunden mit dem nachvollziehbaren Erreichen der Ziele - des zweiten 
Golfkrieges stärkte die Position König Fahds in dem unausweichlichen, durch 
den Krieg nur vorgezogenen und zugespitzten Prozeß innerer Reformen. Der 
zweite Golfkrieg erschütterte zwar die Wirtschaft sowie das soziale und politi­
sche Gefüge Saudi-Arabiens nachhaltig und avancierte zum Katalysator zu­
kunftsweisender Veränderungen, aber er zwang das Königshaus auch zu einem 
ungewollten, möglicherweise aber gerade noch rechtzeitigen Umdenken. Hätte 
der Krieg jedoch länger gedauert, einen höheren Blutzoll von der saudiarabi­
schen Bevölkerung gefordert und dem irakischen Diktator am Ende doch 
einige Erfolge gelassen, wäre Fahd zweifellos in ernste politische Schwierigkei­
ten geraten, hätte er die dann ausgedehntere Präsenz westlicher Truppen auf 
der Arabischen Halbinsel immer weniger rechtfertigen können. 

Die Zäsur des zweiten Golfkrieges gehört unterdessen zur Geschichte. Erst 
im kommenden Jahrzehnt wird sich erweisen, ob die Äl Sa'üd auch weiterhin 
in der Lage bleiben, den Veränderungsprozeß in ihrem Land verantwortlich 
und bestimmend zu gestalten. 
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geben, es bezeichnet ihn als Heuchler und minderbemittelten Staatsmann, den nur das 
Erdöl zu dem gemacht habe, was er sei (Bd. 1, S. 30-42). Der König vergeude den 
Reichtum der Muslime (Bd. 2, S. 379-384) und arbeite eni mit der CIA zusammen (ein 
"Totschlagargument", Bd. 2, S. 401) Häufig geraten a§-Samaränis Vorwürfe aber zur 
kaum verifizierbaren Anekdotensammlung, die Zwischenüberschriften (Fahd, der 
Gaukler; Fahd, König des Glücksspiels und der Frauen, Fahd und die Kunst der 
freien Rede) sind nicht dazu angetan, Vertrauen in die nachfolgenden Abhandlungen 
zu setzen. Immerhin geht Gefahr von den belegten Textstellen aus. So habe Fahd am 
19.10.1974 6 Mill. $ in Mo~te Carlo verspielt (Bd. 1, S. 193) und am 6.2.1986 ein 20 
Mill. m2 großes Erholungsg(undstück auf Mallorca erworben (Bd. 1, S. 223). Schwere 
Anklagen bringt der Autor auch gegen Söhne Fahds vor. Mu~ammad sei dabei 
ertappt worden, während des Ramadans Wein zu trinken (Bd. 2, S. 327), der 1973 
geborene jüngste Sohn <Abd1al-Aziz bekäme eine wöchentliche Apanage von 6 Mill. 
$ und verfüge bereits über ein Bankkonto in Höhe von 1,6 Md. $ (Bd. 1, S. 404). Bei, 
aller Zweifelhaftigkeit der Angaben scheint Fahd jedoch bei der Erziehung seiner 
männlichen Nachkommen weniger Konsequenz bewiesen zu haben als z.B. König 
Faisal. 

124 Vgi. Miller, The Struggle„„ a.a.O„ S. 39. 
125 Plascov, Modernization„„ a.a.O„ S. 138. 
126 Vgl. Miller, The Struggle„„ a.a.O„ S. 46. 
127 "Cutting across the collateral branches are the grandchildren of Ibn Saud. Whether 

they be Sudayris, Jiluwis, or Thunayans, their views do not as yet carry the same 
weigbt as those of their elders. Collectively, however, they represent a distinct group 
of members of the royal family whose educational background, career pattern, and 
social outlook differ from those of their elders." Yassini, Religion„„ a.a.O„ S. 92. 

128 Vgl. W. Kopf, Erben der Wüste: Saudi-Arabiens Weg, Hildesheim-Zürich-New York 
1991, s. 27. 

129 Vgl. Pfaff, The Kingdom„„ a.a.O„ S. 404f. 
130 Vgl. S. Ragäb, J;lukm al-umma wa'l-a:i;mat al-~alig, Kairo 1992, S. 171-178. 
131 Albers, Saudi Arabia„„ a.a.O„ S. 219. 
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132 Es sei daran erinnert, daß die Fixierung einer Verfassung schon eine Hauptforderung 
in dem bekannten 10-Punkte-Programm König Fai~ls ausmachte, das bekanntlich die 
Modernisierungen in Saudi-Arabien einleitete. Daneben waren auch die Schaffung 
neuer Strukturen für die Provinzen und für das Rechtssystem angesprochen worden. 
( G. de Gaury, Faisal, Paris 1963, S. 148). 

133 Die Zusammensetzung der Kommission wurde am 2.3.1992 erstmals öffentlich be­
kanntgegeben. Demnach gehörten ihr an: 
Prinz Näyif, Vorsitzender, Innenminister seit 1965; 
<Abd al-Wahhäb <Abd al-Wäsi<, Minister für Pilgerangelegenheiten und religiöse Ein­
richtungen seit 1975; 
lbrähim al-Andaqiri, Ratgeber des Königs; 
Abd al-Aziz at-Tuwaigiri, Ratgeber von Kronprinz 'Abdalläh, stellvertretender Kom­
mandeur der Nationalgarde; 
<Abd ar-Rahmän Mansüri, stellvertretender Außenminister; 
MuJ;tammad

0

lbrahim Mas<üd, Staatsminister für Angelegenheiten des Ministerrates; 
MuJ;tammad ihn Gubair, Justizminister und neuer Vorsitzender des Konsultativrates; 
Ra§id al-J;Iunain, Ratgeber des Königs; 
Munalib Nafisa, Harvard-Absolvent und Chef des Expertenstabes im Ministerrat; 
Sälih al-Husain, Sorbonne-Absolvent und früherer Staatsminister; 
<Abd al-'Aziz as-Saläm, Generalsekretär des Ministerrates und Sekretär der Verfas­
sungskommission;' 
vgl. a§-Sarq al-ausat, London, 2.3.1992. 

134 Vgl. Abu-Namay, Constitutional..., a.a.O., S. 54. 
135 Vgl. ebenda, S. 55f. 
136 Vgl. Umm al-Qurä, ar-Riyä~, Nr. 2988, 11.11.1983, S. 24-29. 
137 Vgl. Abu-Namay, Constitutional..., a.a.O., S. 71. 
138 Vgl. Arab News, 21.8.1993. 
139 The Middle East, Nr. 233, April 1994, S. 17. 
140 Ebenda. 
141 Washington Post, 6.3.1992. 
142 Vgl. 1. al-Awaji, Bureaucracy and Development in Saudi Arabia: The case of local 

administration. In: J.G. Jabbra (Hg.), Bureaucracy and Development in the Arab 
World, Leiden 1988, S. 50. 

143 "„.the Saudi entity has come to depend more than ever before on a single economic 
center, the oil-producing Rasa region„. If rebels were somehow to seize this area, they 
could hold the entire state hostage at least as effectively as could rebels in another 
case seizing the capital." Heller/Safran, The New Middle Class„., a.a.0., S. 23. 

144 Vgl. QaHän, ad-Diräsät..., a.a.O., S. 101-131. 
145 Salame, Political..., a.a.O., S. 590. 
146 Vgl. al-J:Iawädi!, Beirut, 5.7.1991. 
147 Vgl. dazu z.B. die umfangreiche Studie von 1. al-Mutairi, J:I.J:I. Zarrüq und <A, J:Iasan, 

al-Idära al-mal;ialliya fi'l-Mamlaka aJ-<arabiya as-sa'üdiya, ar-Riyä~ 1989 (dabei beson­
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zie, S. 95ff.). 

148 Vgl. Awaji, Bureaucracy„., a.a.O., S. 55. 
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152 Long, Saudi Arabia„., a.a.O., S. 91. 
153 Vgl. Kopf, Erben„., a.a.O„ S. 140. 



80 

154 "The issue is not whether or not people wish to have a voice in the political affairs of 
their country, but how. Political scientists have tended to neglect those institutions or 
processes already present in a traditional society which serve the purposes of interest 
articulation and aggregation. The form which participation takes, and the likely ways 
in which that might change depend to a !arge degree on cultural norms. The real issue 
is whether or not individuals or groups are kept out of the political process, either by 
force or otherwise." Huyeth, Political..., a.a.O., S. Sf. 

155 "The Sa<odi case demonstrates the ability of a developing country to generate institu­
tions consistent with its political culture, suggesting that home-grown institutions fare 
better because they conform to indigenous pattems of interaction, beliefs and values. 
Herein lies the distinction between political adaptation and political development. 
Adaptation represents the system's own response to changing environmental demands, 
while development implies that there is an externally defined set of objectives to 
which all systems should aspire." Ebenda, S. 134. 

156 Issa, Legitimität..., a.a.O., S. 37. 
157 - "Clearly, the interests of the family (Al Sa'ud - H.F.) continue to outweight the desi­

res of individual members, and the king and the junior princes have avoided the tactic 
of divide and rule so common in other monarchical systems." Huyeth, Political..., 
a.a.O., S. 137. 

158 "The society is an enlarged household; the personal ties that dominate the activities of 
the royal family are the model for relationship in other social units." Yassini, Reli­
gion„., a.a.0., S. 105. 

159 Long, Stability„., a.a.O., S. 10. 
160 "Saudi Arabia's approach is unique in that it espouses an Islamic answer that is non­

radical, moderate in rhetoric, restrained in presentation, yet vehemently conservative 
in social and political ideology." Pfaff, The Kindom„., a.a.O., S. 386. 
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Ibn Jubair heads 60-Iilember Consultative Council 
Followiag are lhe aames of lhe mem­

Den of the Coasullative Coundl (Sboa­
ra). Tbe lerm of tbe Sboura comprisiag 
tbc prHideal .nd rhe memben will be for 
Cour vcan witb cffec:t from Rabiul Awwal 
3, 1•i•H (Aue. 20, 1993): 

Sbeikh Mubammad iba lbrahim ibn 
Jubair (Presldenl) 

Dr. Hamoud ibn Abdul Az1z. Al-Badr 
(Secretary General) 

1. Dr. Abdull1h Ibn Omar Nuetf (Vice 
President) 

2. lbrablm lbn·Qadbl Al-Qadbl 
3. LL Gen. (Rtd) lbrablm Ibn Mo· 

bammad Al-Fan 
4. lbrablm Abdul Fatab Gai<dan 
5. Abmad Ibn Ramd Al-Yabya 
6. Dr. Ahmad Sir Muban.ld 
7. Dr, 011mab Ibn Abdullah Kbayat 
1. Babi Saleb Sbata 
9. Toufiq lbnblm Toufiq 
10. Dr. Jameel Ibn AbduUah Al.Jishsbl 
II. Maj. Gtn. (Rtd) Jameel Mu· 

Ummad AU Al-Melmaa 
Jl. H1mad lba Mubammad A,1-faryaa 
13. Kbaled Ibn Mubammad Al-Gotalbl 
I•. Dr. Rtda Mubammad Saeed Obald 
15. Dr. Zablr lba Awwadb Al-Almalt 
16. Dr. Zobalr Abmad Al-Slbalr 
17. Eaa:. Zobalr Ramld Hussein Faytr. 
18. Dr. ZJyad Ibn Abdul Rabman Al-

Sudairi 
19. Dr. Sattd Ibo Mubamm1d Al­

Melets 
lO. Sulaiman ibn Abdul Rahman AJ-

Saleh 
l I. Dr. S•ltb Z.. lnl Al·Sbcibi 
22. Dr. Salth Ibo Saud Al·Ali 
13. Sbclkh S•leb ihn Abdul Rabm•D 

AJ...Mazroo1 
24. Sheikb Saltb Ibn Abdullab lba 

Hcmald 
25. Dr. Saleb Ibn AbduU.b Al·Malik 
26. Dr. Abdul R.abman lba Ahmad Al­

JHful 
27. Dr. Abdul Rahmaa Al·T1yrb Al· 

Ansari 
28. Dr. Abdul Rabm111 Ibn Saltb Al­

Shub•ill 
29. Abdul Rahm1n lba Abdullab Aba 

Al·Kball 
30. Dr. Abdul Aili iba lbriblm Al· 

F•yu 
31. Abdul Aziz Abmad AJ..Rlfal 
32. Dr. Abdul Al!lz Al·AU Al-N1im 
33. Abdul Aziz Ibn Mubammad Abu 

M•lh• 
34. Maj. Gtn. Abdul ADz Ibn Mu· 

hammad iba Abdul Mob1ea Ale Al· 
Sbtlkb 

35. Abdid Qader Hamuh Koshek 
36. AbduUah ihn Hamd Al..Quawi 

Quelle: Aktueller Informationsdienst Moderner Orient 18/93 

37. Dr. AbduUab Ibn Abdul Al!!• Al· 
Muoifi 

38. Dr. Abdu.ll•b Ibn Abdul Mobsco 
Al-Sullaa 

39. Abdal Latif Ibn Ramad Ibn Mu-
bamm•d ~abr 

40. Dr. AU Ibn lbrabim Al-Namla 
41. Dr. All ihn Talal AJ.Jebaai 
42. All AbduU.h AJ.Jurrau 
43. Omna. Ibn Mub•mmad ihn Vusd 

Al-Omraa 
44. Dr. Faltb Ibn Zald Al·faleb 
45. Dr. fabd Al-Orabl Al·Huilby 
46. Falsa! Abmad Zald1n 
47. Maj. Gea. (Rld) Kamal Siraj Al·Dln 

Al-M1rcalaal 
48. Dr. Mubammad Ibn lbrablm Al· 

JanUab 
49. Dr. Mubamm•d Al·Abmad Al· 

lt.sbid 
SO. Mubammad Abmad YuHf Za.ln.al 
SI. Dr. Mubammad Ibn Abdul Aziz 

Al-Maummar 
52. Muhamm1d lba Abdallab Al· 

Hemid 
53. Sbtlkb Mubamm1d Ibn Abdullab 

Al.Saum 
54. Mubammad Ibn AbduUab Al· 

Sb1rif 
55. Muh1mm1d Ibn AbduUab Al· 

Gallqab 
56. Mubammad Ibn Abdullah Al-Ndcc 
57, Dr. M.asar lbnhlm Al-Haumi 
SB. Dr. Musar Ibn Muhammad Al· 

Nulha 
,59, Dr. Niur Obald Madaal 
60. Dr. HHbim Abdu Ha1blm 
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Provincial system in a year 
RIYADH. Sun. 1SPA1 
IN lim: wi1h lhl! rcquircmcm„ 

or publk imcrcst aml lhc d~~irc 
In achiC\'C thc: S1a1c·~ ~oals 

r"!n:tining 10 lhc ur~rJJi~~ uf 
1hc pcrformJncc of thc ~U\Cnl· 
mcnl Of'dans 011 Jiffcrcm p;1fü 
aml lo Jevdup th~m in a man­
ncr belillin!! Lhc Jc\'elupmi?m 
oichicvcd h\" thc s1.i1c. 1hc Cu~-
1uJian o( lhc Tv.-o Holv 
Mosques. King. Fahad. ail­
nounccd th.: Provincial svsh:m 
according to the foUOwing 
dra[L 

Thc syslcm will bc pul into 
cffcc1 wi1hin one ycar from its 
publication. fl will be publish.:d 
in lhc official Gazeuc. 

Artldc 1: This systcm aims 
at upgrading the lcvcl or lhe 
administrative work and de­
vclopmcnt in all pans of thc 
Kingdom. h also aims al thc 
prcscrvati.on of securily and or­
der, the rights or citizcns and 
thcir frccdom in thc lramcwork 
of thc lslamic Sharia. 

Artide 2: Tbc Kingdom·s 
regions and lhe headquarter.; of 
each Govemoralc shall bc ap­
proved by a Royal Dccrcc upon 
the n:commcndation of the 
Minister of lhc lntcrior. 

Artlde 3: Each Province 
shall bc madc of a number of 
Govemoratcs, Distric1s am.I 
Centrcs. This division shall 
take inlo considcration the 
population. 1he geography, sc­
curity. environmcn1, and trans.­
ponation rncans in cach rcgion. 
The organisation of thc Prov­
ince shall be according 10 a 
Royal Dccrcc, ui)on 1he rec­
ommcndation of lhe Minis1cr of 
the lnterior. The Oistric1s and 
Centtes shall bc organi~d ac­
cording to a rcsolu1ion to bc is­
sued by the Minister of 1he Tn-
1erior and upon thc proposal to 
be made by the Govcmor of the 
Provincc. 

Ar1icle- 4: Each ProvinL·e 
shall ha\'C a Go\·crnor wi1h 1hc 
r.mk of a Mini.,lcr anJ shall 
havc a Ckpu1y :il 1he E),,ccllcnt 
Groidc, who shall assis1 lhc 
Govemor in thc dischar~c of 
bis work, and act for him Juring 
his abscnce. Go,·cmurs :ind 
thcir Dcpulics shall hc ap­
poinled illld rclic't'cd hy a Royal 
Dccrce upon the rccommcnda­
tion of Lhc Minbtcr of thc In-

ti=rinr. 
Ar1iclc N: An ;mnual m~1ing 

will bc hclJ fnr Pruvince Gov­
emor... und..:r the ..:hainnan~hip 
nf lh..: ~lini:-1..:r nl thc lnl..:nor. 
In Ji„cu:.s is:.uc:. pcnaining tu 
1he Pmvim:c:. omJ lhc Minister 
nf th1.• lntcrior will ~utimil a rc­
pon on il to lhl! Prime Min­
ister. 

Article Y: The Govemor of 
each Province will hold a 
mee1ing for rulcrs of Govcm­
oratcs and Direclor.; of Disuicts 
at lcas1 1wicc a 't'Car 10 discuss 
thc affairs of lhe. Province. Thc 
Govcmor will !r.ubmit a rcpon 
on 1hc! tMJl1:om„· to the Minislcr 
ofthe lnterior. 

Article 10: (Al Onc or more 
Deputy Go..,cmon; will be ap­
pointed for eacb Provincc, at an 
administralive grade not Jess 
thon 1hc t41h Grade, with Cab­
ine1 rcsolutions. accClrding. to 
the recommendation of lhc 
Minis1cr of thc lnterior. 

(8) Each Govcmorale will 
ha\'C a Govemor. whose ad­
ministrati't'e grade will no1 be 
less Lhan 1hc 141h grade. He will 
be appointcd by lhc Prime 
Minister's order and according 
to lhe rccommenJa1ion or thc 
Minis1er of the lnterior. Each 
Govcmoralc will have a Dep­
uty Govcmor. whose ad­
ministra1ivc grade will not bc 
less lhan lhc 12th. He will be 
appointed by an lnterior Min­
istcr's decision and according 
to thc recornmenda1ion of lhe 
Provincc ·s Govemor. 

(C} Each District will have a 
Director, whose administrative 
grade should nOI be lcss than 
•hc 8lh. He will be appoinlcd by 
lhe Minis1cr of the lnterior ac­
cording to the rccommcnda1ion 
of 1hc Pro..,incc Go't'cmor. 

CD) fach Cen1re will ha\'C a 
Ch~irrnan, who!'t ad­
ministrati't'e grade !r.hould nol 
hc lc . .;,s than lhc 51h. He will be 
appuinted by thc Proyincc 
Gnvemor according 10 thc rec­
ommcndJlion of a Go\cmoratc 
rukr. 

Ar1kle II: Prcn·im:e Gov­
cmors. GovemorJtc Go\·cm· 
or.., Distri1:1 Dircc1ors and Ccn­
lrc Chairmen will prcsidc at 
lheir ploice of work amJ should 
nol lea\·c il withuul pcrmissiun 
from lheir supcriors. 

Ar1iclc 12: Guvcmora1c 
Govcmors, Dislricl Dircc:lol"'i 
anJ Cen1re Chairmen will per­
fonn 1hcir Jutic:. wilhin lhc aJ­
minislrJtivc framcwork 11f1hcir 
&1:.hignmi=nh and 1he limils nf 
lhi= au1hon1ic!-. in't'1..'!>.h:J in 
thc:m. 

Article 13: Govemorate 
Govcmors should run their 
Govemora\es within 1hc framc­
work of the specialisa1ions ou1-
linec;1 in thc Scvemh Article 
wi1h the cxcep1ion of pro­
visions F, I and J of Lhis anicle. 
Thcy will control 1he work of 
District Directors and Centre 
Chairmen affilfotcd to them and 
ma.kc surc of lhcir efficiency. 
Thcy will submit regular re­
pons 10 lhc Province Govemor 
on the perfonnancc of public 

• services and other Govemorate 
affairs according to the cx­
ecu1ive regulations of this sys­
tcm. 

Article 14: E\'cry Minhtry 
or govemmcn1 au1hori1y scr:­
ing the Province must a.ppoint 
a Chairman of its branchcs in 
the province with an ad­
ministrative grade not less 1han 
thc 12th. He will be directly 
linkcd wilh thc ccntral aulhor­
ity and should coordinaie his 
work wi1h 1he Pro't'incc Gov­
e mor. 

Article 15: Each pro't'ince 
will havc a Provincial Council 
at thc pro ... ince hcadquarters. 

Article 16: Thc Provincc 
council will comprisc : 

A- Thc Provincc Go't'cmor 
as ChainnaJl of lhe Council 

B • Thc Vicc-Govcmor of the 
Province a.s Deputy Chainnan 
of the Council. 

C - The Deputy Go't'emor of 
thc Provlnce and the Go..,emors 
of1hc Go ... emoratcs. 

D -Thc heads or govemmenl 
au1horitics namcd by the Prime 
Minister in lhc Province • .:i.c· 
cording lo 1hc recommcndation 
or the Minisler of thc ln1crior. 

E - At least 10 weil qualilit"d 
a.nd expcrienccd ci1izeno; will 
bio'. appointcd hy thc Prime 
Minisler, accurding to thc rcc­
ommend:a1inn of thc Pro,·in1.·c 
Go\·cmor anJ pur.;uant on 1hc 
approval of 1hc Mini:.1cr of lhc 
lnh:rior. Thdr mcmhi=rship will 
l;:i.'t for four years and will be 
rc(l('1,1.·ablc. 

Ar1icle 17: Memhcrs of lhc 
council must bc: a Saudi. bom 
and r.aiscd in 1hc Kingdom. 
k.nown for his cfficiency am.I 
righ1cousn1.·ss, not youn~er than 
30 a.nd livin[! in lhc Provincc. 

Article 18: A mcmber can 
submi1 wriuen proposals 10 lhc 
Provincc Council's chairmilll. if 
it is rela1ed to lhe council's af. 
fairs. Thc chairman will includc 

· C't'ery proposal in Lhe council"s 
agenda 10 be studicd. 

Article 19: A Pro't'incc 
<;ouncil mcmber should not at­
tend 1he discussions of lhc 
council or its comminccs, if Lhe 
issue is relatcd 10 a personal in­
tcrcst of his. the in1ercs1 of 
someone the member cannot 
tcslify for or if he is a guardian 
or a deputy of sorncbody who 
has a pcßonal intcrest. 

Articlt 20: lf an appoinicd 
member wishes 10 rcsign, hc 
should submil a request to 1his 
cffec1 10 1he minis1er of 1he in­
terior through the pro't'ince 
govemor. Thc resignalion will 
not be considercd cffec1ivc un­
Jess lhc prime minister ap· 
pro\·es, according ··10 lhc rec­
ommendalion of thc ministcr of 
the intcrior. 

Article 21: In circumsWlccs 
nol mentioncd in 1his systcm, an 
appointcd member can not be 
sackcd bcforc Lhe end of his 
term cxccpt with an order from 
lhc primc minister, according 10 

thc rccomrncnda1ic..u of the 
ministcr of the interior. 

Artkle 22: In case a mcm­
ber's seat becomes vacant for 
any reason, another mcmber 
would be appointed wilhin 
lhrcc monlh. The lcrm of office 
of Lhc ncw mcmber would be 
Lhe rcma.'ining pcriod of his prc­
dcccssor's tenn as stated in item 
of Aniclc 16 ofthis sysicm. 

Ar1icle 23: The province 
council will study all elcmcn1s 
aiming at upgrading services in 
1hc provincc and pcrform thc 
following duties. 

A. De1crmining the needs of 
the pro't'ince and suggcs1ing in­
cluJing thcm in_ the s1a1c de­
vclopmcnl ·plan. 

B. Dctermining thc uscful 
pnticcls according to thcir pri­
nrilics and pruposing lhcir ap­
proval in lhc annual slalc bud­
gc1. 
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C. S1udymg lhc organ­
i".1111in;il plan' nf lhc provincc·s 
..:1111:~ amJ villa;;cs und fol­
lo..-. in,g: up 1hcir implcm~n1:uion 
af1cr ilppmvmg lhcm. 

D. Follow1n~ up 1he implc­
mcn1a1ion nf daw • ..:~ of thc de:-

vclopmcm plan :>.nd bud~c1 rc-
1:>.tct.1 m lhc pmvmce. 

Article 2-1: Thc provincc 
council will propoS( any useful 
work för thc ci1izcns of thc 
provincc and cncoul'3ge eil-

izcns to panicipa1e in it. lt will 
also submit a rcpon on it 10 thc 
ministcr of lhc intcrior. 

Article 25: The provincc 
council will bc prcven1ed from 
probing any issuc different 

Quelle: Informationsdienst Moderner Orient 6/92 

from its specialisations named 
in this sysu:m. Jts resolutions 
on such issues would bc null 
and void and the minister of thc 
intcrior would issuc a dccision 
10 this cfrccL 
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Fahd 3:Dnounces Provin'cial System 

IEDDAH. ScpL 16 (SPA) 
Custodian oC thc Two Holy 
Mosqucs King F ahd today an­
nounced thc Nies and rcgulations 
oC thc Provincial System airncd II 
boostin1 lhc administrarion and de­
vclopmcnt oC thc counirv's ll 
provinces. 

Thc ncw announ~mcnl comcs 
in thc walce of King Falid's con­
tinuina adminisntivc rcfonn pro­
gnms Cor lhc wclCarc oC citizcns. 
Last month, hc announccd thc Nies 
and rcgulatioos oC lhc Consulialivc 
Council (Sboura) and thc ncw 
Cowu:il ofMinillCn Sys1em. 

Kin1 Fahd today wucd . thrcc 
royal dcmcs includin1 lbc oac 
making socne uncndmcnis in die 
provincial systcm. Anothcr dccrce 
appoinled Dr. Suhail Qadi u a ncw 
mcmbcr oC the Showa whilc lhc 
third onc namcd die ncw pro•inccs 
and lheir hcadquancrs. 

In1crior Minisicr Princc NaiC dis­
closed IOday 1ha1 King Fahd would 
announce within a fcw days lhc 
namcs of provinci1I council mmi­
bcn. 1liis shows thc king's kcen­
ness 10 quickly implcment the sys­
tem," hc added. 

Prince Naif said the ncw pro­
vineial Nies and rcgulations would 
bc bcnelieial 10 citizcns and im­
provc 1hc pcrfo~nce of govcm­
mc:nt depanmcnts 1n wno~ prov­
incc:s. 

"King falid had asked IO revi1e 
some aniclcs of lbc sySIClll in onlcr 
10 incrcase lbe serviccs to eil· 
izcns." hc said rcferring IO lhc 
amcndmcnis in thc provincial sys. 
rcm. 

Provinc:cs havc bccn dividcd 
in10 administrative disnieis Group 
A and Band sul>-disnicu Group A 
and B rcplacing thc former cl11-
silic1rioo or administtativc dis­
nicts, coun1ics and sub-dislricts. 

"'Thc rcviscd clusiticarion aivcs 
grcatcr ßaibiliiy in th~ orpniza· 
rion ofprovinccs," hc sa1d. 

He said lhe provincial councils 
would bc composcd o( lhc 1ovem· 

or and vice govemor or province, 
undcrseerciary of lhe govcmorate, 
hcads ofthc conccmcd govcmmcnt 
dcpimncnis and 1 numbcr of eil• 
izcns. 

Howevcr, he poinled out !hat thc 
councils wcrc 11lowed 10 call out· 
~idcrs includin1 Muharw 10 ancnd 
thcir mecdngs. 

followin4 is lhc ICXI of the Nies 
and rcgul111ons oC lhc Provincial 
System issued in Jcddah on Thun· 

da~r1icle 1: This sys1cm is aimcd 
II improvin1 lhc SWldard Of ad· 
minismuivc and dcvclopmcntal ac· 
livi1ics in thc Kin1dom's prov· 
inces. lt is also 1imcd II cnsurin1 
securiry and ordcr u weil u ri&hts 
and frccdom of ci1izcns in lhc 
hmcwork oCShariah. 

Artkit 2: The provincn and 
thcir bcadquancn shall bc dc­
tcrmincd lhrough 1 royal dccrcc on 
lhc buis or thc rccommcnda1ion of 
thc intcrior minister. 

Ar11cle l: Eacb province shall 
bc composed oC - Cor adminisn· 
tion purpose - 1 numbct of dis· 
lricts. Group A and 8, and _ lhcir 
sub-disuicis. Thcy shall bc Cormcd 
on lhc basi1 of dcmogrophic, gco­
pphic, security, cnvironmenLll 
and communicarion factors. The 
administrarivc dislricts will bc un· 
du thc govcmor or thc provincc 
and will bc organiud u per royal 
dccrcc on lhc buis oC lhc rcc· 
ommcndation o( thc intcrior min· 
isi.r. Thc csL1blisluncn1 and link· 
agc or thc sub-disuicu will. bc 
dccided by thc intcrior minislcr as 
per thc rccommcnda1ion or lhc 
1ovemor of each provincc. 

Ar1lde 4: For cach provincc 
thcre shall bc 1 govcmor with lhc 
pdc or a minis!cr and.will ~vc 1 
vice 1ovemor wnh 1 d1111nzu1shcd 
srade IO assist thc 1ovcmor in his 
work and act in his absencc.' Thc 
appoinnncnl aiid dismissal of gov· 
emors and vice govcmcn will bc 
donc lhrou1h royal dccrccs and 11 
per thc recommcndation or lhc in· 

tcrior ministcr. 
Artlcle 5: Thc govcmor oC lhc 

province shall bc rcsponsible 10 lhc 
intcrior ministcr. 

Artlclc 6: Thc govcmor and thc 
vice 1ovcmor shalj, takc thc Col· 
lowin1 oath in front of lbc kin1 bc· 
forc rcsumin1 thcir dutics: "I swcar 
by Allah tbc Almighly thal 1 will 
bc sinccrc to my rcligion thcn to 
the royal f11Dily and my counay, 
that 1 will DOI disclose any SLllC SC• 
erct and 1 will protccl its intcrcsts 
and systems and 1 wiU carry ou1 
my dutics with crulh, Caithfulness. 
sinccrcl)' and junicc. • 

Artlcle 7: lbc IOYcrDOr of 1 
provincc shall llkc up ilS ad· 
minis1r1tion, in accordlncc with 
tbc 1cncral policy or thc sratc and 
lhc Nie• and rcgulatio111 or this 
systcm and othcr systcms, cspceial· 
ly lhe Collowins; 

A) Mainiain security, ordcr and 
srability, takc nccessary stcpS Cor 
i~ in accordancc wilh lhe Nies and 
rczulations. 

8) lmplcmcnl judicial judg· 
mcnis aftu thcy acquitc thcir lin•I 
form. 

C) Guarantcc lhe righlS oC in­
dividuals and thcir frecdom and 
not 10 Llkc any stcp alTccting lhose 
righis and Crccdoms exccp1 wilhin 
lhc limiis prescribcd by rcligion 
and law. 

D) Work Cor 1hc social, cconom­
ie 1nd cultural dcvclopmcnr of 1hc 
provincc. 

E) Work ror 1hc dcvclopm<nl of public tcr· 
vica in lbc provincc and &o booSI thcir cf-
ficienq. . _ . _ 

f) Admini11cr 1he adm1n.iMRave diJll'lcts 
(m.ii.rau1 and sub-diuri<U. moai1« wO<b of 
lhc aovcmors of lho"' di"'1cll and hcads _or 1hc 
sub-cfüuicu lnd uccrt&UI lhc1r ctTlC1CDC)' ta cü„ 
charlinad\ali<L 

Q) P1uervc lhc ptopCl1Y and bcloopnp ohbc 

... „ """ -· cn<fOIChmeal upotl lbcm. . H) Supcmoc lhc 1ovm>111C1>1 dtpanmcn11 1a 
!hc p<OVincc and lhc~ cmployces. 10.....,. lhAI 
lltcy dildtarp: d>eir dutin p<Opaly IDd wiccre­

ly, coordirwc lllc - o( lbc cmj1loyo<1 of dif· 
(c:rau muLi11ne1 and ICl'Y•ca 1.11 lbl: ?f'OVIGCC 
wilh lhcir compctcOI alllborilics. 
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1) Dircc1ly con1ac1 lhe ministen and heads of 
scrviccs and discuss lhc affairs or the province 
wilh lhem, with lhe objcctive or raising the ef­
ficicncy and pcrformanc~ or ~e dcpart.~nlS 
coMccled wilh them, and 10formmg lhe mm1ster 
of intcrior witb iL 

n Prescnl annual rcports 10 lhc minslcr or in­
tcrior about lhe efficicncy and performance of 
the public scrvices. in t~e provincc and. other . 
matters of the provmcc, m accordan<:e w1th the 
cxccu1ivc rcgulation of this system. 

Artlcle 8: An annual meeiing ofthe governors 
of the provinces shall be held undcr thc chair­
manship of lhe inlerior. ministcr to discuss the 
matten rclatcd to the provinccs. Thc i~lerior 
ministcr will prcscnt a rcport of tbat mecting IO 
tbc primc ministcr. 

ArtiCle 9: Administrative district muhatiz 
shall mec1 at least twicc a ycv undcr lhc chair­
m.anship of lhe govcmor of the province lo dis­
cuss thc affairs or the province. lbe governor 
shall prcscnt a rcport of it to tbe iDtcrior min­
is1cr. 

Artlcle 10: A) One or morc undcrsccrctarics 
sball bc appoinled eo every province with grades 
nol lcss 1han 14 as per a decision of thc CoW!Cil 
of Minislcrs, on thc basis of a recommcndauon 
from thc ministcr of intcrior. • 

B) Each adminislrative distticl of A calcgo!}' 
will havc a govcmor (muhafiz) whose grade will 
not bc lcss than 14. He shall be appoinled as per 
an ordcr of thc prime ministcr „ on thc basis of a 
rccommcndacion ftom the ministcr of intcrior 
and it shall have an undersecrctary whose grade 
will not bc lcss than 12 who will be appointcd as 
per an ordcr of thc miniscer of intcrior, on thc 
basis of a rccommcndalion from the govcmor of 
tbe provincc. 

C) Every adminislrativc district of thc B cat- ' 
cgory shall havc a muhafiz whose grade will nol 
bc. lcss than 12. He shall bc appointcd as per an 
ordcr of thc ministcr of interior, on 1hc basis of 
a n:commcnda1ion li'om thc govcrnor of thc 

_i:irovincc. 

. 0) Each sub-disb'icl of A calcgory shall havc 
a hcad whosc grade will not be less lhan II. He 
shall bc appointcd by lhc ministcr of intcrior, on 
thc btiis ofa rccommcnda1ion from lhc govcmor 
or thc pcovincc. 

E) Each sub-disttict of B catcgory shall havc 
a hcad whosc grade will not be lest than S. He 
wll bc appoin1ed as per an ordcr of lhe govcmor 
of lhe pcovincc. 

Artlcle 11: Govcrnon of provinccs anct ad­
minisb'alors of districlS and hcads of thc sub­
dis1ricts shall stay at thc placc of their work and 
should nol lcavc lhc arca of thcir worlt cxccpt 
wi1h thc pcrmission of thc dircct boss 

Artlcle 12: Govcmon of distticts and heads 
of sub-districts shall takc up thcir dutics within 
thcir administralivc zoncs and wi1hin thc limiu 
of thcir jurisdic1ions. 

Artlcle 13: Adminis1rators of distticts shall 
func1ion within the jurisdiclions spccificd in 
Articlc 7, with lhc exccption oflhe provisions of 
sections F.1 and J of that article. Thcy sball 
monitor thc worlts or the hcads or sub-distticts 
undcr tbem, ascertain thcir cfficiency in dis­
charging dutics and prcscnt pcriodical rcports 
eo tbc govemor ofdtc provincc about thc cfficient 
perfotnwlce of tbc public scrvices and other 
mauen of lhe district, in accordaoce witb the 
cxccutive rcgulations or this system. 

Artlde 14: Eacb miniSlry or gommncnt 
agency in the province shall appoint bcads of 
dcpartmenlS in thc provincc whOIC grade will not 
bc lcss tban 12. He wiU bc dircctly connected 
with tbe ccntral dcpartmcnL He has IO coordinatc 
wilh thc govcmor of the province in thc ficld of 
his work. 

Artlde 15: In cvery provinCc: ':~eil ~II 
bc sct up. lt will bc callcd lhe provmctal councd. 
lts hcadquancn will bc at lhc hcadquancn of the 
govcrnoratc. 

AJ1kle 16: Thc Provincial CoWICil will 
cornprisc 

Al Govcrnor of lhe provincc u thc chainN:" 
B)Vicc govcrnor of thc Province u vice 



cbainnan 
C) Oovcmoratc undcrsccrctary 
D) Hcads of lbc govcmmcnt dcpartmcnts in 

thc provincc which will bc dctincd by an ordcr of 
thc primc minister. oa tbc basis of 1 rcc­
ommcndation from thc minstcr of intcrior. 

E) Not lcss than 10 natives of tbc provincc 
wirb knowlcdgc, expcricncc and specialization. 
Thcy shall bc appointcd as per ordcr oflhc primc 
minis1cr, on lhc basis of a nomina1ion by thc 
govcmor of thc provincc and approval by thc 
Minister of lntcrior. Thcir mcmbcrship will bc 
for four ycars which is rcnewablc. 

Artlcle 17: Thc mcmbcr of thc council shall 
fillfill thc following condilioos; 

A) He should bc Saudi national by dcsccnt and 
birth. . 

B) Should bc known for rightcousncss and cf-
ficicncy -

C) Should noc bc lcss than 30 ycan ofagc. 
D) Should bc domicilc of thc province. 
Artlcle 18: A mcmbcr is cntitlcd to pul forth 

suggcstions to thc chairman of thc Provincial 
Council in writing in mancrs coming undcr its 
jurisdiction. Thc chairman shall includc all thc 
suggcs1ions on thc agcnda of thc council for rc­
vicw and study. 

Artlcle 19: lt is not pcrmissiblc for lhc mcm­
bcr of thc council to ancnd lbc dclibcrations of 
lhc council ot its c:omminccs if thc mancr per· 
tains lO his personal intcrcst or thc intc:resl of 
thosc peoplc ia whosc c:ascs his tcstimony will 
not bc acceptcd or ifhc is thc guanlian, camalccr 
or agcnl of thosc who havc intcrests in it. 

Artlcle 20: lf thc appointcd mcmbcr wants lo 
rcsign, hc sh:ill submit it in writing to lhc min· 
istcr of in1crior through lhc govcmor of thc 
provincc. His rcsigna1ion shall not comc into cf­
fcct unlil thc approval of lhc primc minislcr on 
lhc rccommcndalion of thc minislcr of intcrior. 

Article 21: Exccpl unJcr thc conditions spcc­
ificd in lhis sys1cm, il is nol pcrmissiblc to dis­
miss an appoin1cd mcmbcr during his lcrm cx­
cc:pl by an ordcr from thc primc ministcr on thc 
basis of a rccommcndarion by rhc ministcr of in­
tcrior. 
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---·Artkit i2i In· casc lhc scal of any mcmbcr 
falls vacanl for any rcason, a subs1iru1c shall bc 
appointcd within thrco: monrhs. Thc pcriod of 
mcmbcrship ofthc substi1u1c mcmbcr shall bc lhc 
pcriod rcmaiiiing from lhc 1crm of his prc­
dcccssor. lt is in accordancc wilh rhc provisions 
in scc1ion E of Articlc 16of1his syslcm. 

Article 23: Thc Provincial Council will bc 
compclcnl 10 srudy all mancrs which would boosl 
lhc Standard of scrviccs in 1hc provincc, cs­
pccially 10 

A) Dcfinc rhc nccils of thc provincc and sug­
gcst thcir inclusion in lhc Kingdom's dcvclop· 
mcnl plan. 

8) Dcfinc uscful projccts in accordancc with 
lhcir prioriry anJ proposc 1hcir sanciion in 1hc 
Kingdom·~ annual budgcl. 

Cl S1udy 1hc regulative pi ans of rhc towns anJ 
villagcs of 1hc provincc anJ föllow up lhcir im­
.plcmcn1a1ion aller rhcir approval. 

0) Follow up th.: impkmcnlauon of rhc Je. 
vclopmcnl plan anJ bud11c1 of rhc provincc and 
coordina1c :iccorJingly. 

Artlcle 2": Th.: council will pmposc any work 
of gcncral bcnclit for lhc pcoplc of lhc provincc, 
cncouragc participalion of rh.: d1izcns in it anJ 
prcscnl il 10 1hc ministcr of inrcrior. 

Arllcle 25: lt is prohibi1c1I for th.: C<•uncil h> 
considcr any subj~'l:I ou1s1dc 111<: Jurisdic1ions 
specificd undcr Ibis systcm. lts dccisioas will bc 
null aad void if it cxcccds it. Tbc mioisccr of in· 
lcrior will issuc an ordcr to !hat cffcc:t. 

Artkle 26: Thc council shall hold an ordinary 
scssioa evcry thrcc rnonths at thc invitatioa of its 
chainuan. Thc chairman can convcnc an cx­
tnordinary mccting of lhc council, if bc finds it 
ncccssary. 

A sesaion inclildcs thc sining or sinings which 
are hcld on tbc basis of onc invitation. Tbc scs­
sion cannot bc adjoumcd cxcepl after cooclusion 
of thc busincss on thc agcnda. 

Artlcle 27: Anmding rhc mcctings of thc 
council is considcrcd official Juty of thc mcm· 
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bc:rs which bavc bcen spccificd in thc scclions as1on inlo considcralion. il shall inform 1hc 
C lnd D of Aniclc 16 of lhis systcm. Thcy shall council thc rcason for 1hat and if lhc council is nol 
havc 10 ancnd in person. lf thcy are off duty. convinccd by thosc rcason, thc mauer will bc rc­
those who 3{C in chargc will ancnd. fmcd to thc intcrior minislcr for prcscntauon 10 

With Rprd .to thc mcmben mcnlioned in thc primc minister. 
scclion E ofthc said aiticlc, failurc 10 ancnd two Ardcle 35: Each ministry and its scrvice dc­
consecutivc scssions without an acceptablc rca- partments shall inform thc Provincial Council lhc 
son shall entail thcir Rmoval fi'Om thc council. In projccls to bc implcmcnted in thc provincc as per 
this case, it is nol permissiblc 10 appoinl thal thc budgct allocalions soon aftcr 1hc announcc­
mcmbcr lo thc council oncc again cxcept two ment of thc budgct. Thcy shall also inform thc 
ycars aftcr thc da1c of lhc issuancc ofhis rcmoval i council thc dcvclopmcnt plans for thc provmcc. 
onkr. Arricle J6: Each minislcr and govmuncn1 

Anicle 21: Thc quorum of lhc Provincial dcpanmcnt shall ask 1hc opinion oflhc Provincial 
C:~il shall bc two-thirds of its ~embcrs. De· Council on subjccls rcla1cd I? its jurisdiction _in 
CISl;O~ shall bc takcn on lhc bas1s of absolulc thc provincc and the counc1I shall express 1ts 
maJOnl}' of thc voles of thc membcrs of lhc opinion on thcm. 
council. In casc of a tie, thc casling vole of lhe Arricle 37: Thc primc ministcr shall fix the 
chairman shall dccidc the issuc. rcmuncrations of 1hc council's chairman and 

Artkle 29: The Provincial Council can sei up mcmbcrs as per thc rccommcndation of the in· 
spccial comminecs, if rcquircd, lo study any terior ministcr, considcring the communication 
subjcct lhat comes undcr its jurisdiction and can and accommoda1ion cxpenscs., 
also avail of lhc assistance of expens wbom it Arrlcle 38: Thc Provincial Council shall not 
dccms sui1ablc. lt also can all outsidcrs whom it bc dissolvcd exccpt by thc ordcr of the primc 
wishes, to ancnd the council mcetings and par· ministcr on 1hc rccommcndation of the in1crior 
licipite in thc disc:ussions but they will nol have ministcr, and ils mcmbcrs shall bc appointcd 
lhc voting right. within thrcc months aßcr 1hc dissolution. During 

Anlcle JO: lt is the interior ministcr"s R· thc pcriod of dissolution, thc membcrs mcntioncd 
sponsibility to convcnc the council mceting un- in scctions C and D of Aniclc 16 of lhis systcm 
der his chairmanship at any placc hc wishes and shall carry oul i1s func1ions undcr 1hc chair· 
he shall prcsidc over thc mcctings ancndcd by manship of 1hc yovcmor of 1hc provi!'cc. · 
him. Article 39: Thc Provincial Counc1l shall havc 

Article JI: Thc convcning of the Provinc_ial a sccrc1aria1 in 1hc go\·cmoralc ol 1hc provi~ce 
Council shall not be allowcd exccpt al lhc m· which shall handle thc agcnda and !'end m· 
vitation of eithcr its prcsidcnt or vice prcsidcnl or vi1a1ions 11n 1hc o;chcdulcd dalcs. rccord thc dis· 
by thc diRCtive of lhc intcrior ministcr. cus•ion• hdd durinl! mcctings. counl vo1cs. prc· 

A.rtlcle J2: Tbc council's chairman shall parc rcports of mcc1ing~. wri1c 1hc rcsoluuons 
prcscnt a copy of its rcsolulions to the in1crior and 1hc do 1hc 1hings rc~uircd 10 con1rol thc 
minister. mc~1in11s and rccord its Jcc1s1ons. . 

Article JJ: The council's chairman shall in· Anlcle 40: Thc in1crior minis1cr shall 1ssuc 
form lhc minislrics and govcmmcnt dcpamncms 1he rcquircd rulcs and rcgulalions 10 implcmcnl 
of its rcsolutions conccming lhcm. this sy~1cm. . lh. 

Artlcle 34: Thc minisll'ics and govcmmcm Arlkle 41: No changc shall bc_ maJc '" ds 
depanmcnts shall considcr thc rcsolu1ions of 1h.: sys1cm cxccpt 1hrough lhc mc1hod 11 was issuc · 
provincial councils. as per scclions A and B ,1f 
AJtcile 23 of 1his sys1cm. lf a minislTy or yu•·· 
cmmenl depanmcnt is nol 1aking a council Je-

Quelle: Informationsdienst Moderner Orient W/93 
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Amendments 
JEDDAH, Sept. 16 (SPA l - Custodian of 

thc Two Holy Mosqucs King Fahd today is­
sued thc following royal dccrcc afier re­
fcrring 10 the Provincial System and in the 
intcrest of thc public. 

Firstly: Tbc following amcndments wcre 
madc in thc Provincial System announccd 
through a royal dccrec No. AJ93 datcd 27/8/ 
1413H. 

1 J Tbc third aniclc will be altered to the 
following: 

For administrative purpose. each province 
will be composed of a number of ad­
ministative districts of A and B groups and 
sub districts of A and B groups. And this will 
be done in thc light of demographic, geo­
graphic, security, environmental and com­
municational considerations. Tbc ad­
ministrative districts will be brought under 
thc governor of the province and it will be 
organized on thc basis of a royal decree as 
per thc rccommcndation of thc interior min­
istcr. Tbc cstablishment and linkage of the 
sub districts will be decided by thc interior 
minister as per the recommendation of the 
governor of the province. 

2) The IOth Aniclc will be altered to the 
following: 

a) For each province one or more under­
secrctaries will be. appointcd with at least 
l 4th grade and should be cndorsed by the 
Council of Ministers as per the rec­
ommcndation ofthe interior minister. 

b) For each administrative district under 
Group A. a district governor with not less 
than 14th grade will be appointed by the 
Council of Ministers as per the rec­
ommcndation of the intcrior minister. lt will 
havc an undersecretary with not less than 
12th grade appointed by the interior minister 
as per thc recommendation of the governor 
of the provincc. 

c) For cach administrative district under 
Group B, there will be a district governor 
with not less than 12th grade and will be ap­
pointed by the interior mini_ster as per the 
rccommendation of the governor of the 
provincc. 

d) For cach sub district undcr Group A. 
thcrc will be a head with not lcss than cighth 
grade appointed by the intcrior ministcr on 
recommcndauon by thc govcrnor of the 
provincc. 

e) For each sub disnict undcr Group B. 
there will be a hcad with not lcss than fifth 
grade. appointcd by the governor of thc 
province. 

3 J The l 3th Anicle will be altered into thc 
following: . 

The governors of the administi:a1.ive ~1s­
tricts are rcsponsiblt: for the admmrstranon 
of their rcspective districts as per the author­
itv vested with them by Arn'cle 7. with the 
excc:ption of the matters mcntioned in the 
scctions F .1 and J of that anicle and they 
should supervise the activities of the heads o_f 
sub districts under thcm and ensurc thc1r 
competence in carrying out their duties and 
prcsent regular reports to thc governor of t~c 
province on public serviccs and other affa1rs 
of the administrative district, as per the ex­
ccutive bylaw ofthis system. 

4) Tbc 37the Anicle will be altered as fol­
lows: 

The prime minister will fix the re­
munerations of the provincial council prcs­
ident and members as per the recommenda­
tions of the interior minister, considering 
communications and accommodation ex­
penses. 

S) The word "county" and the words "di­
rectors of counties" from the Clause F ofthe 
7th Anicle will be removed. Also the words 
"directors of the counties" should be re­
moved from the 9th and 11 th articles. 

6) Clause C of the l 6th Anicle will be al­
tered into the following: 

c) Undersecretary of the governorate. 
7) A new 41 th Anicle will be added with 

the following text:No changc will be made in 
this system except following the ·method 
used for its issuance. 

Secondly: This order will be publishcd in 
the official gazene and will come into effect 
from the date of its issuance. 

Quelle: Aktueller Informationsdienst Moderner Orient 20/93 



106 

Saudi ulema condemn 
memo addressed to king 
TAIF. Sept. 17 CSPA) -- Thc Senior 

Ulema Council. thc highest religious au­
lhority in thc Kingdom, has condcmncd a 
mcmo that was addrcsscd to Custodian of 
thc Two Holy Mosqucs King Fahd hy a 
group of "tcachers .and pcoplc working in 
thc ficld of lslamic scicnccs" spcaking 
about thc status of thc country and rec­
ommcndir~ means of rcform. 

A Statement issucd today hy thc coun­
cil dcnicd that Sheikh Abdul Aziz ibn 
Baz. thc chairman of thc council and 
hcad of thc General Presidency of the De­
partmcnts of Religious Research, Ruling, 
Call and Guidance, had hlessed the said 
mcmo. "While condemning thc so-called 
"mcmorandum of ad vice," the council af­
fums that ·this work runs contral)' to the 
siocere advice as prescribed hy Islam and 
\\'bjch requires thosc who give it to be 
just in word and deed and to adhcre to the 
teachings of Prophet Muharnmad," the 
swemcnt said. 

Thc council caUcd for cnsuring amity 
and keeping away from all that could sow 
dissension, enmity and prejudice which 

_ could only cause harm. 
~- Emphasizing the need for unity among 
Muslims, thc Statement said thc nation 
"should be one group and should follow 

thc foot~teps of the rit?hteous ancestors.'' 
Following is a translation of thc text of 

thc Statement duly si!!ßed hy members of 
thc board who anendcd the session: 

Thc 39th session of the Senior Ulema 
Coilncil being held in Taif looked into 
-the memorandum of advice -· mudhakki­
ra al-nasiha - si!!ßcd hy a number of 
teachcrs and some people working in the 
field of lslamic sciences and suhmined to 
Custodian of the two Holy Mosques King 
Fahd. The council also studicd parts of 
the memorandum as puhlishcd in some 
foreign papers along with the falsc allega­
tion that Abdul Aziz ihn Abdullah ihn 
Baz. chief of the departmcnts of religious 
rescarch, ruling, prcaching and guidancc. 
approved and suhmittcd it to King Fahd. 
The memorandum containcd 10 itcrns. 
Those who preparcd thc memorandum 
claimcd thcy had portraycd the rcality in 
thc country as it prcvails and had suggest­
ed something which they tcrmed mcans 
of rcctification. 

After discussing the mcmor'dlldum, lbc 
council dccidcd to issuc this statement 
deoouncing thc falsehood it contains and 
lhe method of preparing and puhlishing 
it. Thosc who preparcd thc memorandum 
havc workcd to promote the causes of 

Quelle: Informationsdienst Moderner Orient '2IJ/92 
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